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editorial
Die Ergebnisse der Wahlen zum Studentinnenparlament la-
gen bei Drucklegung der letzten diskus-Nummer noch nicht
vor; unklar war, ob es tatsächlich die letzte sein würde.
Finanziell und rechtlich durch den Allgemeinen Studentinnen-
ausschuß (AStA) der Frankfurter Universität abgesichert, ist
die Arbeit der Herausgeberinnen und der Redaktion der
Frankfurter Studentinnenzeitung von dessen Zusammenset-
zung abhängig. Die Wahlen im Februar 1992 ergaben ein Patt
zwischen linken und rechten Hochschulgruppen. Das Parla-
ment vertagte sich, ein neuer AStA konnte nicht gewählt
werden. Soweit haben die Wahlen keine politische Klarheit
gebracht. Klar ist allerdings, daß der gegenwärtige linke AStA
bis zur Neuwahl im Amt bleibt und die Beschlüsse des im
vergangenen Jahr gewählten Studentinnenparlaments gültig
sind, darunter auch die weitere finanzielle Unterstützung für
den diskus und die Wiederwahl der drei Herausgeberinnen
sowie die Neuwahl einer Herausgeberin und eines Herausge-
bers aus dem Kreis der Redaktion. Auf dieser rechtlichen
Grundlage kann der diskus bis auf weiteres seine redaktionelle
Arbeit fortsetzen.
Nicht nur angesichts dieser Patt-Situation ist linke Hochschul-
politik an der Frankfurter Universität kein ver-gnügliches
Unterfangen. Die angestrebte „Neukonstituierung” der partei-
unabhängigen Uni-Finken über das Finke Fiste-Plenum ge-
staltet sich schwierig, da momentan nicht nur politische
Resignation regiert, sondern auch politische Verwirrung. Wie
anders erklärt sich folgendes Ereignis: Als sich der hessische
Ministerpräsident Hans Eichel im Rahmen des Instituts für
Sozialforschung anschickte, einigen kritischen Reflexionen
über Nationalismus freien Raum in sozialdemokratischem
Geiste zu geben, trat ihm eine Bellizisten-Fraktion der Lin-
ken Liste entgegen. Verdutzt sahen sich der SPD-Politiker
und seine Zuhörer mit Bockenheimer Weltpolitikern kon-
frontiert, die eine Lösung für die kriegerischen Auseinander-
setzungen in den ehemaligen jugoslawischen Republiken
parat hatten: „Herr Ministerpräsident, schicken Sie NATO-
Truppen”. Das kommt dabei heraus, wenn der linke Stamm-
tisch zum Feldherrnhügel wird und die Strategen sich den
Erstbesten greifen, um die von ihnen ausgebrütete Militär-
doktrin einzufordern.

Wenn diese Fraktion der Linken Liste mit ihrem militaristisch
übertrumpften Genscherismus die Forschungseinrichtung
rechts zu überholen trachtet, ist man geneigt, das alte Institut
und seine Leitung zu verteidigen oder doch etwas an ihm zu
retten. Mit Blick in die Frankfurter Rundschau besteht dazu
allerdings wenig Anlaß. Dort war das institutseigene Memo-
randum „Fremdenfeindlichkeit im vereinigten Deutschland”
dokumentiert, das vor allem dadurch besticht, daß sich seine
Autoren um den theoretisch-analytischen Begriff des Rassis-
mus herummogeln. Die Konsequenzen solcher Wissenschafts-
politik ließen sich nach den Landtagswahlen in Baden-
Württemberg und Schleswig-Holstein der Lokal-Rundschau
entnehmen: Es gibt „die ganz klaren Flüchtlings- und Ein-
wanderungsprobleme”, die „Protestwähler” dazu bewegten,

die „Fahne” der Republikaner und der Deutschen Volksunion
zu „hissen”, „latenter” oder gar „manifester” Rassismus
solle diesen „Modernisierungsverlierern” nicht unterstellt
werden, kommentierten die Frankfurter Institutsmitglieder.
Was vor dem Hintergrund der Verzahnung von Nationalis-
mus und Rassismus in staatlichen Institutionen hierbei noch
das Wort Protest bedeuten soll, dabei hält man sich im
Institut nicht lange auf. Um die „Probleme” zu lösen, meint
der ehemalige hessische Rahmenrichtlinien-Kultusminister
und gegenwärtige geschäftsführende Institutsdirektor, Lud-
wig von Friedeburg: „Man muß Wege finden, die Gesamt-
menge derjenigen, die da kommen, auseinanderzunehmen,
zu differenzieren.” In solchen Aussagen lassen sich kaum
noch Spuren der Kritischen Theorie finden, wenn man nicht
dem irrigen Glauben anhängt, allein Differenzieren sei schon
Kritik. Der liberale akademische common sense in der
Bundesrepublik schreibt ohnehin vor, daß die rechtsextremis-
tischen Parteien Zulauf aus dem „unteren Drittel” der Ge-
sellschaft erhalten. Wen kümmert’s, ob sich solche Urteile
sozialwissenschaftlich erhärten lassen. Der sozialen Ab-
wehrhaltung ist allemal Genüge getan, da Rassismus und
Nationalismus oder - in rotgrünem Wissenschaftsjargon -
„Fremdenfeindlichkeit” und „Wohlstands-Chauvinismus”
nur den „sozial Schwachen” zugeschrieben werden. Der
Widersinn solcher sozialwissenschaftlichen Konstruktio-
nen scheint indes kaum jemand ins Auge zu springen. So ist
es nicht verwunderlich, daß das Institut zwei seiner Mitar-
beiter bei Müllabfuhr und Polizei nach „Statusproblemen”
als Ursache von „Fremdenfeindlichkeit” forschen läßt, statt
nach dem „autoritären Charakter” und seiner Artikulation
in Neo-Rassismus und Nationalismus, wie es in der Tradi-
tion der Kritischen Theorie angeraten sein könnte.

Die Begründung für diese Zielgruppen, in den Worten
eines der Sozialforscher: „Sie bearbeiten beruflich die Schat-
tenseiten des städtischen Wandels - sozusagen den Dreck
der Stadt. Bei der Müllabfuhr im wörtlichen, bei der Polizei
im übertragenen Sinn.” Das ist entweder ein müder Kalauer
oder eine gefährliche Drohung. Für ersteres spricht die
Posse, die das Institut aufführte, als sich eben jener Mitar-
beiter in die städtische Haushaltspolitik einzumischen ver-
suchte und eine Umbuchung von Geldern aus dem Kultur-
in den Sozialetat nahelegte. Aufrichtig sprach aus ihm die
sozialtechnokratische Konsequenz des „Modernisierungs-
verlierer”- und „Protestwähler”-Theorems, dafür aber gab’s
eins aufs Pfötchen. „Populistisch, aber - gestatte mir die
Grobheit - dumm”, konterte die sozialdemokratische Kul-
turdezernentin Linda Reisch in ihrem Brief an den „Lieben
Ludwig”. Wenige Tage später distanzierte sich die Instituts-
leitung von den Ausführungen ihres Mitarbeiters, dieser
habe „nicht so sehr als Wissenschaftler, wohl aber als wis-
senschaftlich informierter Bürger” gesprochen. Derart zu-
rückgestuft, durfte besagter „Bürger” gleichentags - nun

Fortsetzung auf Seite 4
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allerdings in der Leserbriefrubrik der Frankfurter Rundschau -
seinen „Rollenwechsel vom Wissenschaftler zum kritischen Bür-
ger” zu erkennen geben und vor allem seinen „humanen Begriff
von Kultur” für Sozialpolitik ausgeben. Die Zivilgesellschaft
zeichnet sich nach dem Ideal eines anderen Institutsdirektors,
derzeit Professor in Gießen, nämlich dadurch aus, „daß alles,
was die Bürger betrifft und bewegt - ihre Forderungen, Interes-
sen, Ängste und Ressentiments, grundsätzlich die Dignität eines
Gegenstandes öffentlicher Artikulation und Kontroverse er-
hält”. Amen!

Für den Rest ist die Polizei zuständig. Und hier wird die oben
zitierte Begründung des „wissenschaftlich informierten Bür-
gers” zur Drohung. Auf ihren inhaltlichen Kern gebracht, be-
deutet sie nichts anderes als die am 3. März gestartete Aktion
„BAVIS” - „Bahnhof als Visitenkarte”, die der Vertreibung von
„Fixern”, „Dealern” und „Pennern” aus der B-Ebene des Frank-
furter Hauptbahnhofes diente. Trumpf in der öffentlichen
Meinungsmache ist die Kriminalstatistik, die „Forderungen,
Interessen, Ängste und Ressentiments” der Frankfurter Bürge-
rinnen und Bürger hochpusht. Kein lauter Protest einer liberalen
Öffentlichkeit hat sich dabei für jene bemerkbar gemacht, die
ganz gewiß dem „unteren Drittel” der Gesellschaft angehören,
wohl aber weniger zu den Wählerinnen und Wählern der
Rechtsextremisten zu zählen sind. Statt dessen war die Reinig-
ungsaktion von beifallspendenden Reisenden, Passanten und
Angestellten der anliegenden Läden begleitet. In solchem Ap-
plaus für die durchgreifende Staatsgewalt in Uniformen des
Bundesgrenzschutzes und der Bahnpolizei äußert sich schon
eher das, was nach Lehrmeinung als “Protest” verstanden wer-
den soll. Im Grunde gehört „BAVIS” in ein städtebauliches
Konzept, dessen Ziel es ist, Frankfurt architektonisch und
ökologisch herauszuputzen. Die Vorstellung einer Flaniermeile
vom Hauptbahnhof bis zur Zeil gehört ebenso dazu wie die
Anlage von Naturparks rund um Frankfurt, wo Umweltschutz
wie in einem Vorgarten gehegt wird. Sauberkeit und Ordnung
sind hier wie dort das höchste Gut der auf die „Modernisierungs-
gewinner”-Mentalität angelegten Stadtpolitik. Wer unter den
Augen von „Schwarzen Sheriffs”, unter Aussichts- und Kontroll-
türmen munter flanieren, einkaufen, imbissen und zwischen
Verbotsschildern einherspazieren will, dessen Herz muß höher
schlagen, wenn Junkies, Obdachlose und andere des „unteren
Drittels” aus dem Stadtbild vertrieben sind.

In die Galerie der Saubermänner reiht sich der Chef für „Litera-
tur und literarisches Leben” der Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, Frank Schirrmacher, ein. Seit seiner Bestallung Anfang
1989 tut er sich als Schirrmeister des nationalen Kulturfahrplans
hervor. Mit Herrenreitercharme und Machete observiert er den
literarischen Blätterwald, immer auf der Suche nach vaterlands-
losen Gesellen unter den Intellektuellen, denen er seine deutsch-
nationalen Hiebe publizistisch versetzen kann. Schirrmachersche
Volksverbundenheit besteht darin, mit einem Dreschflegel, nicht
mit einer Feder zu schreiben. Sein Auftrag ist die ideologische
Reinigung der intellektuellen Köpfe von jedem Gedanken an
eine sozialistische, gar klassenlose Gesellschaft. Solchem Drauf-
gängertum tritt die links-liberale Öffentlichkeit allerdings ent-
gegen. Nach ersten Schlägen zeigt sich der Junker bereits erschlafft.
In der dreispaltigen Replik auf seine Kritiker vom 23. April hat
er sich überhoben. Fast ein Drittel des Artikels nimmt ein
Habermas-Zitat ein, ohne daß Schirrmacher in der Lage wäre, es
zu sezieren. Düster brauen sich die Gewitterwolken über seinem
„klugen Kopf” zusammen, denn nachdem „in den letzten Jahr-
zehnten das Kapital und die Bourgeoisie die Rolle der Weltver-
schwörungsagenturen gespielt” hätten, habe sich das „Feindbild”

der linksliberalen Intellektuellen verändert: „Die Leerstelle im
intellektuellen Zwangsdenken ist nun vom Feuil-leton besetzt.”
Gleichgültig, ob man die Stelle egomanisch oder paranoid einzu-
schätzen hat, sicher ist, daß dieser Redakteur der Legende vom
liberalen FAZ-Feuilleton endlich den Garaus macht.

Nach „diskus - Texte der Neuen Linken“ haben wir ein Diskus-
sionsbändchen zur gegenwärtigen Rassismus-Debatte, zur „Nie
wieder Deutschland”-Kampagne im Anschlußjahr 1990 und zu
historischen und aktuellen Themen wie Multikulturalismus,
Migration und Nationalismus zusammengestellt, in dem sowohl
kritisch journalistische als auch theoretische Artikel enthalten
sind, die einen Teil unserer redaktionellen Arbeit spiegeln. Das
Bändchen erscheint unter dem Titel „Die freundliche Zivil-
gesellschaft - Rassismus und Nationalismus in Deutschland” in
der Edition ID-Archiv und wird ab Mai im Buchhandel für ca.
DM 20 erhältlich sein.
In der taz vom 29. Februar war von der „moralischen Bankrott-
erklärung der Linken” angesichts der hochdramatischen, brisan-
ten und erschütternden BKA-Informationen über die Stasi-
Neue Linke-Connection die Rede, und: „Wer jetzt mit der
dumm-dreisten Losung ,Klamauk im Hause Gauck’ (diskus 1/
1992) die jüngste Vergangenheit zum Comic-Strip erklären will,
hat sich längst auf die Seite derer geschlagen, für die die Anarcho-
Parole ,legal, illegal, scheißegal’ immer schon ein Aufruf zu
moralischer Indifferenz war. ” Stimmt genau. Da stand der diskus
schon immer: „Es wird sich als vorteilhaft erweisen, wenn die
Comics besser ankommen und die Leute ihnen mit mehr Re-
spekt begegnen...” (diskus 2/1970) Oder, anders gesagt, wer
Moral, statt sie zu leben, für eine Sache hält, die mit saurer Mine
vorgetragen gehört, der muß andere, alle Schaltjahre wieder, zur
Staatsräson rufen.
In der Frankfurter Rundschau vom 23. April fanden wir unter
der Rubrik „Schule und Hochschule” einen Teil unseres editorials
abgedruckt, der in wenigen Worten die Entwicklung der Linken
Liste in den vergangenen vier Jahren nachzeichnete und sich mit
deren Ratlosigkeit beschäftigte. Unerwähnt blieb in der FR, daß
der diskus „Teil und Ausdruck der skizzierten Entwicklung” ist
und „sich ebenso mit den daraus resultierenden Problemen”
herumschlägt.
Noch ist nicht die gesamte Uni-Linke dem Komitee „Waffen für
Tudjman” beigetreten, und so gibt es neben Hauskrach gar noch
Leute, die Hochschulpolitik nicht jenen technokratischen Ma-
nagern einer „Krise der Universität” überlassen wollen, die
gerne die Mehrheit der Studierenden für kurzfristige „Bachelor-
Abschlüsse” kanalisiert, die Minderheit für die „Elitebildung”
rekrutiert sähen (so Peter Glotz in der FAZ vom 8. April). Im
AStA-Info Nr. 6 für das Sommersemester 1992 ist aus diesem
Grund eine Veranstaltungsreihe des AStA zu „Perspektiven und
Alternativen linker Hochschulpolitik” angekündigt. Die erste
Veranstaltung findet am Montag, den 18. Mai um 18 Uhr im
KOZ-Studentlnnenhaus mit Gerd Köhler, Vorstandsmitglied
der GEW, und Gisbert Lepper, Germanistik-Professor an der
Frankfurter Universität, statt.

Die Redaktion



Komm! Ins Offene, Freund!
H orch! Das ist der alte Hölderlin. Und sokommt es vorne raus, wenn du den
Toten hinten haust. Dann staubt es aus dem
neunzehnten Jahrhundert frisch herüberund
reißt uns mit, die „städtische Natur des 21.
Jahrhunderts zu entwerfen”. Denn das Be-
sondere an dem Konzept eines zweiten
Grünflächenrings um die äußere Innenstadt
Frankfurts - Bestandteil der rot-grünen
Koalitionsvereinbarungen und Verewi-
gungsvision des grünen Partners, mittler-
weile per Magistratsbeschluß abgesegnet -
ist seine Verankerung in den Köpfen der
Bürgerinnen. Den „Anspruch der Stadt-
bevölkerung auf bessere Lebensbedingungen
in Frankfurt und der Region” soll sie selbst
wahrnehmen und als Grüngürtel verteidi-
gen, „Selbstorganisation und Partizipation
der Nutzer”, auch von Minderheiten durch-
setzen und insbesondere „den Verdrän-
gungsprozessen begegnen, die durch die Ein-
richtung des Grüngürtels ausgelöst werden”.
Dazu drückt uns das städtische Social Ma-
nagement neben dem Hölderlin-Motto noch
den „Kampfbegriff  GrünGürtel Frankfurt”

(niemals Frankfurter Grüngürtel, immer mit
zwei großen Gs und ohne Artikel) in die
Hand und verabschiedet sich dann, um wei-
ter zu missionieren
Erfolgreich, wie die Bilanz zeigt:

Fahrradtouren mit frischem Süßen und
Drachensteigen bei günstigem Wetter;
345 000 ausgesandte Teilnahmebogen des
Bürgerwettstreits zur Gestaltung  Grün-
Gürtel Frankfurt,  136 Rücksendungen; fei-
erliche Enthüllung des „ersten  GrünGürtel
Frankfurt  Fahrrads ” auf dem Römer, wobei
ein Funktionär des Allgemeinen Deutschen
Fahrradclubs begeistert ausrief: „Zum er-
sten Mal seit zehn Jahren fühlen wir Radfah-
rer uns ernstgenommen! ”; Sommerakademie
mit allen eingeladenen Planer- und Gut-
achterlnnen; schließlich ein dickes „poli-
tisch-poetisches” Fachbuch, wo von all dem
berichtet wird, für 129 Mark.

Komm! Zur Sache, Freund!

Wahrscheinlich wußten die acht oder neun
Jugendlichen also gar nicht, wie wörtlich sie

den grünen Hölderlin nahmen, als sie sich
Pfingsten 1990 mit ihren Bauwagen auf dem
ehemaligen Bundesgartenschaugelände nie-
derließen. Die Vorstellungen reichten von
der Flucht aus anderthalb Zimmern zu siebt
über den eigenen Gemüsegarten bis hin zum
selbständigen ökologischen Wohnen. Ziem-
lich schnell zeigte sich jedoch, daß sie nicht
so sehr vorbeispazierenden Bürgern und
Ortsbeiräten zur Last fielen, sondern hier,
inmitten  GrünGürtel Frankfurt-  auf dem
„Herzstück der Politik” des Umweltde-
zernenten Tom Koenigs lagerten.

Der hatte wohl viel mehr Angst vor  Grün-
Gürtel Frankfurt  Solidarität der Frankfur-
ter als diese vor den Leuten in den Bau-
wagen, denn noch bevor es irgendwelche
Beschwerden gab, jammerte er schon: „Das
könnt ihr doch nicht machen, hier laufen
doch viel zu viele Leute vorbei, ich hab
schon genug Arger mit dem Projekt, das
muß jetzt nicht auch noch sein, was meint
ihr, was das gibt, wenn das erst hochgekocht
wird?”. Sauber und ordentlich, sonst grüne
Chaospartei, so muß es wohl kurz-geschlos-

Fotos: Sibylle Truckenmüller



sen haben, und Koenigs schoß gleich drei
Eigentore. Denn erst nach der eigenmächtig
veranlaßten Übersiedlung in den Rödel-
heimer Biegwald am Westrand Frankfurts
empörten sich Anwohner, Spaziergänger
und übergangene Ortsbeiräte. Und erst jetzt
hatte Koenigs sich die Bauwagen richtig
aufgehalst, weil die Öffentlichkeit ihn mit
diesem Problem identifizierte und alle an-
deren etwaig zuständigen Stellen eine Aus-
rede hatten: „Das fällt in die Zuständigkeit
des Herrn Koenigs”. Außerdem liegt der
Biegwald ebenfalls in  GrünGürtel Frank-
furt.

Wo sich unterdessen immer mehr Leute
einlebten: Konzerte fanden statt, die Szene
im Frankfurter Westen (Au, Exzess, KOZ-
Kneipenabend) lag nahe wie die Innenstadt.
Die Reaktionen der Anwohner der nahege-
legenen Postsiedlung, auf deren Festplatz
das Bauwagendorf stand, reichten von er-
wartungsgemäß bis phantasievoll. Einige ver-
muteten zu viele Sozialhilfeempfänger und
Arbeitsscheue (wobei die alle in sächsischen
Kneipen sitzen und unser Geld versaufen -
nicht umsonst haben sie da die Sperrstunde
aufgehoben), Hunde machten Angst,
Lagerfeuer Waldbrände, Menschen Schrott
und Dreck, und Dreck muß weg, damals
hätten sie die sofort vergast... Eine wohl
vom Weg abgekommene Spaziergängerin
landete im Bauwagendorf und behauptete:
„Der Weg ist hier gewesen und ihr habt ihn

weggemacht!”, und ließ sich erst umstim-
men, als sie wieder zu ihm hingeführt wur-
de: „Der Weg ist dort gewesen und ihr habt
ihn weggemacht!”. Ansonsten entspannte
sich das Verhältnis in der Regel, wenn es zu
näherem Kontakt kam.

Die Bewohner sind Arbeiter-, Schrauber-
, Schrottsammler-, Studentinnen, und woh-
nen zum großen Teil einfach lieber draußen
als in einer Wohnung, legen Wert auf die
Vorteile einer Wohngemeinschaft, können
sich aber weiter als nur in ihr eigenes Zim-
mer zurückziehen. Da in Frankfurt das Mie-
ten ganzer Häuser oder großer Wohnungen
für Wohngemeinschaften nicht mehr mög-
lich ist (Vermieter nehmen keine oder ver-
langen zu hohe Mieten), bleibt für das Woh-
nen mit mehreren Leuten eigentlich nur
noch der Bauwagen. Dafür haben einige
sogar Wohnungen aufgegeben, andere sind
aber auch von der Straße dazugestoßen. Sie
zählen sich zu einer bundesweiten Bauwa-
genbewegung mit mittlerweile 60 Dörfern
(im Rhein-Main Gebiet u.a. in Mainz, Wies-
baden und Rüsselsheim), die sich jährlich
treffen und auch eine eigene Zeitung heraus-
geben.

Dann reichte die CDU einen Räumungs-
antrag ein, und Koenigs mußte Ersatzgelände
suchen. Mittlerweile kam es dabei auch den
Bauwagenleuten darauf an, nicht zu nah an
Wohnbauten zu geraten („Streß für uns,
Streß für die Bürgers”). Diese Suche wurde

ein anderthalbjähriges Hin und Her und
endete mit der Pistole auf der Brust:

So war das anfangs angebotene Gelände
um die alte Ziegelei in Rödelheim auf einmal
nicht mehr im Gespräch, wofür auf einer
Ortsbeiratssitzung mehrere Gründe an den
Haaren herbeigezogen wurden. Zunächst
tauchte ein Bewohner der nahen Siedlung
Westhausen auf und verlangte, das Gelände
an der Autobahn solle als eine der letzten
Grünflächen für die Anwohner erhalten blei-
ben, er ginge da immer spazieren. Still wur-
de es erst in seiner Ecke, als die Bauwagen-
bewohner ihn fragten, ob er denn gerne über
alte Kühlschränke steige und darauf hin wie-
sen, daß dies Gelände sogar auf entspre-
chenden Plänen als illegaler Müllabladeplatz
ausgewiesen sei. Woraufhin dann prompt
die zu hohe Bodenbelastung als Gegenar-
gument ins Spiel gebracht wurde, außerdem
sei dort ein Sportgelände geplant (was sich
merkwürdigerweise mit der Bodenbelastung
verträgt) und zudem der Ortsbeirat dage-
gen. Mit den Ortsbeiräten ist das aber so: Sie
sind grundsätzlich dagegen und werden im
entscheidenden Fall sowieso übergangen,
wie schon bei der Übersiedlung in den
Biegwald. Man muß nur einigen Ortsbei-
räten inoffiziell bescheidgeben, dann um-
ziehen lassen und nachher behaupten, es
hätten doch alle gewußt.

B ei so viel überzeugungskräftiger Vernunft
mußten die Bauwägler also schließlich Ein-



sicht zeigen, zurück blieben nur das Ge-
rücht, Mercedes Benz hätte Interesse an
dem Gelände und der Verdacht, daß die
politischen Zusammenhänge mit der Au,
dem Exzess usw. ein wenig zerpflückt wer-
den sollten

Ein Gelände am Schwedlersee/Osthafen
war so furchtbar, daß die Biegwaldsiedler
erstmal behaupteten, der Boden sei zu stark
belastet, was sich dann auch glücklicherwei-
se als wahr erwies

Ans Nordwestkreuz zwischen der A5
nach Kassel, der A66 nach Wiesbaden und
der Lorscher Straße zu ziehen, war wohl
auch von städtischer Seite eher scherzhaft
gemeint und wurde spätestens fallengelas-
sen, als die nahegelegene Autobahnmeisterei
die Pointe lieferte, indem sie Autobahn-
vermüllungsgefahr anmeldete.

Komm! Ins offene Messer,
Freund!

Wir können es nur vermuten, doch daraufhin
muß ein gewaltiger Prozeß des Umdenkens
stattgefunden haben, ohne den der weitere
Verlauf der Dinge weit weniger professio-
nell erschiene. Eines Tages kam mit einem
unangekündigten City-Tours Bus die Ein-
ladung in den Biegwald, einzusteigen und
sich zwei Ersatzgelände anzusehen. Tak-
tisch brillant ging es zuerst zur Landfahrer-
siedlung nach Bonames (nördlichstes Frank-
furt). Hier wollte Koenigs ein zusätzliches
Areal planieren und die Leute dort unter-
bringen, fand sich jedoch sofort umringt
von Landfahrern, deren Sozialarbeitern und
Biegwäldlern, die alle nah daran waren, ihn
plattzumachen. Die Landfahrer haben näm-
lich so wenig Platz, daß sie neue Parzellen
nicht mal an ihre eigenen Leute vergeben
können: Wer heiratet muß entweder zusam-
menrücken oder wegziehen.

Daraufhin stiegen alle wieder in den Bus
und fuhren in den Osten Frankfurts zur
Borsigallee in den Schlamm, womit nun der
eigentliche Trumpf ausgespielt war. Denn
im direkten Vergleich zu dem gerade Erleb-
ten erschien dies Gelände hier ungleich
machbarer. Als tags darauf einige Leute aus
dem Biegwald, die die City-Tour verpaßt
hatten, ans andere Ende Frankfurts fuhren,
um sich das einmal anzusehen und sich an
den Kopf faßten, half das auch nichts mehr,
denn eine Woche später wurde mit einem
Vertrag noch einmal kräftig nachgelegt.
Ganze anderthalb Tage Bedenkzeit gab es
noch bis zur Magistratssitzung, in der bei
fehlender Unterschrift die Räumung be-
schlossen werden würde. Keine Diskussio-
nen, keine Nachbesserungen, nach dem
Motto: „Komm! Ins Offene, Freund! So
oder gar nicht!”.

Die 29 Bewohner wurden als Vertrags-
partner zu einer GBR zusammengeschlos-
sen und sind also namentlich bei der Stadt
bekannt. Eine Duldung von weiterem Zuzug
ist unklar, das Ordnungsamt tauchte jedoch

schon auf, fotografierte und verschwand
bisher folgenlos. Der Zwischennutzungs-
vertrag läuft bis Februar 1994 (Koenigs: „Es
gibt kein Leben nach dem Tod”), ist jeder-
zeit kündbar und beinhaltet keine Wasser-,
Abwasser- und Stromversorgung. Das mit
dem Wasser ist noch nachvollziehbar, da die
Stadt verpflichtet ist, auch für Abwasser-
leitungen zu sorgen, sobald sie Zuleitungen
legt und das zu teuer käme. Der fehlende
Stromanschluß ist vollkommen unverständ-
lich, weil es Strom auf jeder noch so entlege-
nen Baustelle als erstes gibt. Die Post kommt,
dafür die Müllabfuhr nicht, und auch für
den dort herumliegenden Altmüll stellte die
Stadt die versprochenen Container nicht
bereit mit der Begründung, sie würden beim
Transport über den Feldweg, der zur Sied-
lung führt, Aste von Bäumen abknicken.

Die Bodenverseuchung ist noch ein ganz
eigenes Thema. Laut Koenigs im Ortsbeirat
Seckbach/Fechenheim wurde das Gelände
„Mehrfach industriell umgewälzt”, was un-
ter anderem heißt, daß in unmittelbarer Nähe
mal eine Torpedofabrik gestanden hat. Bei
leichten Grabungsversuchen kommen auch
sofort verschiedenster Müll und Schrott,
u.a. merkwürdige Fässer zum Vorschein.
Der neueste Witz in dieser Sache ist ein
Schreiben vom Ordnungsamt, in dem steht,
daß der Feldschutz beträchtliche Bodenver-
unreinigungen ausgemacht habe, die, wenn
nicht umgehend beseitigt, zur Kündigung
führten. Auf der anderen Seite zeigt sich die
Stadt dafür wieder großzügig, wenn sie die
garantierte freie Zufahrt zu dem Gelände
vollkommen verschlammt beläßt.

Der Ortsbeirat erfuhr nach der üblichen
Ubergangsbehandlung Koenigs erst von dem
Umzug, als die Bauwagen schon an ihrem
neuen Platz standen. Es macht jedoch kei-
nen Sinn, den Koenigsteufel an die Wand zu
malen. Er ist durchaus gespalten in seinen
Intentionen. Einerseits mögen ihm grünes
Gewissen und grüne Programmatik und die
Angst vor politischem Identitätsverlust im
Nacken sitzen. Die wohnungspolitischen
Grundsätze seiner Partei listen Bauwagen
immerhin als unterstützungswürdige alter-
native Wohnform auf. So setzte er sich also,
wenn auch widerwillig, für die Bauwagen-
siedler ein und unterstützte sie gegen die
CDU-Ortsbeiräte, die Angst vor Diebstäh-
len, hafenstraßenähnlichen Zuständen an-
meldeten und befürchteten, auf der Borsig-
allee könnte demnächst kein Mercedes mehr
geparkt werden. Andererseits verfolgt er
natürlich seine eigenen Interessen und hat es
geschafft, das Problem erstmal auf Eis und
vor allen Dingen außerhalb  GrünGürtel
Frankfurt  zu legen, sowohl lokal als auch
vom öffentlichen Bewußtsein her gesehen.
Und wieviel ihm daran liegt, zeigt ja die
Überreaktion, mit der er in dieses Näpfchen
überhaupt erst hineingetreten ist.

Das Visions- und Verewigungsgetue darf
dabei nicht unterschätzt werden. Dies ist
der gemeinsame politische Nenner aller

Vorantreibenden, auch wenn einige unter
diesem Deckmantel ihre ganz eigenen Vere-
wigungsprobleme lösen, wie es z.B. der
hochangesehene Berliner Stadtplaner und
Anthroposoph Herbert Seiberth im „poli-
tisch-poetischen” Buch tut. Schlimmer als
sein Doppelgänger Hörb Seibert aus den
Sondermann-Seiten der Titanic, nämlich
vollkommen ernsthaft träumt er davon, 2065
noch im Ochsenkarren durch  GrünGürtel
Frankfurt  zu schaukeln. Dabei stopft er uns
mit einer unglaublichen Menge multi-kul-
turellen Quarks voll, damit wir nicht mer-
ken, daß er eigentlich nur kleine albanische
Mädchen, die Natalie heißen, ficken will:

„Es war am Spätnachmittag, beim gut-
besuchten interkulturellen Lämmerbraten-
Picknick auf der von florenfremden Nadel-
hölzern umsäumten Cohn-Bendit-Wiese ...
Die Robinien blühten und der Holunder
streckte seine cremefarbenen Blütenteller
dem Sommer entgegen. Nachdem wir den
daraus gewonnenen Saft genossen und bei
Kicherebsenmus und Ayran den Blick über
die gepflegte Wildnis des Frankfurter Stadt-
waldes hatten schweifen lassen, bot uns
Onkel-Toms-Gipfelhütte Schutz vor dem
kurzen Regenschauer, der den warmen Wald
zum Dampfen brachte.” Dabei wird in den
„Vereinigten Staaten von Europa” natürlich
kräftig gegoethelt, -hölderlint und -rudolf-
steinert, übertroffen nur durch solche un-
verschämten Selbstverschätzungen wie:
„Stets waren es die unbotmäßigen Bürger,
Verbände, Hausbesetzer, die ,Szene’, die
Querulanten, die den zarten Wachstumspool
der Geschichte bildeten.”

Sowas gehört alles mit zu dem Konzept,
vor dem die Bauwagenleute an die Borsig-
allee weichen mußten. Das interessiert sie
jedoch einen feuchten Dreck, denn von dem
haben sie dort viel zuviel.

Raymund Burghardt

LAND IN SICHT
Buchladen im Nordend

Rotteckstr. 13/Mercatorstr

Nähe Friedberger Platz
6 Ffm 1, Tel. 069M43095



Kulturlandschaft mit Giftzwergen
Das Feuilleton der „Frankfurter Allgemeinen" - die Geschichte eines Mythos

K ommt im Gespräch unter Westdeut-schen, die nicht unbedingt dem Ban-
ken- und Börsenwesen innig verbunden sind,
die Rede auf die „Frankfurter Allgemeine
Zeitung für Deutschland”, kurz  FAZ,  fällt
mit Sicherheit früher oder später etwa dieser
Satz: Politisch ist diese Zeitung selbstver-
ständlich ungenießbar, denken Sie nur an
den Leitartikel von letzter Woche über die
Sozialministerin von B randenburg, eine glat-
te Denunziation, und überhaupt dieses un-
erträgliche deutschnationale Getue, vor al-
lem seit der Vereinigung, nein, das Blatt läse
auch kein vernünftiger Mensch, wenn es ja
richtig, der Sportteil ist nicht so schlecht,
aber den meine ich nicht, wenn es dieses
Feuilleton nicht gäbe, das nicht nur umfang-
reichste, sondern einfach beste Feuilleton in
Deutschland, erstaunlich unabhängig von
der politischen Linie im vorderen Teil, libe-
ral, wirklich liberal im besten Sinn des Worts,
erfrischend im Ton und sehr, sehr informativ.

Das Bemerkenswerteste an dieser Aus-
kunft ist nicht nur, daß man sie überall im
deutschen Westen hören kann (im Gegen-
satz zum Osten, wo diese allgemeine Zei-
tung für Deutschland bislang noch keinen
nachhaltigen Eindruck hinterlassen hat),
sondern auch, daß sie keiner erkennbaren
Wirklichkeit entspricht. Der Satz vom auto-

nomen Feuilleton der  FAZ  hat sich gegen-
über den Verhältnissen, auf die er sich be-
zieht, selbständig gemacht. Er gehört zu
jenen Sätzen, die einmal etwas Reales be-
schrieben, dem Untergang dieses Realen aber
nicht in den eigenen Tod folgten, sondern,
wie Ortega y Gasset es einmal anschaulich
ausdrückte, von den Wellen an „die Küste
der Rhetorik” gespült werden, „wo sie als
Leichnam” noch lange weiterexistieren. Von
Mund zu Mund weitergereicht, erhält der
Satz vom erfrischenden, unabhängigen, li-
beralen Feuilleton der  FAZ  ein Scheinleben,
das ein auf seine Weise interessanteres Phä-
nomen ist als das ganze Feuilleton d er FAZ.
Er liefert dem Feuilleton der  FAZ  das
Lebenselixier, ohne das es sich augenblick-
lich als das zu erkennen geben müßte, was es
ist, nämlich als der bunt angestrichene
Schwanz, mit der der Frankfurter Allgemei-
ne Wachhund für Deutschland kulturell ge-
legentlich etwas wedelt.

Rebellischer Bohrer

Doch wie alle Mythen hat auch der Mythos
vom unabhängigen, liberalen, vom politi-
schen Teil durch einen dicken Strich ge-
trennten Feuilleton seinen Ursprung in rea-
len Begebenheiten. Ende der sechziger und

Anfang der siebziger Jahre ist der Kulturteil
dieser mit der Frankfurter Bankenwelt eng
verbundenen, politisch äußerst konservati-
ven Zeitung durch seinen scharfen Kontrast
zur Linie der Herausgeber der  FAZ  aufge-
fallen. Während in den Leitartikeln die da-
malige Ostpolitik der SPD erbittert be-
kämpft wurde, erhielt sie hinten im Kulturteil
kaum versteckten Beifall. Verfolgten die aus
alten Wehrmachtszeiten übernommenen
Kriegsberichterstatter der  FAZ  die ameri-
kanische Kriegsführung in Vietnam mit
inniger Anteilnahme, kamen auf den Litera-
turseiten intellektuelle Gegner des Vietnam-
krieges zu Wort. Wurde vorne vom Staat
hartes Vorgehen gegen demonstrierende
Studentinnen verlangt, schrieben unterm
Strich des Literaturteils, manchmal hinter
Pseudonymen versteckt, theoretische Köp-
fe der Protestbewegung von 1967/68 über
Hegel, Nietzsche und Marx. Beteiligte sich
die politische Redaktion der Zeitung an der
Hexenjagd auf die 1970 im Untergrund
verschwundenen Gründerinnen der Roten
Armee Fraktion, wurde auf den Literatur-
seiten verklausuliert über die Faszination
der Tat nachgedacht. Völlig unabhängig von
der politischen Debattenführung der Blatt-
macher versah die Literaturredaktion die
von ihr bestimmte Diskussion über Litera-



tur und Politik, Theorie und Gesellschaft
mit einem eigenen Gewicht.

Den Herausgebern der  FAZ  paßte das
Treiben auf den hinteren Seiten ihrer Zei-
tung selbstverständlich nicht in den Kram.
Doch ihre gelegentlichen Anstrengungen,
die Literaturredaktion auf Linie zu bringen,
scheiterten an dem hartnäckigen Widerstand
des damaligen Redaktionsleiters Karl Heinz
Bohrer. Bohrer ließ sich, auf seine Weise von
der antiautoritären Revolte angesteckt, nicht
davon abbringen, die Redaktionsgeschäfte
nach seinen eigenen Vorstellungen zu füh-
ren und Namen ins Blatt zu bringen, von
Enzensberger bis Habermas, bei deren blo-
ßer Erwähnung es die Herren aus der Chef-
etage schüttelte. Daß sie Bohrer und seine
Mitstreiter innerhalb und außerhalb der
Zeitung gewähren ließen, lag nicht an ihrer
Liberalität; sie scheuten ganz einfach die
aufreibende Auseinandersetzung mit dem
temperamentvollen Bohrer und nahmen im
übrigen nicht besonders ernst, was da auf
der feuilletonistischen „Spielwiese” veran-
staltet wurde

Das änderte sich mit einem Herausgeber-
wechsel im Jahr 1973, der den aus Springers
Welt stammenden Joachim C. Fest in das
leitende Gremium der  FAZ  brachte. Fest,
nach dem internen Organigramm der Zei-
tung für das Feuilleton zuständig, setzte
dem Laisser-faire seiner Vorgänger ein Ende.
Als erstes warf er Bohrer aus der Literatur-
redaktion und ersetzte ihn durch den von
der Zeit abgeworbenen Marcel Reich-
Ranicki. Reich-Ranicki wiederum sorgte
dafür, daß der von Bohrer herangezogene
Stamm freier Mitarbeiter gründlich aus-
gelichtet wurde und daß politischen The-
men und theoretischen Debatten der Zutritt

zum Literaturblatt versperrt blieb. Behäbige
Professoren der Germanistik ersetzten nun
als Rezensenten die von der Protestbewe-
gung und der Kritischen Theorie auf Trab
gebrachten Intellektuellen. Was der kühl
planende Zeitungsstratege Fest erreichen
wollte, das setzte Reich-Ranicki aus eigener
Neigung und dank eigener Idiosynkrasien
in die Tat um: daß alles als literaturfremd
Betrachtete, worunter in erster Linie die
von der Revolte ausgegangenen soziologi-
schen und gesellschaftskritischen Anstöße
zu verstehen waren, von den „belles lettres”
ferngehalten werde.

Ohnmächtiger Reich-Ranicki

Reich-Ranicki, ehemaliger Kulturfunktio-
när im kommunistischen Polen, war poli-
tisch zwar strikter Antikommunist gewor-
den, hielt der sehr bürgerlichen Ästhetik des
Sozialistischen Realismus aber weiterhin die
Treue. Auf der einen Seite hatte er von ihm
die engstirnigste Abwehr aller literarischen
Experimente und Mischformen übernom-
men, auf der anderen ließ er sich, das Bei-
spiel des Marxschen Lobs der Romane des
politisch als Reaktionär abgelehnten Balzac

vor Augen, vom Antikommunismus der
FAZ  nicht davon abhalten, die literarischen
Qualitäten Hermann Kants und Anna
Seghers’ hervorzuheben. Gelegentlich wa-
ren sogar Autoren wie Peter Weiss und der
damals noch in der DDR lebende Günter
Kunert mit Beiträgen im Literaturblatt ver-
treten. Der in der Redaktion autokratisch
herrschende Reich-Ranicki verteidigte auf
seine Weise mit Nachdruck die Unabhän-
gigkeit des Literaturteils vom Geist  der FAZ-
Politik.

Während seiner Amtszeit als Literatur-
blattchef der Zeitung für Deutschland von
1973 bis 1979 gewann Marcel Reich-Ranicki
als Hans Dampf in allen Gassen des bundes-
deutschen Literaturbetriebs zwar beträcht-
lichen Einfluß auf die öffentliche Darstel-
lung der Literatur, seine Macht innerhalb
der Zeitung jedoch blieb begrenzt. Gegen
die Pläne des Herausgebers Fest vermochte
er nichts auszurichten. Nach dem Macht-

antritt der CDU stand in den achtziger Jah-
ren die Ideologisierung des Feuilletons auf
dem Programm. Ohnmächtig mußte der
dem nationalsozialistischen Massenmord in

Warschau knapp entkommene Reich-
Ranicki mit ansehen, wie im Juni 1986 Ernst
Nolte im Feuilleton der  FAZ  die an neo-
nazistischem Irrsinn nur haarscharf vorbei-
ziehende These verbreiten durfte, Hitler habe
mit der Ermordung der Juden lediglich auf
Stalins Verbrechen geantwortet und sogar
deren Ausbreitung eindämmen wollen. Der
Literaturblattchef der FAZprotestierte vehe-
ment gegen Noltes Geschichtsverdrehung,
aber nicht in der eigenen Zeitung, sondern
im Konkurrenzblatt  Süddeutsche Zeitung.
Der revisionistische Historiker Nolte, Aus-
löser des inzwischen schon wieder halbver-

gessenen „Historikerstreits”, durfte unter-
dessen in der  FAZ  weiter an der Umschrei-
bung der Geschichte arbeiten, sekundiert
von Gesinnungsgenossen wie dem Berater
Helmut Kohls in nationalen Geschichts-
angelegenheiten, Michael Stürmer.

Ende 1988 ging die Ära Reich-Ranicki
mit der Pensionierung des Literaturblatt-
chefs zu Ende. Der Stratege Fest hatte eine
Wachablösung eingefädelt, die ihm die tota-
le ideologische Beherrschung des Literatur-
teils garantierte. Frisch promovierte, kaum
der universitären Pepiniere entwachsene,
professionell unerfahrene, aber mit hoch-
fliegenden Ambitionen ausgestattete End-
zwanziger nahmen die Redakteursplätze in
der Frankfurter Hellerhofstraße ein. Nicht
die besondere Schwäche der altväterlich

mahnenden  FAZ  für die Jugend gab bei
dieser Wahl den Ausschlag, sondern eine
Taktik der Vermeidung: Es sollte unter allen
Umständen verhindert werden, daß Ange-
hörige der mittleren Generation, Zeitgenos-
sen der Revolte von 1967/68, die zumindest
die Erinnerung an die Ereignisse der vergan-
genen Jahrzehnte nicht verloren hatten, sich
in der Zeitung installierten und dort mit
ihrem besseren Wissen den von den Heraus-
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gebern in Gang gesetzten Umdeutungs-
prozeß der deutschen Geschichte störten.

Die Rechnung der /AZ-Herausgeber ist
bisher auch voll aufgegangen. Unter tat-
kräftiger Mitwirkung der neuen Redakteu-
re wurde der von Reich-Ranicki noch eifer-

süchtig bewachte Zaun zwischen politi-
schem Teil und Literaturblatt niedergerissen.
Obwohl von halben Kindern bevölkert, ist
der Kulturteil seither keine „Spielwiese”
mehr, sondern das Manövergelände, auf dem
die in den vorderen Leitartikeln veranstalte-
ten ideologischen Übungen in kultureller
Einkleidung fortgesetzt werden. Die politi-
schen Leitartikel und die Leitartikel des
Feuilletons lassen sich austauschen. Das li-
berale Gegengewicht der Kulturseiten hat
sich in Luft aufgelöst.

Kasperinder Schirrmacher

Der seit Anfang 1989 amtierende Literatur-
blattchef Frank Schirrmacher hat zusam-
men mit seinen gleichaltrigen Redaktions-
kollegen den ihm zugedachten Job offenbar
so sehr zur Zufriedenheit der /MZ-Heraus-

geber erledigt, daß ihm die verschiedenen
professionellen Fehlleistungen, die er sich
als schreibender Redakteur seit seinem

Amtsantritt geleistet hat, allesamt nachge-
sehen wurden. Hatte der altgediente  Zeit-
Feuilletonchef Fritz J. Raddatz seinerzeit
seinen Hut nehmen müssen, weil er einen
nicht als Parodie erkannten fremden Text
abgekupfert hatte, hat Schirrmacher einen
Unsinn nach dem anderen verbreiten dür-
fen, ohne daß ihm von der  FAZ  ein Haar
gekrümmt worden wäre. Das Highlight
unter seinen Entgleisungen ist zweifellos
der Kommentar gewesen, den Schirrmacher
zur Wahl des Nobelpreisträgers Nagib
Machfus verfaßt hat: Ohne sich die kleine
Mühe zu machen, in einem guten Lexikon
nachzuschlagen oder gar einen Sachkenner
um Auskunft zu bitten, wo das eigene Wis-
sen nicht ausreichte, behauptete der Litera-
turblattchef kühn, der in Wirklichkeit von
vielen arabischen Gegenwartsautorinnen als
geistiger Vater verehrte Machfus sei nichts
als ein in der zivilisierten Welt völlig unbe-
kannter ägyptischer Hintertreppenautor, mit
dessen aus lauter Drittweltmitleid getroffe-
ner Wahl sich das Stockholmer Nobelpreis-
komitee unsterblich blamiert habe. Soviel

zum frischen Ton in dieser Zeitung, die ja
auch nicht Zeitung für Weltliteratur, son-
dern Zeitung für Deutschland heißt. Und in
einem deutschen Feuilleton kann man sich
nicht um alles kümmern wie etwa die mo-
derne arabische Literatur

Derartige Formschwächen werden in der
FAZ  offenbar gern in Kauf genommen, weil
sie für die Zeitung weit weniger ins Gewicht
fallen als das Kapital, das die neue Redakti-
on in Gestalt des Lebensalters ihrer Mitar-
beiter einbringt. Was Benedikt Erenz in der
Zeit  einmal „Joachim C. Fests feuriges Jung-
volk” genannt hat, besitzt neben gewissen

altersbedingten Wissenslücken den unge-
heuren Vorzug, die von oben erwünschte
Kurzschließung des Kulturteils mit dem in
der Zeitung herrschenden Politikverständnis
verschleiern zu helfen. Es sieht dann wie ein
normaler Generationenkonflikt aus, wenn
Schirrmacher und die Seinen (zu deren
kampfeslustigem Jungherrenclub bezeich-
nenderweise keine einzige Frau gehört) ge-
gen die Alteren losschlagen, nicht die Alte-
ren der Zeitung selbstverständlich, die den
ganzen Laden bezahlen, sondern gegen An-
gehörige der mittleren Generation, die ein-
mal mit der Revolte von 1967/68 in Berüh-

rung gekommen war.
Wie gut sie funktionieren, haben Schirr-

macher und Kollegen zum Zeitpunkt der
„Wende” in der DDR unter Beweis gestellt.
Die gewaltfreie Erhebung gegen das SED-

Regime geriet ihnen sogleich zur deutschen
Revolution. Aus dem „Volk” der Leipziger
Transparente fabrizierten sie den großen
Knüppel, mit dem sie auf alle Kritikerinnen
einer schnellen Vereinigungeinschlugen, ein-
schließlich der ostdeutschen Intellektuel-

len, die den Bürgerinnenprotest mit auf die
Straße getragen hatten. Selbst mit der Gnade
glückseligerUnschuld gesegnet, entdeckten
die Feuilletonisten der  FAZ  außerhalb der
Zeitung überall Schuldige, denunzierten
Christa Wolf als „Staatsdichterin ” mit larmo-
yantem Gemüt und andere Schriftsteller-
innen der DDR als Flandlangerlnnen der
Zensur und Knechte der Partei. Den westli-

chen kritischen Intellektuellen wurde gera-
ten, sich lieber, statt in alten Nazigeschichten
herumzuwühlen, mit ihrem eigenen schuld-
haften Beitrag zur Aufrechterhaltung der



Diktatur in der DDR und in Osteuropa
auseinanderzusetzen. Denn soviel begriff
der geneigte Leser des FAZ-Feuilletons:
Wären diese tapferen jungen Männer eine
Generation früher am Drücker gewesen,
wäre die Berliner Mauer schon zwanzig
Jahre früher gefallen, ja wahrscheinlich nie-
mals gebaut worden, und die Teilung Euro-
pas hätte sich seit Menschengedenken in
allgemeinem demokratischem Wohlgefallen
aufgelöst.

Feuilleton als Richterstiihlchen

Nachdem Schirrmacher als Hauptwort-
führer der Kampagne gegen die einstmals
oppositionellen DDR-Schriftstellerlnnen
seinen Teil dazu beigetragen hatte, daß sich
die deutsche Teilung in Form aggressions-
geladener intellektueller Abgrenzung auf
beiden Seiten noch ein bißchen länger auf-
rechterhielt, produzierte er sein nächstes
publizistisches Meisterstück. Auch die West-
deutschen hätten unter einer Art Terror ge-
litten, lautete die sensationelle Entdeckung
des Literaturblattchefs, und zwar unter dem
Terror einer „Gesinnungsästhetik”, ausge-
übt von den Schriftstellerinnen aus dem
Umkreis der Gruppe 47 und ihrer gesin-
nungsmäßigen Epigonen. Jahrzehntelang
habe die richtige politische Einstellung alles
gegolten und die Kunst nichts. Damit aber,
so darf das Publikum nun erleichtert aufat-
men, ist es dank der kühnen Revolte des
FAZ-Jungvolkes ein für allemal vorbei. Nach
der Demokratie im Osten hat nun endlich
auch die Kunst im Westen freie Bahn

Bisher ist es dem FAZ-Feuilleton aller-
dings noch nicht recht gelungen, Meldung
zu erstatten über das ungeheure Aufblühen
der reinen Kunst im ideologisch befreiten
Deutschland. Statt dessen, muß der wohl-
wollende Leser der Zeitung betrübt feststel-
len, hat das alte Übel auch die junge Mann-
schaft der  FAZ  ergriffen. Denn seit der be-
rühmte „Strich” zwischen Politik und Kul-
tur beseitigt wurde, ist die Ästhetik fast
vollständig verschwunden, von der unum-
schränkten Herrschaft der Gesinnung an
die Wand gedrückt. Noch nie hat sich im
Feuilleton der Zeitung für Deutschland Ideo-
logie so ungestört breitmachen können wie
seit Einzug des „feurigen Jungvolks” in die
Redaktion, noch nie stand es so eindeutig in
politischen Diensten, noch nie hat das nack-
te Ressentiment so sehr den Stil seiner Kri-
tik bestimmt, noch nie war ihm die Kunst so
gleichgültig.

Alles, was mit der Verstrickung der DDR-
Literatur in den Spitzel- und Zensurbetrieb
des SED-Staats zu tun hat, ist für Schirr-
macher und seine Mitarbeiter ein gefunde-
nes Fressen, weil es ihnen erlaubt, die schwie-
rige Literaturkritik zu vermeiden und gleich
zur moralischen Strafprozeßordnung über-
zugehen. Von dem vergifteten Klima der
wechselseitigen Denunziation fühlen sie sich
deshalb angezogen, weil es ihre eigenen ag-

gressiven Instinkte weckt. Erst wird dieser
als Stasispitzel denunziert, dann jene, dann
wird ein Denunziant des Denunziantentums
beschuldigt, um tags darauf auf Kosten an-
derer in Schutz genommen zu werden,
scheinheilig beklagt man die Atmosphäre
des totalen Verdachts, in der die eigenen
Geschäfte prächtig gedeihen.

Bekennt die in der DDR aufgewachsene
Helga M. Novak in einem offenen Brief an
Biermann und andere, als Zwanzigjährige
im Jahr 1957 aus Angst vor einer langjährigen
Gefängnisstrafe der Staatssicherheit ihre
Unterschrift gegeben zu haben, und fügt sie
hinzu, daß sie „eher im polnischen Wald
verbluten will”, als sich heute auf einen
„deutschen Richterstuhl” zu setzen, dann
fühlt sich der auf seinem FAZ-Richter-
stühlchen thronende Schirrmacher derart
provoziert, daß er gleich noch als morali-
scher Generalstaatsanwalt zurückschlägt:
„Ihr Schreiben ist der vorläufige Höhepunkt
einer rhetorischen Figur, mit der die Täter
sich zu Opfern stilisieren ... Jedenfalls hält
sie es für moralisch vertretbarer für die Stasi
gearbeitet zu haben als jetzt über die Stasi-
Mitarbeit anderer zu richten.”

Ginge es um die Figuren eines Theater-
stücks und nicht um wirkliche, mit Namen
und Adressen versehene, verletzbare und
durch Rufmord zerstörbare Menschen, wäre
der Stil dieser moralisch entrüsteten Prosa
noch zum Lachen. Wenn das Ressentiment
in Schwung kommt, bleibt als erstes die
Sprache auf der Strecke: Der Literatur-
blattchef, nebenbei auch zum redigierenden
Richter über die Sprache anderer bestellt,
bringt das Kunststück fertig, zwei relativ
einfache Sätze mit falschem Deutsch zu fül-
len: Eine „rhetorische Figur” mag nun alles
mögliche haben, einen „Höhepunkt” kennt
sie nicht, den erleben nur Abläufe und Er-
eignisse; im zweiten Satz sind Schirrmacher
vor lauter Entrüstung nicht nur zwei Kom-
mata abhandengekommen, auch das Adjek-
tiv „vertretbar” hat einen falschen Kompara-
tiv erhalten. Es rächt sich nicht nur in die-
sem Fall an der Sprache, wenn ein Autor
seine Erfahrungslosigkeit dadurch zu kom-
pensieren versucht, daß er sich die gravi-
tätisch-endgültige Gewichtigkeit eines pen-
sionierten deutschen Oberstudiendirektors
zulegt. Von der Sache her bleibt die denun-
ziatorische Anmaßung festzuhalten, mit der
Schirrmacher Helga M. Novak, ohne den
Schatten eines Beweises für ihre „Tat” vor-
zulegen, den „Tätern” zuschlägt: Mit dem
Untergang des alten „Neuen Deutschland”
der SED, einem Tummelplatz für Denunzi-
anten und Freunde der publizistischen Ge-
sinnungsjustiz, ist dessen Geist offenbar auf
das Feuilleton der Zeitung für Deutschland
übergegangen. Doch wehe, wenn jemand es
wagt, deren Angestellte nur ein wenig an
den Haaren zu zausen: Empfindlich wie
Mimosen, deren zarte Triebe aber gefährlich
geladen sind, stechen die ultrajungen Gift-
zwerge aus Joachim C. Fest kulturellem

Vorgarten gnadenlos zu.
SovielzurpolitischenUnabhängigkeitund

erfrischenden Liberalität des gelobten  FAZ-
Feuilletons. Niemand hat übrigens seinen
Geist unfreiwillig so unmißverständlich of-
fenbart wie der Literaturblattchef selbst.
Vorjahren brach an einigen amerikanischen
Universitäten eine gewisse Unruhe aus, als
man nämlich entdeckte, daß der als Vorden-
ker der „dekonstruktivistischen” Schule
verehrte Literaturwissenschaftler Paul de
Man unter der deutschen Besatzung seines
Heimatlandes Belgien emsig für die Kolla-
borationspresse geschrieben und sich dabei
auch der antijüdischen Propagandader Nazi-
besatzer nicht verschlossen hatte. Frank
Schirrmacher nahm die weder besonders
sensationelle noch innerhalb der verworre-
nen Kulturgeschichte Europas unter Nazi-
besatzung besonders einmalige Affäre zum
Anlaß, einen rasenden nachgetragenen Anti-
faschismus zu vertreten und, die Artikel des
jungen Paul de Man vor Augen, eine unge-
heure „Katastrophe des Geistes” zu mel-
den. Hat Schirrmacher deshalb so wild um
sich geschlagen, weil er in dem damals in der
Brüsseler Zeitung  Ce soir  debüttierenden
ganz jungen Paul de Man sein Alter ego
erkannte und sich an dem Spiegelbild rächen
mußte? Ein wichtigtuerischer Feuilletonist,
der sich verbal ständig auf die Zehenspitzen
stellt, damit man nicht merkt, wie mickrig er
ist, und der seinem maßlosen Ehrgeiz und
dem Wohlwollen seiner Auftraggeber man-
ches Opfer bringt einschließlich der Opfer,
die der Geist der politischen Kollaboration
unter anderen fordert. Ganz wie beim Feui-
lleton der  FAZ.

Lothar Baier



Im letzten Akt fließt immer Blut
Zur Selbstauflösung Revolutionärer Zellen

„Der Weg der Veröffentlichung ist
zugleich die Kapitulation vor
weitergehenden Ansprüchen”,
stand in der Erklärung der Revo-
lutionären Zellen vom Dezember
1991, die der diskus unter der
Überschrift „Moral und Politik”
in seiner vorigen Ausgabe (1/1992)
publizierte. Nur einen Monat
später folgte im Januar 1992 eine
weitere Schrift, in der Revolutio-

näre Zellen ihre Selbstauflösung
bekanntgaben (dokumentiert in:
„konkret”, 3/1992, „Das Ende
unserer Politik”).

„Unser Ziel ist und war die Verbreitung des
bewaffneten Widerstandes, war und ist die
Unterstützung eines Netzes autonomer
Gruppen, die als bewaffnete Tendenz inner-
halb der Bewegung in ihren Städten und
Regionen aus sich heraus aktionsfähig sind,

die dort mit den Methoden der Subversivität
Widersprüche forcieren und auf den unte-
ren Gliederungen des Machtgefüges inter-
venieren, die also das Handlungsarsenal der
legalen Linken um ihre Möglichkeiten der
Sabotage, der Bestrafung, der Gegenwehr,
der Eroberung von Lebensmöglichkeiten
erweitern. Es geht uns, platt gesagt, zu-
nächst und vor allem um die Zersetzung des
Fundaments von Herrschaft, nämlich Ohn-
macht, also um die Veränderung der Men-
schen und nicht darum, ,den Staat zu kip-



pen’. Denn das Herz des Staates ist das Volk
und sind nicht seine einzelnen Repräsentan-
ten.” (RZ, 1981)

I m Mai 1972 startete die RAF ihre erstemilitärische Offensive, Ende des Jahres
befanden sich ihre allesamt öffentlich be-
kannten Köpfe bereits in Haft. Als 1973 die
ersten Gruppen der revolutionären Zellen
ihre Tätigkeit aufnahmen, konnten sie auf
diese negativen Erfahrungen der RAF zu-
rückgreifen. So gründeten sich die RZ in
dem Wissen, daß auf organisatorischer Ebe-
ne der beste Schutz vor staatlicher Verfol-
gung und politischer Isolation die gänzliche
Anonymität ihrer Mitglieder und eine de-
zentrale, nicht hierarchische Arbeitsweise
ist. Dies ermöglichte den unbekannten Mi-
litanten, an Diskussionen und legalen Be-
wegungen der radikalen Linken weiterhin
teilzunehmen, eine Verselbständigung mili-
tärischer Politik zu vermeidenund die Fahn-
dungsapparate des Staates ins Leere laufen
zu lassen. Die RZ wollten keine Avantgarde-
Organisation aufbauen, keine Stellver-
treterpolitik machen. „Alle müssen alles
können”, war gleichermaßen Hoffnung wie
Anspruch der Zellen:

„Es gibt das Gerede von Leuten, die so
tun, als wüßten sie was (agit 88a), daß man
dazu mindestens 10 Mann (!) braucht, mit 3
klandestinen Wohnungen in der BRD, 5
Ausweichwohnungen, 5 Garagen, ‘nem
Haufen Kontakten im Ausland usw. Das ist
absoluter Quatsch!

Dabei kann nur zweierlei rauskommen:
entweder sie kommen vor lauter Logistik
aufbauen nie zu Aktionen, oder die Bullen
schnappen sie weg, weil sie sich genauso
verhalten, wie‘s im Fahndungsraster steht.

Andere erzählen, der erste Schritt wäre
die Illegalität und der zweite die Bank. Das
ist genauso idiotisch. In die Illegalität geht
man erst dann, wenn man absolut muß. Die
BRD ist viel zu gut durchorganisiert, als daß
sich hier der Kampf aus der Illegalität heraus
führen ließe. Und in ‘ne Bank geht man nur,
wenn klar ist, daß Geld für eine Aktion
gebraucht wird und das Geld sich nicht
andersweitig auftreiben läßt.(...)

Das Prinzip, viele selbständige Wider-
standszellen zu gründen ist richtig, weil das
gewährleistet, daß jede Zelle ihre eigene
Politik macht, daß sich die vielfältigsten
Initiativen und Kampagnen entwickeln, und
weil es für die Bullen keine Methode gibt,
diese Struktur aufzubrechen. Man kann da-
für kein Fahndungsraster aufstellen, das ein-
zige, was einem das Kreuz brechen kann, ist
ein dicker Fehler oder ein gottverdammter
Zufall.

Also viel Spaß und paßt gut auf euch auf! ”
(RZ, 1978)

Anders als der Roten Armee Fraktion
gelang es den Revolutionären Zellen, eine
Verabsolutierung des Militärischen zu ver-
meiden; sie verstanden sich nur als eine „Ten-

denz” der radikalen Linken, die aus den
Bewegungen der siebziger und achtziger
Jahre heraus versuchte, politische Ausein-
andersetzungen zuzuspitzen:

„Die Überwindung legaler Strukturen und
legalistischen Denkens ist die Vorausset-
zung der Entwicklung einer freien Gesell-
schaft. Grundlage des legalistischen Den-
kens ist, daß Aufklärung in der spätka-
pitalistischen Gesellschaft leicht zum Kon-
sum wird und so die den verrechtlichten
Verhältnissen verhaftenden Denkstrukturen
nicht aufgebrochen werden können. Die
ökonomische Gewalt und andere Gewalt-
verhältnisse sind als rechtmäßige verinner-
licht, und diese Gewalt muß wieder sichtbar
gemacht werden durch Verletzung der Le-
galität. Damit versuchen wir, auch in der
Form des Widerstandes unser Ziel zu ver-
deutlichen und erfahren dies als ein subjek-
tiv befreiendes Moment. Unsere subversi-
ven illegalen Aktionen sind ein Mittel, lega-
listisches Denken zu brechen und zu einer
Stabilisierung der militanten anti-institu-
tionellen Linken beizutragen.” (RZ, 1981,
„Subversiver Kampf in der Anti-AKW-Be-
wegung”)

In ihren Schriften erklärten die RZ die
Taktik der Stadtguerilla zum Ausdruck ei-
ner „Defensive und Schwäche” der Linken
und nicht etwa zum Ersatz für eine „revo-
lutionäre Massenbewegung”. Sie meinten,
„es wäre eine Illusion anzunehmen, daß
subversive/illegale Aktionen in der BRD
auf eine breite Zustimmung stoßen, daß sie
populär sind. Aber sie können es werden
und das ist unsere Hoffnung...” (1981). Die
RZ übten Ideologiekritik am bürgerlichen
Fetisch vorgeblich gewaltfreier Verhältnis-
se und hatten klare Vorstellungen über das
Kräfteverhältnis zwischen Linken und Rech-
ten in der Bundesrepublik:

„Angriffe gegen zentrale staatliche Insti-
tutionen halten wir zur Zeit für politisch
unmöglich: wir können die Machtfrage nicht
stellen! Wir führen keinen Krieg! Wir ste-
hen vielmehr immer noch am Anfang eines
langwierigen, mühseligen Kampfes um die
Köpfe der Menschen - nicht in irgendeiner
militärischen Etappe um einen militärischen
Sieg!” (RZ, 1981)

Phasenweise waren die RZ das, was sie
sein wollten, „eine populäre Guerilla” - zu-
mindest für die Linken. Der RZ unterliefen
jedoch auch schwerwiegende Fehler. Insbe-
sondere Entebbe 1976 (siehe diskus 1/1992)
offenbarte zudem entscheidende theoreti-
sche Schwächen der frühen RZ. In der Folge
nahmen die RZ von dem damals in der
gesamten Linken verbreiteten allzu verein-
fachten Antiimperialismus Abschied. Eben-
so stellten sie ihre antizionistische Propa-
ganda ein, und wandten sich statt dessen
Anfang der achtziger gegen antiamerika-
nische und nationalistische Tendenzen in
der Bundesrepublik. Nach dem Bruch mit
dem abstrakten Internationalismus der sieb-

ziger Jahre bezogen sich die RZ auf die
sozialen Kämpfe in der Bundesrepbublik
und thematisierten aus diesen die imperia-
listische Politik der BRD. 1981 verunglück-
te ein Attentat auf den hessischen Minister
für Wissenschaft und Technik Karry zum
Mord. Für dieses Attentat mußten die Re-
volutionären Zellen die Verantwortung über-
nehmen, obwohl sie es ablehnten und öf-
fentlich scharf kritisierten. Die Attentäter,
die den verhaßten Minister nur anschießen
wollten, hatten sich im Namen der RZ er-
klärt und zeigten damit ein in der Geschich-
te der RZ sich allerdings in der Form nicht
wiederholendes Problem beim Aufbau
selbsttätiger Widerstandszellen.

In der Regel waren die auf Sachschäden
zielenden Anschläge der RZ (z.B. auf Start-
bahn-Firmen, AKW-Betreiber, militärische
Einrichtungen) der Linken politisch ver-
mittelbar. Zudem verbreitete die Guerilla
klassentheoretisch fundierte Analysen, prä-
ziser und intellektuell weitaus anregender,
als viele der übrigen militanten Linken.

Ab Mitte der achtziger Jahre orientierten
die Kampagnen der Revolutionären Zellen
verstärkt auf die Bekämpfung des insti-
tutioneilen Rassismus. Die RZ führten eine
Reihe von Anschlägen auf staatliche Stellen
durch, die vor allem auch auf die Vernich-
tung von Aktenmaterial zielten, um „den
Flüchtlingen eine Atempause zu verschaf-
fen” und „für das freie Aufenthaltsrecht für
alle Flüchtlinge und Immigranten” zu agi-
tieren. So verübten die RZ unter anderem
Brandanschläge auf das Ausländerzentral-
register in Köln, auf die Dortmunder Außen-
stelle des Bundesamtes für die Anerken-
nung von Asylbewerbern in Zirndorf und
auf ein Gebäude der Zentralen Sozialhilfe-
stelle für Asylbewerber in Berlin. Fehlge-
schlagene Brandanschläge richteten sich ge-
gen die „kämpfenden Verwaltungen” der
Düsseldorfer Staatskanzlei und des Sozial-
ministeriums, um „in die Auseinanderset-
zung zwischen den NRW-Behörden und
den von rassistischer Sonderbehandlung und
Abschiebung bedrohten Roma einzugrei-
fen”. Dem Chef der Berliner Ausländer-
polizei, Harald Hollenberg, und dem Vor-
sitzenden Richter des Asylsenats am Bundes-
verwaltungsgericht, Günther Korbmacher,
schossen Revolutionäre Zellen in die Knie.
Zu dem Attentat auf Korbmacher schrieben
die RZ:

„Jemandem der Menschen in die Folter
oder einen drohenden Tod schickt, kann
man nicht das Auto anstecken oder eine
Abreibung verpassen. Das ist unangemes-
sen und verniedlicht sein Verbrechen. (...)
Uber die strategische Funktion seines Am-
tes hinaus legt der Vorsitzende Richter am
obersten Asylsenat Dr. Günther Korb-
macher einen ausgesprochen eigenen politi-
schen Geltungsdrang an den Tag. Auf dem
Höhepunkt der rassistischen Hetzkampagne
gegen die Flüchtlinge warf er sich persön-



lieh an die Medienfront, um vehement eine
Grundgesetzänderung des Asylrechts einzu-
fordern, damit in Zukunft garantiert sei, daß
nur noch politisch handverlesene und öko-
nomisch verwertbare, vorselektierte Immi-
granten zur Disposition stünden. Mit ent-
sprechender Rigorosität hat er sich dem
unnachgiebigen Kampf zur Abschaffung der
Nachfluchtgründe verschrieben (...)

Die Entscheidung, einer Person ins Knie
zu schießen, enthält eine bewußte und prä-
zise praktische wie politische Limitierung.
Der Angegriffene und unmittelbarste Tat-
zeuge soll überleben, ja, er muß es unter
allen Umständen, denn dies ist die entschei-
dende Bestimmung der Aktion, selbst wenn
sie zum Preis eines erhöhten Risikos für die
ausführenden Genossinnen und Genossen
erkauft werden muß.

Der Angegriffene ist ein Schreibtischtäter
par excellence, eine Ausgeburt moderner
Herrschaft, ausgestattet mit allen Insignien
repräsentativer Macht, die sich selbst zele-
briert. Person und Körper verschwinden
dahinter, verobjektivieren sich. Richter
Korbmacher, der haßt, verachtet, eindämmt,
raussäubert, de facto wertes von unwertem
Leben am Fließband sortiert, letzte Instanz
über Leib und Leben zahlloser Menschen,
ritualisiert sich erfolgreich aus seiner Person
und existenziellen Verantwortungheraus.(...)

Die Schüsse auf die Beine des obersten
Asylrichters sollen dem kalt ausgeheckten
Unrecht, der kodifizierten Brutalität, die
das Leben so vieler Menschen zerstört, wie-
der einen Namen, ein Gesicht, einen Körper
verleihen. Diese Schüsse sollen ihn zweifach
brandmarken. Sie sollen ihn verletzen, eine
nachhaltige Erschütterung seiner Existenz
durch einen intensiven körperlichen
Schmerz und eine langwierige körperliche
Beeinträchtigung bewirken, und er soll lei-
den damit er bezahlt und versteht. Verste-
hen nicht im Sinne einer Läuterung - darauf
haben wir keinen Einfluß -, sondern indem
er mit jeder Faser seines Körpers und seines
Bewußtseins in eine umgekehrte Situation
gezwungen wird, der er sich unmöglich ent-
ziehen kann, die an ihm haften wird.

Und diese Schüsse sollen ihn politisch
brandmarken. Sie sollen ihn ins öffentliche
Bewußtsein brennen als Hauptverantwort-
lichen im juristischen Kampf gegen die Opfer
imperialistischer Großraumpolitik, der dar-
überhinaus von einem persönlichen Haß
und Eifer in seiner Arbeit angetrieben
wird.Wir wollen den suggestiven Nimbus
der Macht zerstören, durch den er sich ge-
schützt glaubt, und ihn öffentlich vor aller
Augen in die Knie zwingen (...)”.(RZ, 1987)

Im Januar 1992 gaben Revolutionäre Zel-
len nun das Ende ihrer Politik bekannt:
„Innerhalb kürzester Zeit” hätten sich „die
Bedingungen linksradikaler Politik in der
BRD vollkommen verändert”. „Verhältnis-
se haben sich aufgelöst” und eine Wechsel-
beziehung zwischen legaler und illegaler

Politik bestünde nicht mehr. Die Auflösung
„vollzieht sich im Zusammenhang einer
Neugestaltung nationaler und internationa-
ler Kontexte und einer Radikalisierung des
Imperialismus, deren Ergebnisse” sie nicht
kennen. „Sicher” sei nur, “daß die weltwei-
ten Migrationen der wichtigste Indikator
dieser Entwicklung sind”. Eine historisch
„völlig offene Situation”, die „bisher un-
durchschaubar” bliebe, „weil wir mit Bil-
dern konfrontiert werden, in denen wir das
Wesen der Emanzipation der Klasse nicht
erkennen”.

Die RZ stellen sich in „Das Ende unserer
Politik” dümmer, als sie tatsächlich waren.
Nachträglich reduzieren sie ihre antirassis-
tischen Kampagnen auf antiimperialistische
Ableitungsphrasen, die tatsächlich in fast
jeder RZ-Erklärung auch enthalten waren.
Im Vergleich aber zu den konkreten Be-
gründungen für die Wahl der Anschlagsziele
konnten einzelne Ableitungssätze als völlig
nebensächlich gelesen werden. „Erst wenn
sich erwiesen hat”, meinen nun die Ab-
schieds-Zellen, „daß die albanischen Flücht-
linge in Italien 1991 nur die Vorboten einer
Unterminierung der Festung Europa gewe-
sen sind, werden auch hier wieder die Ver-
hältnisse zu tanzen beginnen.” Um sich ei-
nen dramatischen Abgang zu sichern, wird
hier mit zynischen Krisenszenarien gespielt,
dabei beleidigt die politische Verantwor-
tung an andere delegiert und die von den RZ
einst bekämpfte ML-Orthodoxie aus den
siebziger Jahren ausgekramt. Ein „revo-
lutionäres Subjekt” ist vorausgesetzt, ohne
daß diese Zellen ein Wort darüber verlieren,
wie denn eine geforderte gesamtgesellschaft-
liche „theoretische politische Orientierung”
zu entwickeln sei, die mehr beinhalte „als
einzelne Versatzstücke zu bestimmten Kon-
flikten”, wenn nicht unter militanter Be-
zugnahme auf die sozialen Auseinanderset-
zungen selbst. Den Beleg aber, daß die kon-
kreten Begründungen für die Wahl ihrer
Anschlagsziele auf einmal jegliche Gültig-
keit verloren haben sollen, erbringen sie
nicht.

„Den politischen Rest” bekamen diese
RZ nicht - wie sie glauben machen - weil sie
„zum Zerfall des Realsozialismus keine klä-
rende Position finden konnten”, sondern
weil sie sich mittlerweile bis in die Wortwahl
dem „Wiedervereinigungsprozeß”, dem
Mainstream - nach der Vereinigung der zwei
deutschen Staaten - angepaßt haben. Dem
Kanon geläuterter Ex-Linker haben sie die
Verslein entnommen, „die von uns benutz-
ten antiimperialistischen oder Sozialrevolu-
tionären Erklärungsmuster haben gegenüber
dem historischen Wandel versagt”. Die RZ
zeigen sich „von der Frustration heimge-
sucht”, da ihre Aktionen in der Öffentlich-
keit „nicht zur Kenntnis genommen” wor-
den seien. Was haben sie erwartet? Medien
und staatliches Establishment hielten sich
an die RAF, an die Fehler der personifizier-

ten „inneren Feinde”, um bewaffnete Op-
position in der Bundesrepublik insgesamt
moralisch zu diskreditieren. Die RZ ent-
sprachen nicht dem Bild draufgängerischer,
eiskalter, irrationaler Pistoleros und fanden,
da ihre Taten eher die Linke zur Selbst-
bestätigung anregte und die Bürger wenig
verschreckte, in den Medien wenig Beach-
tung.

Die Linke hat sich aus zwei Gründen in
der Regel nicht öffentlich mit den RZ be-
schäftigt. Zum einen lastete auf ihr ein
starker staatlicher Druck, mittels Gesin-
nungsparagraphen wie dem 129a allein durch
die Beschäftigung mit sogenannten „an-
schlagsrelevanten Themen” kriminalisiert zu
werden. Zum anderen benutzte der inte-
grationswillige Teil der Linken die dazu
wesentlich besser geeignete RAF als Pro-
jektionsfläche, um die eigene militante Ver-
gangenheit unter geringstmöglichem Ge-
sichtsverlust loszuwerden, politische Aus-
einandersetzungen mit den RZ aus Oppor-
tunitätsgründen einfach meidend. Eine Tak-
tik, mit der sich nun die RZ selbst versucht,
indem sie behauptet: „Heute, zu einem Zeit-
punkt rassistisch motivierter Angriffe auf
Flüchtlingsunterkünfte, verbietet sich der
Gebrauch von Feuer und Flamme als Mittel
revolutionärer Poltik in diesem Bereich von
selbst”. Ihr neues Diktum begründen die
Zellen erst gar nicht. Auch die nachge-
schobenen Zeilen, es gäbe „einen dreckigen,
geheimdienstlich durchsetzten Terroris-
mus”, muten eher grotesk an. Oder meinen
die Zellen, ihre Anschläge auf Ausländer-
dateien seien mit geheimdienstlichen Tätig-
keiten zu verwechseln gewesen? Erstaun-
lich ist auch, was am „Ende unserer Politik”
noch so alles steht. „Der letzte Aspekt unse-
rer Reflexion”, schreiben die Zellen, „be-
trifft unser Verhältnis zum sogenannten ‘In-
ternationalen Terrorismus“. Durch die
Offenlegung der Stasi-Akten, durch Presse-
berichte über Carlos und Co.”, scheinen die
Zellen tief erschüttert, ohne allerdings ins
Detail zu gehen. Die RZ deuten zwar „alte
Geschichten”, „Fehler”, „Komplex” und
„Blauäugigkeit” an, der eminent interessan-
ten Verbindung von RZ und „Pressebe-
richten über Carlos und Co.” gehen sie
leider nicht nach. Dabei wurde Carlos nach
Angaben der FAZ dabei gesehen, als er im
September von Syrien nach Libyen, von
Libyen zurück nach Syrien und dann von
Syrien in die Republik Jemen gereist sei.
„Gegenwärtig soll sich Carlos im Irak auf-
halten”, schloß die Notiz über den „Auf-
enthaltsort des Terroristen Carlos” in der
FAZ vom 29.11.1991. In der Vergangenheit
gab es so manche „Presseberichte über Carlos
und Co.” Der Spiegel widmete dem „Top-
Terroristen” schon 1976 eine Serie, in der zu
lesen war, daß Carlos „sich noch elender
fühlte, als er plötzlich von Durchfall mit
schneidenden Magenschmerzen befallen
wurde.” Einmal sei es Carlos so schlecht



gegangen, „daß er überzeugt war an Amö-
benruhr, zu leiden”. Und „Jahre später ver-
traute er Freunden in England an, zu den
schlimmsten Erfahrungen eines Mannes ge-
höre es, in einem arabischen Abtritt ohne
Sitz gegen Durchfall ankämpfen zu müs-»sen...

Mit dem Phantom-Terroristen - der nach
Presseberichten bis zu 40 Guerilla-Kom-
mandos gleichzeitig geleitet haben soll, und
der auch für den Spiegel schon vor 16 Jahren
„kaum wiederzuerkennen” war („wahr-
scheinlich hatte er sich einer Gesichtsope-
ration unterzogen. Das schwere Unterkinn
und der Ansatz eines Doppelkinns waren
völlig verschwunden, der Haaransatz lag
tiefer...”, Der Spiegel, 32/1976) - mit diesem
Phantom hielt auch die Gauck-Behörde Ein-
zug ins RZ-Papier. Inwiefern „die Offen-
legung der Stasi-Akten” die RZ so schwer
getroffen hat, bleibt wie so vieles am Ende
ihrer Politik RZ-Geheimnis. Vielleicht be-
ziehen sie sich auf Veröffentlichungen über
militante westdeutsche Linke wie Till Meyer
oder Brigitte Heinrich. Till Meyer saß we-
gen seiner Mitgliedschaft in der Guerilla-
bewegung 2.Juni 13 Jahre in westdeutschen
Knästen. Nach seiner Haftentlassung 1987
arbeitete Meyer nicht nur für die taz son-
dern auch für das Ministerium für Staats-
sicherheit der DDR. In einem taz-Interview
erklärte er seine Beweggründe. Er hielt die
DDR für den gerechteren der zwei deut-
schen Staaten, hätte durch seine Tätigkeit
keine Leute in Gefahr gebracht, sondern vor
allem im Westen Fehlinformationen aus-
gestreut, damit über den Verbleib der ausge-
stiegenen und in der DDR exilierten RAF-
Leute nichts bekannt wurde. RAF-Aus-
steiger vor der bundesdeutschen Rachejustiz
zu schützen, kann wohl auch für die RZ kein
Zeichen für „die Schwäche politischer Mo-
ral” sein. Ebensowenig, daß sich Meyer im
Laufe seiner Haft von den antiautoritären
Vorstellungen des 2.Jurii entfernt hatte und
vermeinte, als außenpolitischer Berater sei-
nen positiven Einfluß auf die SED-Politik
geltend machen zu können (schließlich hat
er damit weder im Westen noch im Osten
Oppositionelle ans Messer geliefert).

Auch die 1987 gestorbene Brigitte Hein-
rich wird nach bisher unüberprüft veröf-
fentlichten BK A-Informationen in der Pres-

se als mögliche Zuträgerin des Ministeriums
für Staatssicherheit der DDR genannt. Bri-
gitte Heinrich, langjährige diskus-Redak-
teurin, gehörte zu den bekannteren der mi-
litanten Frankfurter Linksradikalen in den
siebziger Jahren. Sie wurde mit zahlreichen
Strafverfahren belegt, ohne daß sie sich des-
wegen von der militanten Linken distan-
zierte und ohne daß die Justiz die behaupte-
te „Unterstützung einer kriminellen Verei-
nigung” jemals nachweisen konnte. Letztlich
wurde sie dennoch zu 21 Monaten Haft

ohne Bewährung abgeurteilt. Später arbei-
tete sie von 1982-83 für die taz und saß als

Abgeordnete der Grünen ab 1984 im Euro-
paparlament. Ob sie nach 1982 „(Ex-)Ge-
nossinnen in Frankfurt, Berlin, Straßburg,
Brüssel und anderswo ausspioniert, ‘einge-
schätzt“, verraten und an die Stasi verkauft”
haben könnte, bleibt die wichtigtuerische
Spekulation eines ihrer „(Ex)-Genossen” in
der taz vom 29.2.1992. Genausowenig ist
bislang bekannt, was es denn an so geheim-
nisvollen Orten wie dem Straßburger Euro-
paparlament oder in Frankfurt/Bockenheim
„auszuspionieren” gab. Und als Anhängerin
der diversen K-Kadergruppen war Brigitte
Heinrich gerade nicht bekannt.

Weder in derartigen Berichten noch aus
den Zeilen der RZ wird erkennbar, warum
ausgerechnet der den Staatssozialismus ab-
lehnenden militanten Linken in der BRD
mit der „Offenlegung der Stasi-Akten”
Schmach und Schande widerfahren sollte
Doch wer wie die RZ - um den Preis der
Selbstaufgabe - „wieder eine Chance zu be-
kommen” versucht, „als politische Subjekte
in den gegenwärtigen gesellschaftlichen Pro-
zeß eingreifen zu können”, muß vorraus-
schauend seine bisherige Geschichte - „als
politisches Subjekt” - ersteinmal denun-
zieren. Dies ist die Botschaft von Erklärun-
gen wie dem „Ende unserer Politik” und
jener Presseberichte, die wider besseres
Wissen von den Zellen heute einfach nach-

gekaut werden.
Dieser Tage erscheint in der Edition

Tiamat die Wiederauflage von „Die alte Stra-
ßenverkehrsordnung”. Der Band enthält un-
ter anderem zwei wichtige frühe Texte der
RAF und erinnert im Vorwort von 1986
daran, „daß Gewalt ein Mittel zur radikalen
Veränderung der gesellschaftlichen Verhält-
nisse ist, und ebenso ein Mittel zu ihrer
Konservierung, was heute in der BRD nie-
mand mehr wissen mag, obgleich gerade
hier die Demokratisierung der Gesellschaft
von der gewaltigsten Streitmacht der Welt-
geschichte militärisch erkämpft werden
mußte.” Die RZ hätten viele gute Gründe
angeben können, warum sie es vorziehen, in
Rente zu gehen. Sie wählten den beifalls-
heischenden Weg der Selbstdenunzierung.
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Österreich zuerst, aber Deutschland über alles
Der Deutsch-Nationalismus der Haider-Partei

Eine Partei wie die bundesdeut-
sche FDP war die Freiheitliche
Partei Österreichs (FPÖ) nie.
Wäre es nach dem Willen ihrer
Bundesführung Ende der siebzi-
ger, Anfang der achtziger Jahre
gegangen, hätte sie es werden
sollen, um Vergessen zu machen,
daß sie von hohen nationalsoziali-
stischen Funktionsträgern gegrün-
det wurde, und um endlich „regie-
rungsfähig” zu werden. Erst 1983
war es dann soweit; die 1956
gegründete FPÖ konnte erstmals
als Mehrheitsbeschafferin der
Sozialistischen Partei Österreichs
(SPÖ) im Bund dienen. Das
Regierungsglück der kleinen
Koalition währte nicht lange. 1986
trat Haider gegen den liberalen
Parteichef Steger an, um der FPÖ
ihr nationales Gepräge zurückzu-
geben. Die Koalition zerbrach und
die SPÖ arrangierte sich mit der
Österreichischen Volkspartei
(ÖVP).
Zu diesem Zeitpunkt blickte der
sechsunddreißigjährige Kärntner
FPÖ-Chef Haider bereits auf eine

lange Parteikarriere zurück. 1  Die
Partei war weniger liberal, als ihre
liberalen Vordermänner glauben
machten. Der rechte Flügelmann
Haider wurde zum Bundes-
parteiobmann gewählt und eilte
fortan von Wahlerfolg zu Wahl-
erfolg. Jung, modern und redege-
wandt präsentierte er sich, und als
so etwas wie einen „österreichi-
schen Kennedy” präsentierte man
ihn. Zwischenzeitlich zum Fan-

deshauptmann von Kärnten
gekürt, stolperte er vergangenes
Jahr über sein Fob für die natio-
nalsozialistische Beschäftigungs-
politik. Mittlerweile hat es sich
herumgesprochen, Haider gehört
zu den Steh-auf-Männchen der
euro-rechten Szene. Er liebt
historische Bekenntnisse und

Anspielungen, um seine Geschich-
te und die seiner Partei zurecht-
zurücken. Sein Motto lautet:
„Diese FPÖ kennt weder Scheiß-
liberale, wie das so schön heißt,

noch die braune Brut.” 2  Haider ist
Vertreter eines modernisierten und
europäisierten Deutsch-Nationa-
lismus. Die Ideologen der Neuen
Rechten in der Bundesrepublik
empfehlen sich selbst das „Modell
Haider”, währenddessen der
„Durchmarsch der FPÖ” 3  die
Bastionen der ÖVP und der SPÖ
im vergangenen Oktober in Linz
und im November in Wien ins
Wanken brachte

Die Anleihen der ÖVP

M it einem Logo, das die wehende N atio-nalflagge „Rot-Weiß-Rot” umkränzt
von den Wörtern „Österreich zuerst - Dr.
Thomas Klestil ” darstellt, wirbt die ÖVP im
gegenwärtigen Präsidentschaftswahlkampf
für ihren Kandidaten. Daß bei dieser Gele-
genheit Flagge gezeigt wird, gehört auch
beim aussichtsreicheren Konkurrenten von
der SPÖ dazu. Nachdem es der ÖVP aber
bei der Bundespräsidentenwahl vor sechs
Jahren gelang, ihren damaligen Kandidaten
Kurt Waldheim durch die Artikulation von
österreichischem Nationalismus und Anti-
semitismus in der Wiener Hofburg unterzu-
bringen, versucht sie heute mit der Parole
„Österreich zuerst” an diesen Wahlerfolg
anzuknüpfen. „France d’abord”, krakeelen
Le Pen und seine Anhänger, „Deutschland
zuerst”, übersetzen Schönhubers Republi-
kaner und die anderen rechtsextremistischen
Parteien in der BRD, um ihre nationalisti-
sche und rassistische Politik andenMannzu
bringen. Die ÖVP-Anleihe bei den Rechts-
extremisten scheint auf Wählerinnen und
Wähler zu zielen, die der Haider-Partei zu-
geflogen sind.

„Österreich zuerst”, so erläutert Klestil
in Wahlkampfanzeigen, „das bedeutet: Die
Interessen des Landes müssen Vorrang ha-
ben vor den Interessen der Parteien. (...) -
überall dort, wo heute zu oft der Ellenbogen
verwendet wird, möchte ich für Fairness
und Rücksichtnahme sorgen.” Vor dem
Hintergrund einer Reihe von Regierungs-
skandalen in den achtziger Jahren haben
sich die Wahlkampfstrategen der ÖVP diese
Erläuterung bei Haider abgeschaut. Unter
dem Motto „Österreich politisch erneuern”
erklärte dieser bereits auf dem FPÖ-Bun-
desparteitag von 1988, „daß wir selbstver-
ständlich auch weiterhin den Privilegienab-
bau auf unsere Fahnen heften werden, denn
was den Bürger heute besonders stört, ist die
Vielzahl der Privilegien und ist die Tatsache,

Das „dritte Lager” gegen
die SPÖ

daß der Sozialstaat immer mehr zum politi-
schen Asyl für Unfähige geworden ist. (...)
Die rot-schwarze Koalition setzt nämlich
den Weg in eine Ellenbogengesellschaft fort,
wo die Partei den Vorrang vor dem Land
erhält, weil der Funktionär den Vorrang vor
den Bürgern genießt.” (S. 41) Klestils Di-
lemma besteht nicht nur darin, daß er zu
spät kommt, sondern daß seine Partei im
Bund mit der SPÖ koaliert, seinen Erneue-
rungsabsichten „für einen menschlicheren
Umgang miteinander” daher weniger Glau-
ben geschenkt wird. Im Wissen darum kann
Haider drohen, die ÖVP solle die Koalition
auf kündigen, ansonsten werde die FPÖ ihre
Politik fortsetzen, „bis entweder von der
ÖVP nichts mehr übrig bleibt oder sie sich
eines Besseren besonnen hat”. 4

Die politische Auseinandersetzung konzen-
triert sich zunehmend auf die SPÖ einer-
seits und die FPÖ andererseits. Argumen-
tiert Haider mit Versatzstücken des Neoli-
beralismus aus dem vergangenen Jahrzehnt,
um den österreichischen Wohlfahrtsstaat zu
attackieren, so bekräftigt die SPÖ den „Aus-
bau des sozialdemokratischen Staates”, ihr
Modell Österreich. Angesichts einer „Zwei-
drittelgesellschaft”, meint etwa Bundeskanz-
ler Vranitzky, könne man sich „mit der Hin-
nahme eines mechanistisch einigermaßen
funktionierenden liberalen Ablaufbildes”
nicht zufriedengeben. Der „Staat mit der
liberalen Demokratie” führe zum „Des-
engagement” gegenüber dem „Drittel, wel-
ches noch nicht anerkannt und bedürfnisbe-
friedigt ist”. 5  Die SPÖ hält demnach an den
sozialstaatlichen Grundprämissen der nach
1945 etablierten Zweiten Republik fest. Die
FPÖ unter Haider propagiert dagegen den
„Übergang zur Dritten Österreichischen
Republik”, der nach den Worten ihres
Grundsatzreferenten Andreas Mölzer „Ös-
terreich dazu nötigen wird, die de facto
ohnedies vorhandene deutsche Identität der
Republik zurück ins etablierte politische
Bewußtsein zu holen”. 6  In der Auseinan-
dersetzung zwischen SPÖ und FPÖ geht es
folglich nicht allein um eine Kontroverse
zwischen einer sozialdemokratischen und
einer neoliberalen Position, wie sie Anfang
der achtziger Jahre in der BRD den Koaliti-
onswechsel der FDP zur CDU/CSU einlei-
tete, sondern um die politische Orientie-
rung auf den sozialen Nationalstaat Öster-
reich oder auf den neuen Deutsch-Nationa-
lismus. Nicht die neoliberale Wirtschafts-



politik steht im Zentrum der FPÖ-Politik,
sondern die „Wiedergeburt” des „dritten
Lagers” (S. 3).

Der Ausdruck „drittes Lager” bezieht sich
dabei auf die national-liberale Tradition der
FPÖ, wobei „national” in dieser Tradition
immer „deutsch” meinte. Kaum verwun-
derlich ist es daher, daß das „dritte Lager”
spätestens seit dem Anschluß von 1938 zum
Nationalsozialismus überging. Haider selbst
hat 1986 im Vorwort zu der Propaganda-
Broschüre „ 100 Jahre freiheitliche Tradition
in Kärnten” diese Tradition im „krassen
Gegensatz zu den Ideologien der sozialde-
mokratischen Klassenkämpfer sowie der
christlich-sozialen, klerikalen, ständisch aus-
gerichteten Bewegung” durch die „Idee der
sozialen Volksgemeinschaft” charakterisiert
und den aktuellen Bezug betont: „Die Be-
deutung dieses Grundgedankens kann gera-
de in einer Zeit, in der der wachsende poli-
tische Gruppenegoismus die Fundamente
von Demokratie und Rechtsstaat erschüt-
tert, nicht hoch genug bewertet werden. Die
Treue zur Idee und das entschlossene Han-
deln in dieser Tradition begründet nicht
zuletzt die starke Position des freiheitlichen

Lagers in Kärnten.” 7  Im Geflecht von sozi-
aldemokratischem Modell Österreich, „Ös-
terreich zuerst” und Bekenntnis zur „deut-
schen Identität” von seiten der FPÖ ent-
wickelt sich gegenwärtig der gespaltene
Nationalismus, dessen Ambivalenzen be-
reits die „Erste Österreichische Republik”
kennzeichneten

Die sozialdemokratische An-
schlußpolitik von 1918

Mit dem Zusammenbruch der österrei-

chisch-ungarischen Monarchie als Folge des
Ersten Weltkrieges, der revolutionären Er-
hebungen und der nationalistischen Bewe-
gungen bildeten sich in der neuen Republik
drei politische Grundtendenzen heraus, die
als die „drei Lager” beschrieben werden:
erstens das „sozialistische Lager”, das sein
Zentrum im „Roten Wien” hatte, zweitens
das „christlich-soziale Lager”, das gestützt
auf die katholische Kirche die Erste Repu-
blik beherrschte, und drittens das „nationa-
le Lager”, das sich in die Großdeutsche
Volkspartei, die steirischen und kärntneri-
schen Landbünde und Teile der faschisti-
schen Heimwehren auffächerte. Das Ende
der Jahrhunderte alten dynastischen Ord-
nung der Habsburger bedeutete zugleich
den Zerfall der territorialen Integrität des
Vielvölkerstaates. Vor diesem Hintergrund
proklamierte die provisorische National-
versammlung am 12. November 1918
„Deutsch-Österreich” als „Bestandteil der
deutschen Republik”. In allen drei „Lagern”
dominierte zunächst der Deutsch-Nationa-
lismus, der auf den Anschluß an das Deut-
sche Reich zielte.

Die Austromarxisten in der Sozialdemo-
kratischen Arbeiterpartei (SDAP) hatten

bereits unter der Monarchie die Nation als

„die Gesamtheit der durch Schicksalsge-
meinschaft zu einer Charaktergemeinschaft
verknüpften Menschen” (Otto Bauer) defi-
niert. Nach 1918 rückten sie die nationale
Frage in den Mittelpunkt ihrer Politik, wo-
bei ihr deutsch-nationales Konzept den
Zusammenschluß aller „deutsch-österreichi-
schen Gebiete” und den Anschluß vorsah,
da ein selbständiges Österreich ökonomisch
nicht lebensfähig sei. In der Koalitionsre-
gierung mit den Christlich-Sozialen war die
Sozialdemokratie bestrebt, sich als Vor-
kämpferin der „nationalen Interessen” und
gegen den Anschluß von Vorarlberg an die
Schweiz, den Anschluß des Landes Salz-
burg an Deutschland, den Separatismus in
Tirol, aber für den deutsch-österreichischen
Irredentismus im Sudetenland und für die
Beteiligung an den Kämpfen der Heim- und
Bauernwehren gegen die Truppen der neu
gegründeten jugoslawischen Monarchie in
Kärnten und später gegen die des autoritä-
ren ungarischen Regimes im Burgenland zu
profilieren. (Die Grenzauseinandersetzun-
gen gehören noch heute als anti-sloweni-
scher „Abwehrkampf von 1918/20" zum
nationalen Mythos der Kärntner FPÖ. Hai-
der verlangt gar, daß die slowenische Min-

derheit einen Schritt auf die „Deutsch-Kärnt-
ner” zugehen müsse, indem sie den „Kärnt-
ner Gedenktag zum Abwehrkampf” (10.
Oktober) ebenfalls feiert - als „Signal, daß
sich alle österreichbewußten Kärntner, un-
abhängig von ihrer Abstammung, zu einer
neuen Gemeinsamkeit gefunden haben”. 8 )

Der Außenminister der ersten Koaliti-
onsregierung, Otto Bauer, kommentierte
1923 die sozialdemokratische Anschlußpo-
litik mit den Worten: „Als wir die Sieger-
mächte von der wirtschaftlichen Notwen-
digkeit des Anschlusses und von dem ein-
heitlichen Anschlußwillen des deutschöster-

reichischen Volkes zu überzeugen versuch-
ten, fiel uns die deutschösterreichische Bour-
geoisie in den Rücken.” Der im September
1919 Unterzeichnete Friedensvertrag von
Saint-Germain-en-Laye regelte die Grenz-
fragen und untersagte den Namen „Deutsch-
Österreich” und den Anschluß an Deutsch-
land. Die austromarxistische Idee, die Ar-
beiterklasse zur „Trägerin der nationalen
Politik” und des „nationalen Gedankens”
(Bauer) in einem durch ein „Gleichgewicht
der Klassenkräfte” bestimmten Staat zu ma-

chen, war bereits 1920 gescheitert.

aus: Titanic 4/92



Das „dritte Lager” in der Ersten
Republik

Während die Christlich-Sozialen sich mit
dem Friedensvertrag arrangieren konnten,
da sie ohnehin Reminiszenzen für die alte

Donaumonarchie hegten oder stärker ei-
nem subnationalen Regionalismus anhingen,
entwickelte sich das „dritte Lager” nach
1921 zum heftigsten Befürworter des An-
schlusses. Hierbei kommt es zu einer signi-
fikanten Verschiebung innerhalb des domi-
nanten Deutsch-Nationalismus: Hatte die
Sozialdemokratie in der Verknüpfung von
ökonomistischen Argumenten und einem
sozio-historisch und sprachnationalistisch
fundierten Gemeinschaftsgedanken den An-
schluß propagiert, so trat im „nationalen
Lager” die „rassische Volksgemeinschaft”,
die völkische und ethnische Substantialisie-
rung des Deutsch-Nationalismus in den Vor-
dergrund. Die Übergänge sind allerdings
fließend

Die Artikulation von Nationalismus und
Rassismus in der Tradition des „dritten La-
gers ” hat sich in der FPO der Zweiten Repu-
blik konserviert. Noch im „Freiheitlichen
Manifest zur Gesellschaftspolitik” von 1973,
das als programmatische Grundlage der
FPO-Wendung hin zu einer liberalen Partei
gilt, sind dem „Bekenntnis zur deutschen
Volks- und Kulturgemeinschaft” Funda-
mentalsätze einer fiktiven Ethnizität vor-
ausgeschickt: „Die natürliche Abstammung
schafft zwischen den Individuen besondere
Bindungen, die eine wesentliche Bedeutung
für die Volkwerdung haben. Diese Bindun-

gen sind von der jeweiligen Gesellschafts-
form unabhängig. Darauf gründet sich die
organische Auffassung vom menschlichen
Gemeinschaftsleben. Familie und Volk sind
organisch gewachsene Gegebenheiten, die
in der Gesellschaftspolitik Berücksichtigung
finden müssen. (...) Das Volk als natürliche
Gemeinschaft ist durch Abstammung ver-
bunden, hat gemeinsame Sprache und Kul-
tur entwickelt, hat gemeinsame Wesenszüge
und war gemeinsamen geschichtlichen Ent-
wicklungen unterworfen.” 9

Historisch konnte sich das „dritte Lager”
allerdings bis zum nationalsozialistischen
Anschluß von 1938 nicht durchsetzen. Zu-
nächst paktierte es mit den Christlich-So-
zialen, um den Einfluß der SD AP und des
Republikanischen Schutzbundes zurückzu-
drängen, dann aber machte sich die christ-
lich-soziale Dominanz in der Ersten Repu-
blik auch gegen die Deutsch-Nationalen
geltend. Im September 1931 scheiterte der
Putschversuch der mit den österreichischen
Nationalsozialisten kooperierenden Heim-
wehren in der Steiermark an der fehlenden

Unterstützung und der Loyalitätserklärung
gegenüber der christlich-sozial geführten
Regierung von seiten der Heimwehrführer
in anderen Landesteilen.

Mit der Spaltung der Heimwehren be-
gann sich die Auseinandersetzung zwischen
Christlich-Sozialen und Nationalsozialisten
zu polarisieren, wobei letztere die Organi-
sationen und Parteien des „dritten Lagers”
von den völkischen Turn- und Sportverei-
nen über Teile der Heimwehrverbände bis
zu den lokalen Gliederungen der Groß-

deutschen Volkspartei abgrasten, um mit
ihnen Wahllisten- und Kampagnenverbin-
dungen einzugehen, um sie zu unterwan-
dern oder direkt zum Übertritt in die SA
und NSDAP zu bewegen.

Der Verfassungsputsch von
Dollfuß

Als im Mai 1932 der christlich-soziale Land-
wirtschaftsminister Dollfuß zum Kanzler
gewählt wurde, sah er sich im Parlament
einer Opposition gegenüber, die mit den
Mandaten der Sozialdemokraten einerseits
und der Großdeutschen andererseits nur
eine Stimme weniger hatte als die ihn stüt-
zende Koalition aus Christlich-sozialer Par-
tei, loyalem Heimatblock (Heimwehr) und
Landbund. Eine der ersten Maßnahmen der
Dollfuß-Regierung war die Unterzeichnung
des Lausanner Abkommens, das eine Völ-
kerbund-Anleihe in Höhe von 300 Millio-
nen Schilling mit einer Verzichtserklärung
auf den Anschluß an das Deutsche Reich bis
zum Jahre 1952 verband. Die dünne Mehr-
heit der Koalition zerbrach und Dollfuß
regierte mittels Notverordnungsregelungen
aus dem Jahre 1917 weiter; die Verfassung
von 1920/29 war außer Kraft gesetzt.

Nach dem gelungenen Verfassungsput-
sch erklärte Dollfuß den Heimwehren: „Wir
wollen in neuen Formen und auf neuen,
dem christlich-deutschen Volke doch wie-
der sehr alten Grundlagen, Grundsätzen
und Ideen unsere Heimat und das Zusam-
menleben unseres braven deutschen Volkes
in Österreich neu gestalten.” Und: „Wir
wollen den sozialen, christlichen, deutschen
Staat Österreich auf ständischer Grundlage
unter starker, autoritärer Führung dieses
Staates.” Nach dem Vorbild des italieni-

schen Faschismus sollte dem Regime eine
Massenbasis durch die „Vaterländische
Front” verschafft werden, die sowohl gegen
das „sozialistische Lager” als auch gegen das
„nationale Lager” gerichtet sei, aber zwi-
schen österreichischem Nationalismus und
Deutsch-Nationalismus schwankte. „Vater-
ländisch” hieß auch für die Christlich-So-
zialen vor allem „deutsch”, nämlich „deut-
sche Kulturnation” oder gar „Heiliges Rö-
misches Reich Deutscher Nation”

Das am 19. Juni angeordnete Verbot der
N SD AP und ihrer Unterorganisationen, das
jede nationalsozialistische Parteitätigkeit
unter Strafe stellte, ließ jedoch die NS-Ver-
bindungen zu den verschiedenen Organisa-
tionen des „dritten Lagers” unangetastet, da
Dollfuß beabsichtigte, sich die Unterstüt-
zung der Heimwehren zu sichern. Das „bes-
sere Deutschland”, das Dollfuß nach der
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler vor-
schwebte, richtete sich in erster Linie gegen
den bereits im März 1933 verbotenen Repu-
blikanischen Schutzbund und die im Mai
1933 verbotene Kommunistische Partei
Österreichs (KPÖ). Als sich die Linzer
Schutzbündler der polizeilichen Durchsu-

Karl Renner, rechter Sozialdemokrat und erster Staatssekretär nach 1918,
dichtete eine Bundeshymne für den Papierkorb.
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chung des örtlichen Parteihauses der noch
legalen Sozialdemokratie am 12. Februar
1934 widersetzten, begann ihre bewaffnete
Aktion gegen das Dollfuß-Regime. Schlecht
organisiert und ohne Unterstützung durch
den zwar ausgerufenen, aber nicht durchge-
führten Generalstreik wurden die Schutz-

bündler in wenigen Tagen von Bundesheer,
Polizei und Heimwehren in Wien wie in
Linz niedergeschlagen. Den militärisch er-
folglosen Widerstand nutzte die Regierung
Dollfuß schließlich zur Vernichtung des „so-
zialistischen Lagers”, zur Beschlagnahmung
der Häuser und Gelder der sozialdemokra-
tischen Organisationen bis hin zum klein-
sten Sportverein.

Das „deutsche Bollwerk” und der
Anschluß von 1938

Nach der Ermordung Dollfuß’, die wenige
Monate später das Signal für einen Putsch
der österreichischen Nationalsozialisten lie-
fern sollte, übernahm der bisherige Justiz-
minister Schuschnigg die Führung der „Va-
terländischen Front” und der Regierung.
Mit dem Scheitern des nationalsozialisti-
schen Putsches vom 25. Juli 1934, der ledig-
lich in der Steiermark und in Kärnten Un-
terstützung durch die Heimwehren fand,

wurde die „Vaterländische Front” der
Christlich-Sozialen als Einheitsorganisati-
on etabliert.

Schuschnigg, der schließlich auch öster-
reichische Nationalsozialisten in seine Re-
gierung aufnahm, verfolgte in seiner Regie-
rungszeit von 1934 bis 1938 einen diploma-
tischen Zickzack-Kurs zwischen italieni-
schem Faschismus und deutschem Natio-
nalsozialismus. Bis zu seinem politischen
Ende, das er unter der Parole „Bis in den Tod
Rot-Weiß-Rot! Österreich!” durch eine
Volksabstimmung gegen den Anschluß ver-
hindern wollte, war Schuschnigg deutsch-
national affiziert und propagierte Österreich
als „deutsches Bollwerk”, das „dem eigenen
Volk, der deutschen Kultur und dem deut-
schen Schicksal, der Welt, dem Geist des
Friedens dienen kann”.

Seinen Versuch, alle nationalen Organisa-
tionen in die „Vaterländische Front” zu
zwingen, greift der 1986 frisch gewählte
freiheitliche Bundesparteiobmann Flaider
auf, um das „nationale Lager” und seine
nationalsozialistischen Verbindungen als
Flort der Demokratie darzustellen. „Ich
glaube”, so erklärt er, „dieses Lager hat in
allen Zeiten eine sehr positive Rolle für
dieses Land gespielt. Wir waren es, die im-
mer auf Seiten der Demokratie gestanden

sind und daher brauchen wir uns von nie-
mandem Zensuren erteilen zu lassen. Denn
meine lieben Freunde, wer auch die Ge-
schichte der Ersten Republik zu interpretie-
ren und zu erfassen versteht, der weiß, daß
unsere Vorläufer dann aus der Politik und
aus der öffentlichen Verantwortung vertrie-
ben wurden, als die Demokratie Mitte der
Dreißiger Jahre durch den Austrofaschis-
mus abgeschafft wurde.” 10

Tatsächlich tauchten jene „Vertriebenen”
nach dem Anschluß von 1938 in Funktionen
des nationalsozialistischen Staates wieder
auf. Selbst die Propaganda-Broschüre „100
Jahre freiheitliche Tradition” der Kärntner
FPÖ kommt in den wenigen Zeilen, die sie
der „Zeit von 1938 bis 1945" widmet, nicht
umhin zu vermerken, daß etwa die „Kärnt-
ner Landbundführer” Kernmaier und Su-
perspreg nach dem Anschluß vom 13. März
1938 als „Landeshauptmannstellvertreter”
und als Führer der „Landesbauernschaft
Südmark” wieder Funktionsträger wurden. 11

Der Einmarsch der nationalsozialistischen
Wehrmacht am 12. März 1938 brachte

Schuschniggs Pläne für eine Volksabstim-
mung endgültig zu Fall, doch bereits Tage
zuvor hatten die Nationalsozialisten in allen
Landesteilen bis auf die Hauptstadt faktisch
die Macht übernommen. Mit dem Anschluß

fesr alles

Vaterländische Front beim Schwur 1934



wurde die Bezeichnung ‘Österreich’ aus-
radiert und an die Stelle von ‘Nieder-’ und
‘Oberösterreich’ der Name Nieder- und

Oberdonau gesetzt, um die annektierten
Gebiete als „reichsdeutsche Gaue” kennt-
lich zu machen und zu assimilieren. Auch
der Ausdruck „Ostmark” wurde aus diesem
Grund sehr rasch von der nationalsozialisti-
schen Bürokratie zugunsten der Bezeich-
nung „Alpen- und Donau-Reichsgaue” fal-
len gelassen. Alles, was an die österreichi-
sche Eigenstaatlichkeit erinnerte, sollte nach
dem Willen der Nationalsozialisten, die das
„dritte Lager” absorbiert hatten, im „Tau-
sendjährigen Reich” verschwinden.

Das Fundament der Zweiten

Republik

Mit der militärischen Befreiung vom deut-
schen Faschismus schien der Deutsch-Na-
tionalismus in Österreich gründlich desa-
vouiert. Die Herausbildung des sozialen
Nationalstaates Österreich beruhte im Un-

terschied zur Ersten Republik auf einem
dauerhaften Kompromiß zwischen dem tra-
ditionell „sozialistischen Lager” (SPÖ) und
dem traditionell „christlich-sozialen Lager”
(ÖVP), der zunächst auch die kleine Kom-
munistische Partei einschloß. Fünf Kern-

elemente bestimmen seit Mitte der fünfziger
Jahre die Struktur der Zweiten Republik:
Erstens, auf der parlamentarischen Ebene
die große Koalition aus SPÖ und ÖVP im
Bund, die nach Unterbrechungen durch
absolute Mehrheiten der OVP in den sech-
ziger Jahren und der SPÖ in den siebziger
Jahren und nach dem Versuch einer Kleinen
Koalition aus SPÖ und FPÖ zu Beginn der
achtziger Jahre ab 1986 wieder besteht.
Zweitens, die Sozialpartnerschaft, die durch
das korporative System der Arbeits-, Wirt-
schafts-, Handels- und Landwirtschaftskam-
mern gestützt wird. Drittens, die staats-
vertragliche Verfassungsordnung, die gemäß
dem Staatsvertrag vom 27. Juli 1955 zwi-
schen Österreich und den vier alliierten

Siegermächten des Zweiten Weltkrieges je-
den Anschluß verbietet und Vereinbarun-
gen mit Deutschland sowie Maßnahmen
ausschließt, die dazu dienen könnten, „eine
solche Vereinigung mittelbar oder unmit-
telbar zu fördern”. Hinzu kommt auf dieser

Ebene der Legalordnung das Verfassungs-
gesetz vom 5. November 1955, das die „im-
merwährende Neutralität” Österreichs pro-
klamiert. Viertens, die verstaatlichte Indu-
strie, die auf der Grundlage der Konfiszie-
rung „deutschen Eigentums” von seiten der
sowjetischen Behörden nach 1945 entstand

und mit dem Staatsvertrag 1955 nationali-
siertwurde. Fünftens schließlich, die Staats-
doktrin, die Österreich zum ersten „Opfer”
des nationalsozialistischen Expansionsstre-
bens erklärte und damit die tatsächliche
Anschlußbereitschaft, gar Anschlußbegei-
sterung von 1938, die durch den Deutsch-
Nationalismus in allen drei „Lagern” der
Ersten Republik und unter der klerikalfa-
schistischen Diktatur Dollfuß’ und Schusch-
niggs befördert wurde, wegzu wischen trach-
tet

Der Konstruktion der „österreichischen
Identität”, die sich auf diese fünf Elemente
bezieht, wird allerdings gegenwärtig das
Fundament entzogen. Im Zusammenhang
des EG-Beitrittes wie auch des Zusammen-
bruchs der UdSSR werden sowohl der Staats-
vertrag und die Neutralitätserklärung von
1955 als auch die verstaatlichte Industrie in

Frage gestellt. In diesem Kontext kommt
der FPÖ unter Haider eine zentrale Rolle
als Angreiferin der „österreichischen Nati-
on” zu

Der Neo-Rassismus im deutsch-
nationalen Gewand der FPÖ

Seit ihrer Gründung 1956 koppelt die FPÖ
programmatisch das „Bekenntnis zur Ei-

Christlich-soziale und deutsch-nationale Heimwehrführer im Aufmarsch



genstaatlichkeit Österreichs” an das „Be-
kenntnis zur deutschen Volks- und Kultur-

gemeinschaft”, um einerseits eine staatstra-
gende Funktion zu behaupten, obgleich sie
aufgrund der personellen Kontinuität zum
Nationalsozialismus in den staatstragenden
Kompromiß nicht direkt einbezogen war,
und um andererseits als Sammelpartei des
„dritten Lagers” den Deutsch-Nationalis-
mus hervorzuheben. Für Haider sind das
deutsche „Volkstumsbekenntnis” und das
„Bekenntnis zu Österreich” integrale Be-
standteile seines Nationsbegriffes, der Ös-
terreich einen „festen Platz in der deutschen
Kulturgeschichte” zuschreibt, es aber zu-
gleich für „kulturell mehr” ausgibt, „als die
heutigen Grenzen darstellen” (S. 16).

Zur Begründung des Deutsch-Nationa-
lismus bedient er sich der kulturalistischen
Argumentationsfiguren des differentiellen
Neo-Rassismus. So macht sich Haider zum
ethnopluralistischen Fürsprecher der slo-
wenischen Minderheit in Kärnten, wenn er
fordert, „jenen die Chance auf eine verbes-
serte ethnische Identität zu geben, die auf-
grund ihres Bekenntnisses dazu entschlos-
sen sind und sich diesem Volkstum verbun-
den fühlen”. Allerdings geht es ihm vor
allem um den „Respekt” dafür, daß das „frei-
heitliche Lager in Österreich, insbesondere
aber in Kärnten, Jahrzehnte hindurch als
legitimer Vertreter Deutschkärntner Inter-
essen auch Standpunkte für die von ihr ver-
tretene Bevölkerung durchgesetzt hat, ohne
aber die legitimen Interessen der Volksgrup-
pe vernachlässigen zu wollen”, sondern um
die „Benachteiligung der Mehrheitsbevöl-
kerung zu verhindern”, wie er zuvor ausge-
führt hat. 12  Diese rhetorische Umkehrung
gehört zu den Standardmustern des Antise-
mitismus und der rechtsextremistischen
Ausländerfeindlichkeit, welche die Mehr-
heit immer als „benachteiligt” und „bedroht”
darstellen.

In diesem Sinne verwendet der gegenwär-
tige FPÖ-Grundsatzreferent Mölzer den
NS-Begriff der drohenden „Umvolkung”
durch die Einwanderung aus dem Osten.
Für die Nationalitätenkonflikte in Mittel-
und Süd-Ost-Europa hält er die Empfeh-
lung bereit, das „Selbstbestimmungsrecht
der Völker zu relativieren”: „Es muß zu-
sätzlich so etwas wie ein Selbstbestimmungs-
recht gewachsener Kleinregionen geben,
welche multiethnisch geprägt sind, also von
mehreren Volksgruppen in Gemengelage be-
wohnt werden.” Nation soll dort nicht
„Territorialprinzip”, sondern „personales
Prinzip” meinen. Für den Balkan kann der
Chefideologe der FPÖ sich eine multikul-
turelle und multiethnische Gesellschaft den-
ken. Für Österreich heißt es dagegen kurz:
„Deutsch zwar, aber nicht Deutschland.”
Hieraus leitet Mölzer den Hegemoniean-
spruch einer „Dritten Österreichischen Re-
publik” als „deutsche Drehscheibe für die
Völker Südostmitteleuropas” ab. 13
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Haiders Strategie

Um die Zweite Republik zu denunzieren,
verfolgt Haider eine populistische Dramati-
sierungsstrategie, die auf eine Polarisierung
von Verfolger, dem alten Staat (SPÖ und
ÖVP), und Verfolgtem, der neuen Ord-
nungskraft (FPÖ), zielt. So verkündet Hai-
der, daß in Österreich durch das Parteiensy-
stem die „brutale Unterdrückung der Men-
schen an der Tagesordnung” (S. 10) sei. Die
große Koalition habe „die Tendenz der To-
talität in sich” (S. 11) und befinde sich auf
dem „Weg zur rot-schwarzen Einheitspar-
tei” (S. 11) in einem „großkoalitionären rot-
schwarzen Gesinnungsstaat” (S. 17), der „die
Menschen in demokratischer Unfreiheit”

(S. 3) lasse. „Parteibuchwirtschaft, Anpas-
sungsdruck und die politische Freunderl-
wirtschaft” zählten „zu den unmenschli-
chen Folterwerkzeugen dieses politischen
Systems” (S. 33). Das österreichische Kam-
mernsystem bezeichnet Haider als „absolu-
tistisch”, weshalb die Sozialpartnerschaft
„sehr stark den Interessen einzelner” (S. 38)
diene. Das Grundmuster dieser Dramatisie-

rung ist der Vorwurf an die „alten Parteien”,
womit SPÖ und ÖVP gemeint sind, die
„totale Kontrolle über die Demokratie und
die totale Kontrolle über den Bürger in die-
sem Lande erringen” (S. 33) zu wollen. Da-
gegen versucht er, die FPÖ als Partei der
„demokratischen Erneuerung” herauszu-

stellen, was genauer „einen starken unab-
hängigen, nicht von Interessengruppen er-
preßbaren Staat, der handlungsfähig ist” (S.
38), meint. Tiraden gegen die „Hydra einer
undurchsichtigen Sozialstaatsbürokratie”,
gegen „Sozialschmarotzer”, „Wirtschafts-
flüchtlinge” und „Ausländer” folgt die An-
kündigung, „für Kontrolle und Ordnung in
diesem Bereich” (S. 40) einzutreten.

Haiders offensive Strategie ist der gegen-
wärtigen politischen Situation in Österreich
angepaßt; seinen Attacken auf die Kernele-
mente der Zweiten Republik haben weder
SPÖ noch ÖVP mehr als ihre Verteidigung
entgegenzusetzen. Jeder Angriff Haiders
wird daher zur politisch-publizistischen
Affäre, so wenn er - wie in den vergangenen
Wochen - die Oesterreichische National-
bank aufs Korn nimmt und damit nicht nur
dem Kommentator der konservativen Wie-

ner Tageszeitung  Die Presse  Bewunderung
abnötigt: „Man mag Jörg Haider mögen
oder nicht - und für das Nicht-Mögen spricht
tatsächlich vieles -, aber eines muß man ihm
lassen: Er legt mit bemerkenswertem Ge-
schick seine Finger auf Wunden, die die
Politiker der Großparteien gerne unter ei-
nem dicken Verband dahineitern lassen wür-

den.” 14  Der Kommentar zeigt den desolaten
politischen Zustand der bürgerlich-konser-
vativen Kreise in der Bundeshauptstadt.

Die Eiter-Metapher des Kommentators
ist die inverse Bestätigung von Haiders Kam-

pagne „Für Sauberkeit und Ordnung” (S.
11), die er auch in den eigenen Reihen durch-
führt, um den „Rest einer ‘fünften Kolon-
ne’” (S. 14), die liberalen Mandats- und
Funktionsträger der Partei, auszukehren.
Doch im Blick auf die Staatsvorstellung ist
Haiders Politik mehr als rechter Populis-
mus; die Zielsetzung einer „dritten Repu-
blik” orientiert auf ein autoritäres Regime
mit plebiszitären Elementen wie Volksab-
stimmungen und Direktwahlen des Bun-
deskanzlers und der Landeshauptleute. „Ös-
terreich zuerst” ist dabei lediglich das popu-
listische Beiwerk für ein „Deutschland über
alles”, das die ersehnte „dritte Republik” in
die Rolle eines Brückenkopfes für die deut-
sche Hegemonie im neuen Europa einwei-
sen soll. „Ethnisch-kulturell, sozial und öko-
nomisch fest an Deutschland angebunden” 15 ,
wünscht sich die Haider-Partei Österreich,
von Anschluß braucht gar nicht mehr die
Rede zu sein.
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Schirnjetische Kunst

Nach allem zu urteilen, hat „Die große Uto-
pie” gefallen.
Ich weiß nicht, wie die Besucher-Massen
reagiert haben, aber den offiziellen Kriti-
kern, Rezensenten, Kustoden, Kulturde-
zernenten, Werbeleuten und anderen Kunst-
wissenschaftlern hat „Die große Utopie”
entschieden gefallen.

Indes: es ist eine schlechte Ausstellung.
Eine schlechte Ausstellung hat gefallen.

Kein Einzelfall natürlich. Wer auch nur ein
klein wenig mit der Geschichte der Kunst
vertraut ist, wird leicht hundert solcher Fäl-
le herzählen können

Daraus folgt aber nicht, daß man den Fall
einfach abtun darf. Abschreiben auf das
Konto der kollektiven Irrtümer und fertig.
Daß eine schlechte Ausstellung gefiel, ist
auch ein kultursoziologisches Faktum und
muß aufmerksam studiert werden

Also: was ist schlecht an „Die große Uto-
pie”, und warum hat die Ausstellung den-
noch gefallen?

Die Ausstellung hat gefallen, weil sie Kunst
zeigt, und die Bedingungen, unter denen
Kunst entsteht, ausklammert. Sie hat gefal-
len, weil alles schön getrennt ist, was zusam-
mengehört: Die Farbstudien hängen zusam-
men, und die Fotos, und die Architek-
turmodelle, und die Plakate. Das hat zwar
nichts mit der Realität sowjetischer Gestalter
zwischen 1917 und 1934 zu tun, aber es geht
ja auch um einen anderen Zeitraum. Doch
davon später.

Zuvor: Was ist schlecht an „Die große
Utopie ”? Zuerst der Titel. Farbsy stematische
Experimente sind keine Utopie, sondern
Auseinandersetzungen mit Produktionsmit-
teln. Nicht ausgeführte Architekturen sind
keine Utopien, sondern Projekte. Zu Tode
geschleifte Menschen sind keine Utopie,
sondern waren Opfer der Konterrevolution,
und ein Bild, das das Ereignis eines mehrfa-
chen Mordes zum Thema hat, ist nicht uto-
pisch, sondern retrospektiv. Zwei zusam-
mengewachsene Köpfe mit drei Augen und
auf der Stirn vier Buchstaben sind keine
Utopie, sondern die lithographische Um-
setzung einer Fotomontage. Die auf Plaka-
ten gezeigten Staudämme und Fabriken la-
gen nicht im Nirgendwo, sondern in der
Sowjetunion.

Was ist schlecht an „Die große Utopie”?
Zum zweiten der Untertitel. Eine „russi-
sche Avantgarde” hat es meines Wissens

nach nie gegeben, vielleicht eine künstleri-
sche Avantgarde im russischen Reich bis
1917, und danach verschiedene avantgardi-
stische Künstlergruppen in Teilrepubliken
der Sowjetunion. Die Gestalter und Gestal-
terinnen der in der Frankfurter Kunsthalle
Schirn ausgestellten Objekte waren Ange-
hörigeunterschiedlicher Nationalitäten, die
Arbeiten entstanden in Polen, Deutschland,
Frankreich, dem russischen Reich und in
der UdSSR, vielleicht auch anderswo. In
Wirklichkeit gibt es Nationalitäten, im Un-
tertitel der Ausstellung Nationalismus.

Schlecht an der Ausstellung ist drittens
die Wahl des Zeitraums 1915-1932. Mit der
„Letzten Futuristischen Ausstellung” von
1915 zu beginnen, weil mit ihr der Suprema-
tismus öffentlich wurde, bedeutet, den Futu-
rismus aus der Entwicklung der sowjeti-
schen Kunst auszublenden. Mit dem Jahr
1932 aufzuhören, wo z.B. eine von einem
der Autoren des Katalogs herausgegebene
Dokumentensammlung die Debatten bis
1934 zusammenfaßt (Gaßner, FI./Gillen, E.:
Zwischen Revolutionskunst und sozialisti-
schem Realismus. Köln 1979), läßt sich kaum
kulturgeschichtlich, wohl aber politisch be-
gründen: Die Zäsur der Gestaltungspro-
duktion vor das Ende der Weimarer Repu-
blik zu setzen, ermöglicht den Verzicht auf
antifaschistische Plakate, die die Bildertou-
risten irritieren könnten. Und: In Deutsch-
land begann die Diktatur erst 1933, bei den
totalitären Sowjets schon 1932, womit die
Vorreiterrolle der diktatorischen Sowjetu-
nion gegenüber dem faschistischen Deutsch-

land wieder einmal belegt wäre. Daß sich
dann doch Exponate aus dem Jahr 1934
finden, ändert am Tenor der plakativen Da-
ten (die nebenbei auch Februar- und Okto-
berrevolution zu Episoden der Kunst-
entwicklung verniedlichen) nichts mehr.
Schlecht an „Die große Utopie” ist so vieles:
das Papier des Kataloges; die regellose Trans-
kription vom Kyrillischen ins Lateinische
die gespiegelten oder auf dem Kopf stehen-
den Abbildungen des Ausstellungsgutes im
Katalog und die Farbqualität der Repro-
duktionen; der Unsinn in vielen Katalogbei-
trägen (exemplarisch sei hier Susan Compton
angeführt: Wann lernen Autoren endlich
den Unterschied zwischen einfach, sachlich
und schlicht, und was soll die völlig unbewie-
sene Behauptung am Ende, die sowjetischen
Gestalter hätten die Massen erreicht, wenn,
wie Compton zuvor feststellt, die gestal-
terischen Experimente für die Propaganda
im Ausland genutzt wurden?), die Liste lie-
ße sich fortsetzen.

Also: Warum hat die Ausstellung den-
noch gefallen?

Die Ausstellung bietet auf engem Raum
zusammengestellt hervorragendes Materi-
al. Zwar war fast alles in den letzten zwölf
Jahren durchaus von Frankfurt aus erreich-
bar (Malewitsch in Amsterdam, Kobro in
Mönchengladbach, Popowa in Köln, Por-
zellan in Karlsruhe und Wien, Leonidow
und Tschernichow (!) im Deutschen Archi-

El Lissitzky „Schlagt die Weißen mit dem roten Keil", 1920



tekturmuseum, Rodtschenko und Stepano-
wa in München, Kluzis in Kassel), aber die
Menge der Exponate erlaubt schon neue
Vergleiche.

Die Ausstellung präsentiert ihre Exponate
als Genußmittel, die Bilder hängen an der
Wand, die Skizzen in den Ecken, so wird
klar, was wichtig ist und was nicht. Umge-
kehrt präsentiert die Ausstellung alles auf
formale Aspekte reduziert, ein  Modell  wie
das des Sendeturmes von Schuchow (!) (rea-
lisiert) ist eben ästhetisch vergleichbar mit
Tatlins  Projekt  des Turmes der Dritten In-
ternationale (nur als Modell realisierbar).
Zwar kann eine Konstruktion mit Hilfe von
Hyperboloiden durchaus Ausdruck des
„Technisch-Schönen” sein, sie folgt aber
völlig anderen Gesetzen wie Tatlins kon-
struktiv aussehender, nicht aber seiender
Turm.

Die Ausstellung gefällt, weil ihre Exponate
bequem sind. Das gilt nicht nur für die
Wahl, Lissitzkys Sessel und nicht Rodt-
schenkos Stühle den Besuchern zum Ausru-
hen anzubieten, das gilt vor allem für das
Ausklammern der Politik aus der Ausstel-
lung. Während die Kasseler Kluzis-Retro-
spektive voller Lenin- und/oder Stalinge-
sichter und -figuren war, beschränkt sich
gerade die Auswahl der Plakate auf Zirkus
und Theater, Arbeiterin und Städtebau,
Buchwerbung und Energieversorgung. Ei-
nem politische Verflechtungen beschreiben-
den Bild wie Redkos „Aufstand” wird kei-

nerlei Erläuterung beigegeben, auf wen Le-
nin zeigt, ob Bucharin abgebildet ist, warum
Trotzki dunkler, aber größer als Stalin ist,
die Ausstellung gibt darüber keine Aus-
kunft. Die Ausstellung kann solche Fragen
nicht gebrauchen, ständig drängeln neue
Besucher durch die Säle, wollen neue Ob-
jekte betrachtet sein, für Analyse bleibt da
keine Zeit, es ist wie das geforderte Tempo
der sowjetischen Industrialisierung auf die
Freizeitgesellschaft übertragen: Ohne Atem-
pause.

Die Ausstellung gefällt, weil es nicht mehr
um Kunst für die Massen geht, sondern die
Massen zur Kunst gehen. Mochten Künst-
ler den Weg vom Tafelbild zur Konstrukti-
on, zur Fotografie oder zur Architektur
gehen, die Ausstellung holt die Kunst an die
Wand oder auf den Sockel zurück. So ist
alles schön nebeneinander, und verweiger-
ten sich die Fotografen, ob sozialdoku-
mentarisch oder ungewohnt-perspektivisch
ausgerichtet, der Axialsymmetrie, die Aus-
stellungsarchitektur stellt diese im Eingangs-
bereich wieder her: es ist die Art der Objekt-
anordnung, die den endgültigen Sieg des
Traditionalismus über die Moderne feiert.

Schirn-Chef Vitali, der in seiner Einlei-
tung zum Katalog die bemerkenswert fal-
sche Behauptung aufstellt, eine Ausstellung
sei „so gut und wichtig wie jedes einzelne
für sie zusammengetragene Werk” (danach
kann j eder Schrott, wenn ein kunstgeschicht-
lich anerkanntes Werk daneben gestellt wird,

aufgewertet werden, außerdem, wozu
braucht es dann noch Ausstellungsmacher?),
gab Besuchern in der Eröffnungsrede auch
zu verstehen, daß es nicht um Inhalte gehe,
jeder Besucher solle sich eben ein, zwei
Lieblingsbilder aussuchen: der Gemischtwa-
renladen als Ausstellungskonzept. Daß un-
ter solchen Prämissen die Vorsitzende der
Frankfurter CDU sich für das Experiment
einer ausbeutungsfreien Gesellschaft begei-
stern kann (wie in derEAZ-Sonntagszeitung
als Kulturtip geschehen), nimmt weiter nicht
wunder.

Die Ausstellung hat nicht zuletzt auch
deshalb gefallen, weil sie Nationalismus und
Schadenfreude befriedigt. Der russische Na-
tionalismus mit seinem Bestreben, Künstler
anderer Länder noch nachträglich zu kolo-
nisieren, wurde weiter oben belegt. Ebenso
wurde auf die Fortsetzung des Historike-
rstreits mit kunstgeschichtlichen Verfäl-
schungsmitteln eingegangen. Hier soll es
aber über den Zynismus der Aussteller mit
ihrer eigenlobenden Auffassung von „Kunst
gegen Brot” gehen. Die „Freunde der Schirn”
haben den Beschäftigten der Partnermuseen
großzügig gespendet, ist dem Katalog zu
entnehmen. Dafür dürfen die Museen ihre
Bilder der Schirn zur Verfügung stellen, die
mit der Ausstellung dann Kasse macht. Und
den zwei Stationen in der GUS wird als
Dank für die Leihgaben so lange wie mög-
lich verschwiegen, daß viele westliche Leih-
geber nie daran gedacht haben, ihre Leih-
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gaben in die GUS zu schicken. Petra Roth
hat es in ihrer Einfalt schon veröffentlicht:
„Was hier versammelt ist, wird nicht wie-
der-holbar sein. ” Sie schreibt nicht „in Frank-
furt” oder „in den nächsten fünf Jahren”, sie
schreibt, was die westlichen Organisatoren
verschweigen wollen. Und natürlich freut
sie sich, daß sie eine Ausstellung vor der
Haustür hat, für deren Katalog die Ange-
stellten der Museen in der GUS zwei Mo-
natslöhne bezahlen müßten, könnten sie erst
mal die Reise finanzieren; die Bilder hin-
und herfliegen zu lassen, ist dagegen kein
Problem. Daß es aus konservatorischen
Gründen viel vernünftiger wäre, wenn die
Besucher zu den Bildern reisten, zumal es
dann auch keiner Hungerhilfsaktionen be-
dürfte, sei noch angemerkt. Kurz: Auch
deshalb, weil es gefällt, sich als wirtschaftli-
cher und politischer Sieger zu fühlen, der
sich auch noch als Philanthrop brüsten kann,
hat die Ausstellung gefallen.

In „Die große Utopie” ist alles enthalten,
was die besten Arbeiten über die Gestaltung
in der heroischen Epoche der Sowjetunion
als Beleg anführen, aber die Ausstellung ist
ungenießbar. Wie also mit den Zutaten um-
gehen?

Man nehme z.B. die urbanistischen Mo-
delle, die in dem Architekturgang zusam-
mengehäuft sind und setze sie mit der Foto-

montage „Moskau” (ca. 1928) in Beziehung.
Was an diesem „Moskau im Aufbau” ist da
sozialistisch, Barchins gerade fertiggestell-
tes Gebäude der  Iswestija,  oder das neu-
genutzte alte Moskau, oder die beiden Kon-
kurrenzentwürfe von Gropius und Lonberg-
Holm für die Chicago Tribüne aus dem Jahr
1922 ? Stehen hier neue Formen für die neue
Gesellschaft, oder wird da dem Taylorismus
in der Bauwirtschaft gehuldigt? Und wenn
ja, ist dann der Sozialismus die Summe der
Errungenschaften vorangegangener Gesell-
schaftsformen, oder steht das Alte und das
Neue noch nebeneinander, oder auch schon
die Ideologie neben der Wirklichkeit? Na-
türlich geht es auch um die Konstruktion
der neuen Welt, nur, welche Transformatio-
nen sind mit dem Begriff der neuen Welt
verbunden, wie mutiert der Rotarmist zum
Milizionär, und was für eine Ordnung ent-
steht durch solche Wechsel? Man frage also
nach den Brüchen, nicht nach der großen
Utopie, nach der Formalisierung und damit
Ästhetisierung der Konstruktion, etwa nach
der Erstarrung der dynamischen Bewegung:
Von Tatlins Turm der III. Internationale zur
Raumdiagonale von Lissitzkys Rednertri-
büne, deren Schrift, eine kyrillische Egyp-
tienne, geradezu für den Klassizismus wirbt.
Wohlgemerkt, das sind Vorschläge, das Ma-
terial zu ordnen, Überlegungen zum pro-
duktiven, nicht rezeptiven Umgang, denn
Künstlergruppen aufzählen und Allgemein-
plätze zum Thema breittreten, das kann

jeder Schirnprospekt und macht jede Re-
zension

Wer aber wissen will, was aus Maletwitsch’
Bauern wurde und was Revolutionen von
der Fetischisierung der Gewalt unterschei-
det, sehe sich in Bochum Heiner Müllers
„Zement” in Frank-Patrick Steckeis Insze-
nierung an: Da ist sie, die Auseinanderset-
zung mit dem zum Stillstand gebrachten
Experiment der befreiten Gesellschaft, die
Konstruktion des neuen Menschen in den
alten Köpfen, die NÖP und die Fabriken
ohne Ornament. Ende der Mitteilung.

Das, was in der Schirn zu sehen ist, ist
Ordnung statt Information, Gruppe statt
Wechsel, Werk statt Experiment, Akademie
statt Laboratorium. Wem aber nützen diese
Stilisierungen, diese Künstler und Schöpfer,
Heroen und Heroinnen? Doch wohl denen,
die immer das sowjetische Moskau bekämpft
haben und jetzt so tun, als habe es statt
dessen ein proletarisches Athen der Revo-
lutionskunst gegeben.

(Die Rezension ist in der Diktion (z.T. ganzer
Abschnitte )und der Auffassung Ossip Briks „ War-
um Zement gefiel” (1926) verpflichtet.)

Jörg Stürzebecher
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Great Big Unending Groove
Ein Interview mit Victims Family
Das KOZ ist nicht nur für die Studierenden in Frankfurt einer der wenigen Orte, wo in weitgehender Selbstver-
waltung Veranstaltungen stattfinden können. Auch diejenigen, die abseits von den institutionalisierten und
kommerziellen Clubs in dieser Stadt Konzerte für wenig Eintrittsgeld, ohne bullige Türsteher und mit fairen
Bierpreisen organisieren, haben es trotz mancher Hindernisse immer wieder geschafft, dort gute Gruppen
auftreten zu lassen. Am zweiten April waren es gleich drei: Jam Jar, Nation of Ulysses und Victims Family.

Kaum hatte man sich auf den Begriff „Hardcore” als Bezeich-
nung für die Weiterentwicklung des Punkrock in den achtziger
Jahren geeinigt, erwies sich dieser schon wieder als viel zu
ungenau. Schuld daran waren neben anderen Victims Family aus
San Francisco, die in ihrer Musik die unterschiedlichsten
Stilrichtungen mit der für sie typischen Hektik zusammenfügen.
Da ihre schrägen Harmonien und ihre zerhackten Songstrukturen
auch ein wenig an Jazz erinnern, entstand die Bezeichnung
„Jazzcore”, die aber nur einen kleinen Teil der Einflüsse be-
schreiben kann, die in der Musik von Victims Family komprimiert
werden. 1986 erschien „Voltage & Violets”, ihre hervorragende
Debut-LP, der zwei Jahre später die teilweise zerfahrene Fortset-
zung auf „Things I hate to admit” folgte. Mit einem neuen
Schlagzeuger und mit John Wright von NoMeansNo als Produ-
zenten entstand 1990 das äußerst eingängige „White Bread
Blues”-Album und dieses Jahr „The Germ”.

Nicht nur die Musik macht Victims Family interessant, son-
dern auch ihre Texte. Meist gelingt ihnen die Kritik des alltägli-
chen Schwachsinns, ohne dabei in den missionarisch-morali-
schen Gestus der straight-edge-community zu verfallen. Wir
unterhielten uns mit Ralph Spight (Gitarre und Gesang), Larry
Boothroyd (Bass) und Tim Solyan (Schlagzeug).

diskus:  Seid Ihr in San Francisco Teil einer politischen Szene f
Gibt es bei euch besetzte Häuser und solche Sachen f
Larry:  Hausbesetzungen sind bei uns fast unmöglich. Die bes-
seren Clubs bei uns haben so ein bißchen die Atmosphäre von
den besetzten Häusern hier in Europa, da arbeitet man mit den
Bands zusammen, aber die zahlen natürlich auch Miete. Wer das
nicht mehr tut, wird sofort geräumt.
Ralph:  Es ist ziemlich schwer, überhaupt noch Strom und
Wasser zu kriegen, wenn man ein Haus besetzt
Larry:  Diese ganze Hausbesetzerszene ist völlig unterentwik-
kelt, da geht es nur um das reine Überleben, um das Dach überm
Kopf. Für uns ist das richtig erstaunlich, daß die Leute hier in den
besetzten Häusern immer noch Strom und Wasser kriegen.
diskus:  Ihr habt mal in einem Interview gesagt, daß Ihr hier in
Europa nicht mit Primus zusammen spielen wolltet, weil die nur
in den großen Clubs auftreten möchten und nicht in besetzten
Häusern. In San Francisco aber würdet ihr schon mit ihnen
zusammen spielen. Ist das wirklich so eine
Grundsatzentscheidung, wo und mit wem man hier in Europa
tourt?
Tim:  Primus haben eine ganze andere Einstellung zu dem, was
sie mit ihrer Musik machen wollen und wo sie spielen möchten.
Früher haben wir mit ihnen zusammen gespielt, als sie noch nicht
diese Riesenkonzerte mitgemacht haben. Wenn sie hier in Euro-
pa sind, haben sie eben keine Lust, mit ihrem kleinen Bandbus in
der Gegend rumzufahren. Übrigens sind sie hier gerade mit
Rush unterwegs und spielen in irgendwelchen Stadien. Also

haben wir gar keine Chance, äh, ich meine, wir haben überhaupt
keinen Grund, mit ihnen hier zusammenzuspielen.
Ralph:  Wenn wir hier mit Primus touren würden, mit diesem
ganzen großen Rock’n’Roll-Scheiß, wäre das für die Leute hier
unser Ausverkauf. Auch aus meiner Sicht natürlich
Larry:  Ja, jetzt erinnere ich mich, daß ich das mal in einem
Interview gesagt habe mit Primus. Damals hatten sie noch keine
richtige Tour in Europa gemacht und waren aber auch überhaupt
nicht daran interessiert, so eine Graswurzel-Tour in besetzten
Häusern zu machen. Ich bezweifel aber inzwischen, daß wir
selbst in den Staaten überhaupt noch mal mit ihnen zusammen
spielen werden.
Tim:  Auch bei uns haben sie eine Tour mit Rush zusammen
gemacht, daran sieht man ja, wie sie jetzt drauf sind.
diskus:  Ich war neulich hier bei den Red Hot Chili Peppers, da
waren vielleicht fünftausend Leute da, und du kannst dich dabei
wirklich nicht mehr amüsieren. Du hast nur kleine Punkte auf
der Bühne gesehen, der Sound war schlecht und es gab nur zwei
Bierstände, die hoffnungslos überlaufen waren
Tim:  Fünftausend Leute und alle wollen Bier! Es ist aber auch
schwer für Bands, die wir hier so mögen würden, und die dann
bekannter werden. Wenn fünftausend Leute sie sehen wollen,
dann haben sie auch ein Recht dazu. Wenn wir hier irgendwo
spielen, wo uns dreitausend Leute sehen wollen, wärs ja viel-
leicht noch schlimmer, dann irgendwo zu spielen, wo nur
achthundert reinpassen. Ich weiß zwar nicht, was die Chili
Peppers überhaupt für einen Status haben ...
Ralph:  Naja, sie sind halt berühmt. Aber verdammt nochmal, ich
spiel’ auch gern vor fünftausend Leuten, aber wir kümmern uns
auch darum, daß die Eintrittspreise nicht so hoch sind, daß
unsere T-Shirts nicht so viel kosten. Diese ganze Independent-
idee bedeutet uns wirklich noch was. Wenn du diese Interviews
liest mit Bands, die sagen, o.k., wir sind auf einem kleinen Label
und hoffen, irgendwann mal bei einem Major zu unterzeichnen,
dann hat das nichts mehr mit der ursprünglichen Idee der
Independent-Label zu tun. Dabei ging es ja darum, dieses ganze
Rock-Star-Ding abzulehnen, gute und billige Konzerte zu ma-
chen, wo du die Barrieren zwischen Band und Publikum weg-
nimmst und den ganzen Mythos zerstörst. Dieses Denken ist
ziemlich verloren gegangen in der Independent-Szene.
Larry:  Das wird alles nur noch als Sprungbrett betrachtet.
Tim:  Das Problem ist, daß fast jeder denkt, wenn du in einer
Band spielst, willst du immer berühmter und erfolgreicher wer-
den. Die erste Frage bei den meisten Interviews, die wir auf dieser
Tour gemacht haben, war immer: Würdet ihr nicht gerne auch so
erfolgreich sein wie Nirvana? Dabei wollen wir nur unsere
Musik weitermachen und nicht um jeden Preis so viele Platten
wie nur möglich verkaufen.
diskus:  Könnt Ihr von Eurer Musik leben ?
Alle drei:  Nö



diskus:  Was für Jobs macht Ihr ?
Tim:  Ich arbeite als Möbelträger in einem Warenhaus.
Larry:  Ich arbeite mal da, mal dort, alles was ich kriegen kann.
Und es ist schwer, was zu kriegen.
Ralph:  Ich habe seit der letzten Tour nicht mehr gejobt und bin
total pleite. Wenn ich zurückkomme, muß ich mir sofort wieder
einen Job suchen.

Nicht erst seit dem gigantischen Aufstieg von Nirvana stellt
sich für viele Bands, die ursprünglich aus dem Independent-
Bereich stammen, die bange Frage, wie erfolgreich man eigent-
lich sein darf. Die Skepsis gegenüber der großen Rock-Industrie,
die Victims Family äußern, hat zwar nach wie vor gute Gründe,
wird aber auch von ih-
nen nicht mehr mit je-
ner Emphase vorgetra-
gen, die für den Beginn
der Independent-Szene
kennzeichnend war. In-
zwischen ist sich wohl
jeder in diesem Bereich
bewußt, daß man auch
ein Teil der Rock-In-
dustrie ist und sich
kaum gegen die Funk-
tionalisierung durch die
großen Firmen zur
Wehr setzen kann. Die
einfache Gegenüber-
stellung von den „gu-
ten” Independent-
Labeln und den „bö-
sen” Major-Firmen
stimmte ja noch nie und
ist auch durch den im-
mensen Erfolg von
Hip-Hop-Bands mit
politischen Texten ein
weiteres Mal in Frage
gestellt worden. An die
Stelle der alternativen
Selbstausbeutung tritt
bei manchen dieser
Gruppen die Vorstel-
lung vom Marsch durch
die Institutionen, dem
„Ripping up the in-
dustry” (Black Radical
MK II).

diskus:  Es ist ja noch
ziemlich ungewöhn-
lich, daß ein Hip-Hop-
Künstler wie Ice-T in einer reinen Hardcore-Band wie „Body
Count ”  mitspielt. Wie seht Ihr die gegenseitige Beeinflussung
der beiden Szenen f

Ralph:  Die Tanzmusik wird immer härter und die Fleavy-Musik
wird immer tanzbarer, wäre doch ganz schön, wenn sich alles in
einem  great big unending groove  trifft. Ich finde, das ist eine
positive Entwicklung.
Larry:  Cross-Over ist halt der Trend, so wie etwa die Barrieren
zwischen Funk und Metal aufgehoben worden sind. Dann kommt
aber auch immer die Welle von den ganzen Bands, die sich da
dranhängen und die Stile fusionieren, ohne sie weiterzuentwik-
keln.

Tim:  Ich kanns gar nicht abwarten, diese ganzen Nirvanas zu
sehen, die im nächsten halben Jahr herauskommen werden. Das
wird ziemlich schrecklich und auch ziemlich lustig. Überall im
Fernsehen nur noch Flanell-Hemden und strähnige Haare. Und
jeder wird sein Equipment zertrümmern...
Larry:  Pete Townshend lebt!
diskus:  Habt Ihr direkten Kontakt zur Hip-Hop-Szene oder ist
das alles doch eher getrennt?
Ralph:  Naja, es gibt immer noch gewisse Barrieren zwischen den
communitys, immer ein wenig Mißtrauen. Ich würde gern mal
mit Hip-Hop-Bands zusammen spielen, aber bis jetzt haben wir
das noch nicht gemacht.
Larry:  Ich denke, daß die ganze Rap- und Hip-Hop-Szene

ziemlich Business-ori-
entiert ist. Vieles davon
ist total kommerziell
und hat auch nicht viel
Inhalt. Besonders Rap
basiert vor allem auf
Konkurrenz, und ich
hoffe, daß das nicht von
anderen übernommen
wird. [Ralph setzt zum
Protest an.] Natürlich
trifft das nicht auf alle
zu. Aber hier sehe ich
einen der Gründe, war-
um es keine völlige
Übereinstimmung
gibt.
Ralph:  Die Schwarzen
in Amerika sind so lan-
ge von den Weißen aus-
gebeutet worden, und
jetzt machen sie etwas,
was die weißen Kids
gerne hören. Rock’n’
Roll ist von den
Schwarzen erfunden
worden und die Wei-
ßen haben ihn vermark-
tet und daran verdient
Jetzt verdienen halt die
eigentlichen Erfinder
daran, und ich finde das
sehr positiv. Aber dann
hast du halt auch bald
solche Sachen wie den
Pat Boone des Rap ...
diskus:  Es gibt hier in
Europa immer noch
viele Vorbehalte gegen
die Hip-Hop-Szene

Einerseits findet es jeder gut, daß schwarze Musik eine solche
Massenakzeptanz gefunden hat, andererseits stößt es manchen
Leuten auf, daß viele Rap-Texte sexistisch oder nationalistisch
sind
Ralph:  In jeder Art von Musik hast du bescheuerte  messages.
Guck dir den Unterschied zwischen Fugazi und G.G. Allin an,
da liegen Welten dazwischen. Arschlöcher gibt es in jeder Musik-
richtung.
Larry:  Und wer war jetzt eben das Arschloch?
Ralph:  Also ich meine, G.G. Allin braucht kein Publikum, der
braucht eine Therapie!
diskus:  Habt Ihr eigentlich mit Euren Texten schon mal Schwie-

MARY’S NEW DRESS
(ACT II, 5-8)

As my leftover thoughts from yesterday’s meal
Turn into today’s hunger pains they reveal
A rippled reflection of things left unsaid

In this nighttime playground, this cloud above my head.
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rigkeiten bekommen, zum Beispiel, wenn Ihr irgendwo auftre-
ten wolltet?
Ralph:  Sehr selten. Ich kann mich nur an ein einziges Mal
erinnern, als ein Veranstalter die Texte gelesen hat und danach die
Show nicht mehr machen wollte. Insgesamt ist diese Musik-
Szene aber ziemlich liberal
diskus:  Heißt das aber nicht auch, daß kaum jemand die Texte
beachtet ?
Ralph:  Ich hoffe halt, daß die Leute sich die Platten zuhause
genauer anhören und auch die Texte gut finden. Manchmal ist es
ein bißchen frustrierend, wenn man sich vorstellt, daß die Dinge,
um die es in den Texten geht, verlorengehen. Aber am Ende weiß
wahrscheinlich doch jeder, worum es geht.
diskus:  Ich war hier bei einem Konzert von Consolidated, wo die

Band nach dem Auftritt die Mikros genommen und sich mit dem
Publikum unterhalten hat. Einerseits haben sie natürlich so eine
missionarische Haltung, aber es war eben auch ganz interessant
zu hören, was die Band und das Publikum eigentlich so denken.
Ralph:  Da geht es halt um Konfrontation, und ich respektiere
das, aber ich bin in dieser Hinsicht nicht sehr talentiert.
Larry:  Ich hab sie auch gesehen, und da waren die Leute alle ihrer
Meinung, und niemand hat seine Ideen verteidigen müssen. Das
war keine Diskussion
Ralph:  Wenn sie nur predigen, dann ist das natürlich gerade das
Gegenteil von dem, was sie eigentlich erreichen wollen.  But I
respect them a lot.

Das Interview führten Christoph Kind und Raymund Burghardt
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Methadonsplitter
Als 1988 das Frankfurter Pola-

midon-Programm zur Sub-
stitution Heroinabhängiger einge-
richtet wurde, war das Geschrei
groß. Man befürchtete ein Ab-
rücken vom Gebot der grundsätz-
lichen Achtung illegaler Drogen.
Mittlerweile scheint die Substi-

tution sogenannter Schwerst-
abhängiger zumindest als letzte
Alternative zur Therapie im
herkömmlichen Sinne, die auf die
völlige Abstinenz der Klienten
abzielt, in den Bereich des Vor-
stellbaren avanciert zu sein.

Keinerlei Änderung hat sich
dagegen in der Frage der Anhö-
rung Betroffener zum Thema
ergeben. Als jüngstes Beispiel
hierfür sei die Experten-Anhörung
der GRÜNEN im Hessischen

Landtag vom 19. März zum
Thema „Staatlich kontrollierte
Freigabe von Heroin? Chancen
und Risiken der praktischen
Umsetzung” genannt, zu der erst
gar keine Substituierten als Redne-
rlnnen eingeladen wurden. Mit
näherer Aufklärung über den doch
etwas unverständlichen Titel der

Anhörung kann der  diskus  zwar
nicht aufwarten, die noch ausste-
hende kritische Kommentierung
der derzeitigen Polamidon-Verga-
bepraxis durch einen Betroffenen
soll aber bei uns nicht länger
fehlen.

Der folgende Text ist ein Vor-
abdruck aus dem Sammelband
Methadonbehandlung , herausge-
geben von Horst Bossong und
Heino Stöver, der im Herbst
dieses Jahres bei Campus erschei-
nen wird.

M uß ‘nen Zahn zulegen, sonst schaff’ich’s nicht mehr, bis zwölf beim Arzt
zu sein. Hätt’s beinahe vergessen, heut’ ist ja
Mittwoch. Ist fast wie damals im Programm
vom Gesundheitsamt. Punkt zwölf und kei-
ne Minute später durfte man antanzen. Die
schickten einen tatsächlich wieder auf die
Szene. Natürlich nicht offiziell. Die schik-
ken einen wieder nach Haus'. Wissen natür-
lich, daß der Weg mit einem kleinen Umweg
über die Taunusanlage verbunden ist. Alles
aus erzieherischen Gründen. Das heißt, na-

türlich aus therapeutischen Gründen. Klingt
professioneller. Verdammt! Noch zehn Mi-
nuten Zeit. Hoffentlich klappt’s. Käm’ mir
sehr ungelegen, so ’ne Erziehungsmaßnah-
me. Hab’ nur noch einen Heiermann ein-
stecken. Ja, man gewöhnt sich wirklich an
alles. Selbst ans Paradies. Jahrelang hab’ ich
davon geträumt, mal ganz offiziell Polami-
don zu kriegen. Ohne Lügen erzählen zu
müssen, ohne Streß mit gefälschten Rezep-
ten, ohne das Risiko auf der Szene, statt
Methadon Scheiße angedreht zu bekom-
men. Jahrelang hat mir mein Arzt Polamidon
auf die Namen seiner Krebspatienten ver-
schrieben, bis es für ihn immer heißer wur-
de. Das war ein Hammer, plötzlich sagt er
zu mir: „ Ich kann Ihnen leider keins mehr
verschreiben. Ich habe keine Betäubungs-
mittel-Rezepte mehr. Ich habe auch noch
keine bestellt, da ich die nicht mehr brauche.
Wissen Sie, es gibt heutzutage so gute
Schmerzmittel, daß man keine Betäubungs-
mittel mehr braucht.” Bei mir bricht Panik
aus. Ohne groß zu überlegen, ziehe ich ei-
nen Hunni raus und sage ihm: „Wissen Sie,
mir geht es so beschissen zur Zeit, und
ausgerecht morgen soll ich mich für eine
Arbeit vorstellen. Wenn Sie mir nicht hel-
fen, muß ich einfach nach Frankfurt fahren
und mir da was besorgen!” Er sieht den
Hunni in meiner Hand und fängt an, in
seiner Schublade zu kramen. Und wer sagt’s
denn; zufällig hat er noch ein Rezept. Seit-
dem war der Preis für das Polamidon zwi-
schen uns für alle Zukunft festgelegt. Daß
ich mal ganz offen und ohne Kohle mein
Polamidon täglich erhalten würde, war fast
eine paradiesische Vorstellung. Hatt’s mir
allerdings doch ein wenig anders vorgestellt.

Was ist denn da vorne los? Scheint wieder
einer umgegangen zu sein. Ist schon ver-
rückt. Da lauf’ ich j eden Tag an der Taunusan-
lage vorbei zur Arztpraxis, um mein Metha-
don zu kriegen, und die Typen da in der
Anlage müssen sich irgend so ‘nen Scheiß
drücken.

Der Rettungswagen fährt los, und ich
erfahre von Tom, der mir gerade übern Weg
läuft, daß sie eben den Harri weggefahren
haben. Es läßt sich auf die Schnelle nicht
klären, ob wir denselben Harri meinen. Es
darf einfach nicht  der  Harri sein. Mensch,
wir haben zusammen angefangen zu drük-
ken. 1970 war’s. Fast alles hatten wir damals
zusammen gemacht. Systematisch haben wir
zusammen sämtliche Ärzte, Stadtteil für
Stadtteil, abgeklappert. Mehrmals haben sich
unsere Wege getrennt und wieder zusam-
men gefunden. Zuletzt in meiner einzigen
Langzeittherapie vor drei Jahren. Die haben
wir zusammen durchgezogen. Wir haben
uns geschworen zu versuchen, trotz Thera-
pie clean zu bleiben und zusammen was

aufzubauen. Naiv. Vom Obdachlosen-Asyl
in Therapie. Und dort will man uns mit
unzumutbaren Methoden die letzten acht-
zehn Jahre innerhalb von zwölf Monaten
austreiben, indem man erwachsenen Män-
nern und Frauen sagt, wann sie ins Bett zu
gehen haben, wann sie Zigaretten rauchen
dürfen und wann nicht, man erwachsene
Menschen so behandelt, wie heute kein Pä-
dagoge mit Kindern umgehen würde und
bei einem Regelverstoß in die ‘Schandecke’
stellt oder auf einen Stuhl mitten im Raum
unter striktem Kommunikationsverbot
(selbst ein solidarisches Zuzwinkern der
Mitbewohner ist verboten), so lange zwingt,
sitzen zu bleiben, bis man sich eine Strafe
ausgedacht hat. Wo es kein Briefgeheimnis
gibt und man uns vorschreibt, ab wieviel
Therapiemonaten Sex erlaubt ist. Selbstver-
ständlich muß das geplante Bumsen im
Tagesplan notiert werden, der dann vom
diensthabenden Therapeuten erst noch ab-
gesegnet werden muß. ‘Therapie statt Stra-
fe’ wird zu ‘Therapie als Strafe’. Wer so was
nicht mit sich machen läßt und abbricht, gilt
als therapieresistent oder motivations-
schwach, und einen ‘defizitären Charakter’
kriegt er auch noch gleich mit angehängt.

Wir waren aber keine Deutschen Schäfer-
hunde, die Dressur hat nicht hingehauen. So
standen wir beide nach dieser Therapie ohne
Wohnung, ohne Geld, ohne Arbeit da, mit
einem Schein in der Hand, auf dem stand
„Therapie erfolgreich abgeschlosssen”; hab’
ihn vor dem Sachbearbeiter auf dem Woh-
nungsamt zerrissen.

Zum Schluß haben wir einen kleinen
Dienstleistungsbetrieb im Nadel-Park un-
terhalten, haben Löffel, frisches Wasser, Fil-
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ter, Ascorbinsäure, Spritzen und was man
sonst so braucht verliehen. Dafür haben uns
unsere Kunden ihre Filter überlassen. Man-
che waren so kulant und haben sie uns schön
feucht gelassen. Wenn man so zehn zusam-
men hatte, wo jeweils ein halbes Gramm
durchgelaufen war, dann, na ja, dann war
das halt besser als nix .

Irgendwann haben wir dann von einem
Polamidon-Programm gehört. Hätten noch
Plätze frei. Beim nächsten Turkey sind wir
nichts wie hin. Voller Hoffnung. Vor Wut
hätte Harri am liebsten die Bude dort aus-
einandergenommen. Zwölf Wochen würde
es dauern, bis all die Formalitäten, also
Anamnese, Vorgespräche und Untersuchun-
gen, gelaufen wären. Und Harri brüllt los:
„Ich brauch’ aber jetzt sofort was! Ich hab’
jetzt ‘nen tierischen Affen, was nützt mir
Pola in zwölf Wochen, seid ihr matt im
Hirn!”

Dann waren die zwölf Wochen vorüber,
und ich hab’ rumgebrüllt: „Mensch, Harri!
Hätten wir uns damals nur angemeldet, dann
wären wir jetzt drin! ” „Dann geh’ doch und
meid’ dich gleich an! Ich bleib’ lieber hier
und sammel für mich Filter! Für mich. Hast
du gehört?” So bin ich dann halt auch ge-
blieben. Wer weiß, was in den drei Stunden,
wo ich mich auf diesem Amt rumgetrieben
hätte, für Chancen hier im Park an mir
vorbeigegangen wären. Und dann, zwölf
Wochen später, hätten wir uns wieder in den
Arsch treten können. So verging ein halbes
Jahr. Aber danach haben wir’s in Angriff
genommen. Ich bin jetzt schon zwei Jahre
drin, und seither haben sich unsere Wege
selten gekreuzt. Ich konnte ihm kaum mehr
in die Augen schauen. Er kam nicht rein in
das Programm der “Ambulanz für Aus-
stiegshilfen” des Gesundheitsamtes. Ausge-
rechnet Harri. Hat länger gedrückt und zwei
Therapien mehr als ich. Harri hatte Pech.
Harri war nicht HlV-positiv. Und eine
„Ambulanz für Einstiegshilfen” in die „Am-
bulanz für Ausstiegshilfen” gibt es noch
nicht. Ist das nicht ein seltsamer Eintritts-
preis?

Meine Schritte werden langsamer. Hab’
schon fast keine Lust mehr, es noch recht-
zeitig zu schaffen. Würd’ am liebsten um-
drehen und mir ‘nen Knaller machen. Was
sind das für Spielregeln, nach denen das hier
alles läuft? Und dann lege ich doch wieder
einen Schritt zu. Hätte fast vergessen, daß
ich ja keine Kohle einstecken hab’. Kann
mir deshalb auch keine Sentimentalitäten
leisten. Hätt’ nach 20 Jahren Erfahrung fast
vergessen, daß es bei diesem Programm gar
nicht um uns geht. Ich Idiot. Es geht darum,
den Freier zu schützen. Damit er ungefährdet
von Bett zu Bett hüpfen kann. Man muß die
Positiven aussieben und den Freiern genü-
gend HlV-negatives Frischfleisch servieren.
Als Harri den Grund erfuhr, warum er nicht
substituiert werden konnte, schrie er mit
Tränen in den Augen: „Ihr Großstadt-Kan-
nibalen! Ist mein Leben soviel wert wie das

Abspritzen irgend eines geilen alten Bocks  ?”
Harri, Du hast Dich getäuscht. Weniger.
Wir sind weniger wert.

Die Straße verschwimmt vor meinen Au-
gen. Verschämt wische ich die Tränen weg.
Ich bin das Produkt einer seuchenhygie-
nischen Maßnahme. Vielleicht hab' ich doch
mehr von einem Deutschen Schäferhund an
mir, als ich dachte. Sonst hätt' ich es nicht
geschafft, schon zwei Jahre im Programm
zu bleiben. Von wegen Paradies. Aus der
Nähe betrachtet geht es um das alte Lied.
Disziplinierung. Und zwar auf ganzer Li-
nie. Dennweres schafft, zwei J ahre drin zu
bleiben, den hat man doch ganz gut abge-
richtet, oder er hat bis jetzt Glück gehabt
oder erfolgreich die Urin-Kontrollen um-
gangen oder sie manipuliert. Wir haben alle
schnell gelernt. Und wie heißt das Mythos-
Methadon-Spiel, das wir aufführen? ,Des
Kaisers neue Kleider.’

Aber selbst des Kaisers Kleider sind ir-
gendwann mal alt. Was war das für eine
Modeschau vor zwei Jahren, als das Pro-
gramm neu eingerichtet wurde: Zeitung,
Radio, Fernsehen, Drogenforen und Wahl-
veranstaltungen. Und wir erzählten das
Blaue vom Himmel herunter. Denn was
nützt es uns, den Junkies und den paar
Akzeptanzlern, wenn wir nur von Feinden
umringt sind. So bleibt uns nur, unseren
drogentherapeutischen Souffleur nicht zu
entäuschen und uns nicht noch tiefer ins
Fleisch zu schneiden. Zum Beispiel mit ei-
nem missionarischen „Seitdem ich Methadon
kriege, fällt für mich der ganze Streß weg,
und ich brauch’ meine Tage nicht mehr auf
der Szene zu verbringen.” - Nur gut, daß
niemand fragt: „Und warum bist du dann
trotzdem jeden Tag auf der Szene?”

Es gibt genügend Leute, die sich freuen
würden, wenn das alles nicht klappt. Das
Einzige, was bei den Methadon-Contras ein
wenig Gewicht hat, ist das Zauberwort „Ar-
beit”. Hauptsache, der ehemalige Drop-Out
arbeitet wieder. Das ist der einzige Maßstab,
der zählt. Und so hab’ ich mich viel zu früh
dazu entschlossen, arbeiten zu gehen. Au-
ßerdem, was fängt man den ganzen Tag an,
wenn man keine Kohle einstecken hat? So
hab’ ich vorerst weiter Pumpen auf der Sze-
ne verkauft, hat mir immerhin einen Hunder-
ter pro Tag eingebracht. Ich konnte mir
nicht vorstellen, von der Stütze allein zu
leben. Meistens kam natürlich gerade wenn
ich die Kohle zusammen hatte, die man
braucht, um einen Tag angenehm zu ver-
bringen, ein Typ mit besonders gutem Koks.
So wäre ich schon fast nach den ersten paar
Wochen wieder aus dem Programm geflo-
gen.

Sex and Drugs and Rock ’n ’Roll -  hab’ das
Lied Vorjahren bis zum Geht-Nicht-Mehr
gehört. So ähnlich könnte man meine Dro-
genzeit auch beschreiben. 1970 hieß das Lied
wirklich noch  Sex and Drugs and
Rock’n’Roll  für mich; 1978 wurde daraus
langsam  Sex and Drugs and Drugs  und 1985
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dann nur noch  Drugs and Drugs and Drugs.
Und da sag’ einer, wir Junkies seien ein
fauler Haufen. Mit euren Verboten ist ein
Fulltime-Job daraus geworden. Kaum ein
Spitzenmanager arbeitet soviel wie ein
Durchschnittsjunkie. Hatte ja schon fast
Workaholic Charakter. War ja wirklich fix
und fertig, wie ich ins Polamidon-Programm
gekommen bin. Halt wie ein Workaholic
nach einem Gehirnschlag. So mußte ich erst
mal wieder lernen zu gehen. Ich meine, so
ganz normal durchs Leben zu gehen. Hab’
ich doch alles verlernt gehabt, Leben, Lust
und Laune und Liebe, Lachen und Lesen.
Nach Jahren hab’ ich mich wieder verliebt.
Nicht nur in eine Frau. Ins Leben. Bin zum
ersten Mal morgens ohne Wecker aufge-
wacht. Konnte kaum abwarten, daß der Tag
endlich losgeht. Täglich bin ich ein Stück
gewachsen. Nicht nur mein Bauch, der hat
sich von seiner konkaven Form erholt. Und
dann kommt der Superhammer. Nach acht
Jahren mein erster Kuß. Nach acht Jahren
zum ersten Mal wieder die Hand eines Men-
schen gehalten, die Wärme ihres Körpers
hab’ ich durch meine Kleider gespührt, beim
Abschiedskuß. Und zu Hause im Bett bre-
chen dann all meine Gefühle, ausgelöst durch
den Kuß, über mich herein. Und ich muß
heulen. Stundenlang. Was ich mir antun
mußte, weil die Gesetze so sind, wie sie sind.

Meine Glückssträhne hielt lange vor. Ich

finde eine Wohnung, nach Jahren meine
eigenen vier Wände. Aber die Grenzen sind
bald erreicht. Denn ich bin schon lange
nicht mehr der, der vor zwei Jahren in das
Programm kam. Das Programm aber ist
dasselbe geblieben. Das wächst nicht mit.
Und nun wird mir das Leben hier zu eng.
Wie eine Jacke, die mich am Anfang ge-
schützt hat, wird es einer Zwangsjacke im-
mer ähnlicher. Ich bin noch lange nicht an
den Grenzen meines Wachsens. Ich will
reisen, weg aus Frankfurt. Jahrelang Kaiser-
sack gehen einem auf den Keks. Ich will
meine Familie mal wieder besuchen. Aber
ich kann nicht fahren, denn das Gesetz un-
tersagt selbst Wochenendrationen zur Mit-
nahme. Ich weiß nicht wohin mit meiner
Wut, meiner Hilflosigkeit, als schnurstracks
auf die Szene zu rennen und mir einen dik-
ken Knaller zu holen. Es ist schwer, eigen-
verantwortlich zu handeln, wenn man stän-
dig wie ein Kind behandelt wird.

Es ist sehr frustrierend, wenn man das für
Junkies seltene Glück hat, einige Freunde
außerhalb der Szene gefunden zu haben und
bei jeder Wochenendfahrt und jedem Ur-
laub als einziger zu Hause bleiben muß. Die
Befürchtung, eine Vergabe von Take Home-
Dosen könne dazu führen, daß Polamidon
auf den Schwarzmarkt gelangt, zeigt doch
nur, wie groß der Bedarf nach einem Ent-
zugsmittel ist. Denn kein Mensch kauft sich

Methadon, wenn er zur selben Zeit Heroin
bekommen kann. Ich habe bei meinem Arzt
Pola immer nur besorgt und teuer bezahlt,
wenn ich mich runterdosieren wollte. Kauft
jemand Pola auf dem Schwarzmarkt, sollte
man das eher unterstützen.

Unsere große Hoffnung war die Ausdeh-
nung der Substitution auf die niedergelasse-
nen Ärzte. Dort sitzt das Korsett vielleicht
nicht ganz so eng. Zumindest brauche ich
mich nicht an eine exakte Vergabezeit zu
halten. Kann täglich individuell, flexibel mein
Kommen selbst bestimmen. Die Vergan-
genheit, die Vorurteile und das Stigma ha-
ben uns aber bald eingeholt. Ständig erfah-
ren wir, daß wir keine normalen Patienten
bei den Ärzten sind. Denn wir sind “nur”
Junkies. Man vergißt nicht, uns dies immer
wieder vor Augen zu halten. Oft sind es
Kleinigkeiten. Aber viele Kleinigkeiten er-
geben zusammen auch ein Gewicht. Da treff ’
ich bei der Vergabe den Hans. Wir wechseln
ein paar Worte, als plötzlich der Doc an-
geschossen kommt und uns anmacht, ob wir
das nicht draußen machen könnten, ich hät-
te mein Zeug doch schon bekommen und
solle verschwinden. Auch die Apothekerin
behandelt mich anders als andere Kunden,
obwohl sie ein gutes Geschäft mit mir macht:
Meine tägliche Ration Polamidon kostet al-
lein schon 360 Mark im Monat; dazu kommt
wegen meinem Virus das Medikament zum
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Inhalieren, das kostet nochmal 600,- DM.
Das Arbeitsamt behandelt Substituierte bei

Umschulungsfragen vollkommen anders,
und die Liste ließe sich fortsetzen.

So ist dann der anfängliche Optimismus
bald verpufft, und das Leben pendelte sich
nun langsam ein und pendelte weiter bis zur
ersten Pechsträhne. Und langsam aber si-
cher nach einem Jahr völliger Nüchternheit
stellt sich bei mir der Wunsch ein, wieder ab
und an einen Kick zu erleben. Und dieser

Wunsch wird immer größer, denn selbst
wenn Polamidon den Opiathunger stillt,
das Bedürfnis nach einem Kick stillt es nicht.

Und das ist nach wie vor da, wie bei jedem
anderen Menschen auch. Jedem Bürger ge-
steht man zu, ab und an einen über den
Durst zu trinken. Für mich war dieses Be-
dürfnis nach einem Kick und einem Rausch
in den letzten 20 Jahren ein entscheidender
Teil meines Lebens. Ausgerechnet Junkies
will man das Ausleben dieses Wunsches to-
tal verbieten. Dafür gibt es kein Substitut.
Langsam zeigt sich der wahre Hintergrund
des Programms, die Disziplinierung wird
immer deutlicher spürbar. Es ist eine Unge-
heuerlichkeit, daß nach den Verträgen, die
wir mit den substituierenden Ärzten schlie-

ßen müssen, der Beikonsum von Drogen
vollkommen verboten ist. Die Praxis sieht
natürlich anders aus. Aber hat mich mein
Arzt auf dem Kieker, dann kann er mich
nach einem einzigen Rückfall vor die Tür
setzen.

Ich finde es unverständlich, wieso man
ausgerechnet an Junkies Maßstäbe anlegt,
die man keinem anderen Menschen zumu-
ten würde. Schließlich ist die drogenfreie
Gesellschaft eine Illusion. Der unkontrol-

lierte Nebengebrauch von Drogen ist erst
dann etwas einzudämmen, so man es unbe-
dingt will, wenn ich mich entscheiden kann,
ab und an auch mal injizierbares Polamidon
(was leicht euphorisierend wirkt) zu neh-
men. Will man diese Entscheidung nicht mir
selbst überlassen, sollte ich zumindest die
Möglichkeit haben, das mit meinem Arzt
abzuklären. Selbst bei einer Freigabe sämt-
licher Opiate glaube ich, daß ich weiterhin
bei Polamidon bleiben würde, um dann nur
ab und zu Morphin oder Heroin zu konsu-
mieren. Gerade in so einer konsumorien-

tierten Umwelt, in der es Werbung gibt, die
lautet: „Bei uns sparen Sie so viel, daß Sie
sich davon einmal sinnlos besaufen kön-
nen.” Wie und vor allem wann soll ich denn
lernen, mit meinen Rauschbedürfnissen um-
zugehen? Daß ich es lernen kann, habe ich
schon erlebt.

Die ganze Substitution ist im Prinzip
nichts Neues. Es bleibt alles beim Alten. Es

ist nach wie vor die hochschwellige, nicht-
akzeptierende Drogen’hilfe’. Auf der einen
Seite will man uns für den Arbeitsmarkt fit

machen, schafft aber so irreale Bedingun-
gen, daß spezielle Arbeitsmaßnahmen und
Werkstätten für Rehabilitation bereitgestellt
werden müssen, die sich auf diese realitäts-

fremden Vorraussetzungen einstellen. Und
statt raus ins Leben zu treten, treten wir
wieder in ein Getto ein. Erst wenn ich mich

in meinem Leben so bewegen kann, daß ich
in meiner Umgebung nicht wider Willen
auffalle und ständig anecke, habe ich eine
reale Chance zu lernen, mich dieser Gesell-
schaft zu stellen. Würde ich heute das Pola-
midonprogramm verlassen, würde sich in
meinem Leben selbst nach langjähriger Sub-
stitution auf einen Schlag soviel ändern, daß
ich unter Umständen gar nicht damit umge-
hen könnte.

Würde man Drogen’hilfe’ nach unseren
Bedürfnissen und Wünschen ausrichten und

nicht nach denen irgendwelcher Kommis-
sionen, für die wir abstrakte Größen sind,
müßten die Polamidonprogramme grund-
sätzlich verändert werden.

Kein Junkie wird auf seinen Kick verzich-
ten, weil es der,Kassenärztliche Vertrag’ so
will. Ziel ärztlichen Handelns sollte doch
wohl an erster Stelle das Überleben der

Betroffenen sein. Erst wenn dies garantiert
ist, sollte man sich Gedanken über weiterge-
hende Ziele, wie beispielsweise Abstinenz,
machen.

Man sollte sich darüber im klaren sein,
daß die, die man heute in die Programme
läßt, so ziemlich die fertigsten unter den
Junkies sind. Die, die jahrelang vom “War
on Junkies” zermürbt wurden, die HIV-
Infizierten, die Altfixer, die nur wenig zu
verlieren haben. Und wir sollen beweisen,
daß Methadon eine brauchbare Alternative
ist.

Hat man in den letzten 20 Jahren Drogen-
hilfe wirklich so wenig gelernt? Vielleicht
gehe ich ja von der falschen Voraussetzung
aus, wenn ich annehme, daß es überhaupt
um Hilfe geht, was bei den Drogenhelfern
eine Bereitschaft zu lernen einschließen
müßte.

Soll Methadon nicht nur eine Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahme für Ärzte, Therapeu-
ten, Sozialarbeiter usw. sein, sondern dar-
über hinaus auch uns Betroffenen etwas
bringen, so kann dies nur heißen: Weg mit
den Methadon-Programmen, wir brauchen
keine Programme, wir brauchen einfach nur
Methadon als Angebot für Jeden’, der dies
als Hilfe für sich nutzen will.

Ob und für wen Methadon eine Hilfe sein
wird, kann nicht durch ,Kassenärztliche
Richtlinien’, durch Politiker oder gewerb-
liche Therapieunternehmen bestimmt wer-
den. Denn was einem Menschen wirklich
hilft, kann letzten Endes nur er selbst beur-
teilen. Hilfe läßt sich nicht erzwingen.

Ullrich Winternitz

Die Zeitschrift erscheint seit Herbst

1986 vierteljährlich, hat einen durch-
schnittlichen Umfang von 190 Seiten
und bringt Kommentare, Dokumente,
Diskussionen und Forschungsergebnis-
se zur Sozialgeschichte des 20. und 21.
Jahrhunderts.
Ursprünglich aus den »Mitteilungen
der Dokumentationsstelle zur NS-

Sozialpolitik« hervorgegangen, hat die
1999  seit der Gründung ihr Themen-
spektrum über den Bereich nationalso-
zialistischer Gesundheits- und Sozial-

politik hinaus erheblich erweitert. Mit
der Veröffentlichung unbekannter
Dokumente und kritischer Zeitgesprä-
che stellt sie sich bewußt in die

Tradition der Gegeninformation und
ist für Außenseiter und Basishistoriker

ebenso offen, wie für Repräsentanten
des Fachs. Ein Netz von Ausländs-

korrespondenten sorgt dafür, daß Pro-
vinzialität nicht aufkommt und wichti-

ge Lernprozesse der historiographi-
schen Community auch entlegenerer
Sprachen zur Kenntnis genommen
werden.
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Les amis du roi
M ohammed Abdelaziz, Generalsekretärder Frente POLISARIO und Präsi-
dent der 1976 im algerischen Exil prokla-
mierten Sahraui Arabischen Demokrati-
schen Republik, bereist derzeit die Staaten
der EG und die USA. Ziel seiner Mission ist
es, politische Unterstützung zur Durch-
setzung des UNO-Friedensplans zu finden,
der einen Waffenstillstand in der marokka-
nisch besetzten Westsahara vorsieht, damit
das ebenfalls geplante Unabhängigkeitsre-
ferendum endlich stattfinden kann. Der seit
1990 vom Sicherheitsrat und von der Voll-
versammlung diskutierte, mit beiden Seiten
- Marokko und der Frente POLISARIO -
abgestimmte und im April 1991 schließlich
verabschiedete Plan sieht zunächst vor, eine
UN-Mission zur Vorbereitung eines Refe-
rendums in der Westsahara (MINURSO)
zusammenzustellen, die den weiteren Ab-
lauf vor Ort begleiten und garantieren wür-
de. Nach Zeitplan hätte bis zum Januar 1992
ein Fünf-Punkte-Programm (Waffenstill-
stand und teilweise Rückführung marokka-
nischer Truppen, Rückkehr von etwa 150.000
Sahrauis aus den Flüchtlingslagern in Alge-
rien, Erstellung von Wahllisten, Errichtung
von Wahlstellen, Wahlkampf) abgeschlos-
sen sein sollen, um das Referendum über die
Alternativen „Zugehörigkeit zu Marokko”
oder „Unabhängigkeit” durchzuführen. An-
dauernde marokkanische Verzögerung und
Sabotage, insbesondere militärische Offen-
siven gegen die sahrauische Infrastruktur
und die Siedlungspolitik des Königreichs im
Norden der besetzten Westsahara, brachten
diesen Zeitplan zum Scheitern.

Die Politik der Frente POLISARIO
scheint - nach insgesamt annähernd zwan-
zig Jahren Kampf gegen die spanischen, spä-
ter mauretanischen und marokkanischen
Okkupationstruppen - trotz allem auf die
Realisierung des UNO-Friedensplans zu
zielen. So äußert Abdelaziz in Interviews,
wobei er vollkommen innerhalb der durch
die UN-Charta vorgegebenen Ordnung ar-
gumentiert, die anhaltende marokkanische
Besetzung der Westsahara sei zu verglei-
chen mit der Besetzung Kuwaits durch den

Irak und leitet daraus Forderungen nach
Sanktionen, Wirtschaftsboykott oder auch
einer militärischen Intervention ab (vgl.
Frankfurter Rundschau  v. 8.4.1992). Solche
auf Diplomatie zurückgenommene Politik
deutet darauf hin, daß sich die Kräftever-
hältnisse, in denen sich die Frente POLISA-
RIO heute bewegt, gewandelt haben. Eher
traditionelle Interpretationen, die den im-
perialistischen Charakter des Unternehmens
UNO hervorheben oder verschwörungs-
theoretische Hinweise auf offensichtliche
ökonomische Interessen in der Region ge-
ben, zeigen angesichts dieser Veränderun-
gen ihre Schwächen.

In der Entwicklung des Westsahara-Kriegs
spielen im wesentlichen drei Faktoren eine
Rolle, die zugleich den Status quo über Jahre
charakterisierten: Erstens dieUnterstützung
der Frente POLISARIO durch Algerien
(und zeitweilig auch durch Libyen), zwei-
tens die Stabilität des Königreichs Marokko
unter Hassan II. und drittens schließlich der
Gleichklang in der Politik Westeuropas und
der USA in der Region unter unbestrittener
US-Hegemonie. Diese Bedingungen haben
sich in der letzten Zeit grundlegend verän-
dert. Die algerische Unterstützung der sah-
rauischen Befreiungsbewegung ist künftig
aufgrund der Krise, in der sich dieser Staat
und die ihn tragende FLN befinden, mehr
als fragwürdig, unabhängig von ihrem wei-
teren Verlauf: Auf der einen Seite gibt es
zwischen dem politischen Islamismus der
Heilsfront (FIS) und dem säkularen Sahraui-
Nationalismus der Frente POLISARIO
keine Berührungspunkte. Auf der anderen
Seite gilt der jetzige Staatschef Algeriens,
Mohamed Boudiaf, der zudem 27 Jahre im
marokkanischen Exil lebte, als Freund einer
Neuauflage panmaghrebinischer Zusam-
menarbeit, wie sie schon einmal Mitte der
80er Jahre in Abkommen zwischen Marok-
ko, Algerien und Libyen vereinbart worden
war. Der Verlust eines Teils der militäri-
schen und logistischen Unterstützung für
die Frente POLISARIO war damals eine
Folge. Doch auch der Mythos vom stabilen
Marokko beginnt langsam zu bröckeln. Der

Aufstand der berberischen „Minderheit” ge-
gen die anhaltende Arabisierungspolitik, der
blutig niedergeschlagene Aufruhr von Fes
im Dezember 1990, die Massendemonstra-
tionen gegen die Unterstützung der USA im
Golfkrieg, nicht zuletzt der Aufruf zum
Generalstreik im März 1992 zeigen nicht
nur die Konfliktlinien, sondern auch die
sozialen Kräfte, die das Regime von Hassan
II. binnen kurzem stürzen könnten. Für die
Sahrauis wäre dies allerdings nur bedingt
eine Hoffnung: Mehr Stabilität als das Regi-
me dürfte der großmarokkanische Nationa-
lismus, der auch wesentliche Teile der Op-
position prägt und der die Westsahara als
unabtrennbaren Teil Marokkos ansieht, al-
lemal zeigen. Die Krise der imperialisti-
schen US-Hegemonie schließlich läßt auch
Differenzen in der bisher monolithisch schei-
nenden Politik von USA und EG-Staaten
im Westsahara-Konflikt hervortreten. Vor
allem in Frankreich mehren sich Stimmen,
die - angesichts der als ausgemacht gelten-
den deutschen Hegemonie über Ost- und
Südosteuropa - eine stärkere Konzentration
der französischen Politik auf den Mittel-
meerraum, vor allem die Staaten des
Maghreb, als dringende nationale Aufgabe
einfordern. Ein solches hegemoniales Pro-
jekt kann durchaus einen selbständigen Staat
Westsahara mit einschließen.

Die gegenwärtige Politik der Frente PO-
LISARIO scheint die hier nur grob skiz-
zierten Widersprüche als Chancen nutzen
zu wollen. Ob am Ende der Entwicklung
eine unabhängige Sahraui Arabische Demo-
kratische Republik steht, ist unklar. Keines-
falls jedoch sollte die Konstitution eines
Nationalstaats verwechselt werden mit so-
zialer Befreiung. Beides zu verhindern ist
Ziel der Politik des Königs, der sich als
Nachfahr des Kalifen Hasan (625 bis 669
n.u.Z.) wähnt, und seiner Freunde.

Thomas Atzert

G laubte man dem marokkanischen Au-ßenminister Abdellatif Filali, so gab es
am 15. Januar 1992 „einen Skandal im Euro-
paparlament”, eine „offene und eklatante
Einmischung in die inneren Angelegenhei-
ten” Marokkos. Was war geschehen? Am
15. Januar stand die Verlängerung der EG-
Kooperationsabkommen mit den Staaten
Nordafrikas und des Nahen Ostens auf der
Tagesordnung des Europaparlamentes. Ma-
rokko sollte für die Jahre 1992 bis 1996

Zuschüsse und Kredite in Höhe von 438
Millionen ECU (fast 1 Milliarde DM) erhal-
ten. Auf Ministerratsebene waren die Fi-
nanzvereinbarungen mit Marokko längst un-
terzeichnet. Die Zustimmung des Europa-
parlamentes schien nur noch eine Formsache.
Schließlich hatte gerade noch eine Delegati-
on dieses Parlaments auf Einladung des
marokkanischen Außenministers Filali das
nordafrikanische Land besucht und dabei
„Bewunderung für die Fortschritte” Ma-

rokkos geäußert. (Marokkanische Presse-
agentur MAP, 19.1.1992)

Daß unter dem Regime von Hassan II. bis
heute Demonstrationen zusammengeschos-
sen und Gefangene gefoltert werden, hat die
Zusammenarbeit der EG mit Marokko bis-
her offenbar ebensowenig gestört wie die
Tatsache, daß Hassan seit 1975 die West-
sahara besetzt hält und in diesem Land ge-
gen die Befreiungsbewegung Polisario Krieg
führt. Im Gegenteil: Seit Kriegsbeginn er-



hielt das Regime von der EG Finanzspritzen
zur Aufbesserung der leeren Kriegskasse in
Höhe von mehr als einer Milliarde DM.

Doch dieses Mal schien alles anders zu
laufen: Das Europaparlament diskutierte
ausführlich über die Verlängerung des Fi-
nanzprotokolls mit Marokko und vor allem
über das Thema Westsahara. Dabei kam
auch die Art und Weise zur Sprache, wie der
marokkanische Diktator nach mehr als sech-
zehn Jahren Krieg jetzt auch noch jeden
Versuch behindert, den UN-Friedensplan
für die Westsahara umzusetzen. Diesen hat-
ten im Frühjahr 1991 immerhin der Welt-
sicherheitsrat und die UN-Vollversamm-

lung einstimmig (!) angenommen.
200 Millionen Dollar und eine UN-Frie-

denstruppe von 2700 Mann waren bereitge-
stellt worden, um bis Ende Januar 1992 ein
Referendum in der Westsahara vorzuberei-
ten, bei dem die Sahrauis selbst darüber

entscheiden sollten, ob sie nun unabhängig
sein oder zu Marokko gehören wollen. Doch
im Januar 1992 gab es keine Volksabstim-
mung in der Westsahara, und es ist ungewiß,
ob sie überhaupt zustande kommt. Als Grün-
de für die Verschiebung des UN-Referen-
dums nannte die Abgeordnete Dorothee
Piermont im Europaparlament: „Notre ami,
le roi du Maroc, verweigert dem Volk der
Sahrauis wegen des Westsahara-Phosphats
die Selbstbestimmung, hält die dorthin ent-
sandten UNO-Beobachter zum Narren,
verkehrt das von der UNO mit seiner Zu-
stimmung beschlossene Referendum durch
Einschleusung von zigtausend Marokkaner-
innen vorab in sein Gegenteil und erreicht
schließlich eine Verschiebung des fest termi-
nierten Referendums auf den Sankt-Nim-
merleins-Tag. Und dafür will ihn das Euro-
päische Parlament durch Zustimmung zum
vierten Finanzprotokoll noch belohnen!”

Es wollte schon, doch diesmal gelang es
nicht auf Anhieb: Zwar stimmten 246 Euro-

paabgeordnete für die weitere Förderung
der marokkanischen Diktatur. Aber es gab
110 Gegenstimmen und sechzehn Enthal-
tungen, und damit wurde die für die Ratifi-
zierung des Abkommens erforderliche ab-
solute Parlamentsmehrheit von 260 Stim-
men nicht erreicht. Die Folge: die Aus-
zahlung der Kredite an Marokko war ge-
stoppt. Erstmals schien durchgesetzt, was
Solidaritätsgruppen seit Jahren fordern, näm-
lich Wirtschaftssanktionen gegen Marokko
auf Grund seiner Haltung im Westsaha-
rakrieg. Doch letztlich handelte es sich nur
- wie schon das Stimmenverhältnis im Par-
lament zeigt - um eine Panne im politischen
Getriebe der EG, die schnellstmöglich repa-
riert werden sollte. Kaum drei Wochen nach
der Parlamentsentscheidung erschien fol-
gende Meldung: „Die EG-Außenminister
haben nach Angaben des amtierenden Rats-
präsidenten, Joao de Deus Pinheiro, das
Europäische Parlament (...) ersucht, seine
Haltung hinsichtlich der Ratifizierung der
mit (...) Marokko ausgehandelten Finanz-
protokolle zu überprüfen. Wie Pinheiro
mitteilte, halten die Außenminister ange-
sichts der engen Beziehungen zwischen den
Maghreb-Ländern bei der jetzigen Situati-
on in Algerien die Weigerung der Ratifizie-
rung für wenig angebracht.”

Tatsächlich ist die Bedeutung der marok-
kanischen Diktatur für die EG seit dem
Wahlsieg der Islamischen Heilsfront in Al-
gerien noch weiter gestiegen. Schließlich
läßt Hassan II. seit drei Jahrzehnten konse-
quent jede antiwestliche Strömung im eige-
nen Land - ob Linke oder islamische Funda-
mentalisten - verfolgen, verhaften, foltern
und ermorden. Außerdem bot er den Innen-
und Justizministern der EG bei einem Tref-
fen der sogenannten TREVI-Gruppe im letz-
ten Jahr an, bei der Abschottung der „Fe-
stung Europa” gegenüber Flüchtlingen aus
dem Maghreb zu assistieren. Konkret ver-
sprach Innenminister Driss Bassri seinen
EG-Kollegen, mögliche Flüchtlinge schon
„an den Außengrenzen der EG”, also etwa
in Häfen und auf Flughäfen in Marokko,
abzufangen. Dafür muß die EG bezahlen.
Und schon deshalb müssen die Finanz-
protokolle - wie auch immer - durchs Euro-
paparlament gebracht werden.

Außerdem gab es noch andere handfeste
Gründe: Marokko hat angedroht, „seine”
Gewässer - und damit sind auch die der
Westsahara gemeint - für spanische und por-
tugiesische Fischerboote zu sperren. Eine
Verlängerung der EG-Fischereiabkommen
mit Marokko steht an. Sogleich traten Euro-
paparlamentarierlnnen aus den beiden ibe-
rischen Ländern zu Entschuldigungs- und
Bittgängen bei der marokkanischen Regie-
rung an. Sie garantierten, eine neue Abstim-
mung im Europaparlament durchzusetzen
und dabei eine ausreichende Stimmenzahl
für die weitere finanzielle Zusammenarbeit



der EG mit Marokko zusammenzubringen.
Ende Februar hieß es schon, das Europäi-
sche Parlament werde „voraussichtlich im
April oder Mai erneut” über die Finanz-
protokolle mit Marokko abstimmen - wenn
die Europaparlamentarierinnen nicht so
votieren, wie es den EG-Außenministern
paßt, soll offensichtlich die Abstimmungs-
prozedur so lange wiederholt werden, bis
das in ihrem Sinne Richtige dabei heraus-
kommt.

Ähnlich wie die EG verhält sich auch die
UNO gegenüber dem marokkanischen
Herrscher. Dieser macht die Westsahara
schlicht zu militärischem Sperrgebiet. Ei-
nem Bericht des Vorsitzenden des Außen-
politischen Ausschusses im US-Senat von
Anfang Februar zufolge haben marokkani-
sche Streitkräfte Mitglieder der UN-Truppe
MINURSO sogar mit Waffengewalt daran
gehindert, bestimmte Gebiete der Westsa-
hara zu besuchen. Dabei sollte die
MINURSO längst den Abzug von 100 000
marokkanischen Besatzungssoldaten in die
Wege geleitet und die restlichen 60 000 an
festgelegten Orten zusammengezogen ha-
ben. Nach dem Bericht des US-Senators
konnten jedoch bis heute kaum mehr als ein
Zehntel der geplanten MINURSO-Solda-
ten in die Westsahara einreisen. Für die Be-
hinderung und Verzögerung des Friedens-
plans wird eindeutig Marokko verantwort-
lich gemacht. Ein Offizier der UN-Friedens-
truppe erklärte: „Wenn mich meine Leute
fragen, warum die UNO nicht mit der Faust
auf den Tisch schlägt, warum sie das Verhal-
ten der marokkanischen Regierung nicht
verurteilt, muß ich bekennen, daß ich mir
dieselbe Frage stelle. Auch ich frage mich,
was sich hinter der Passivität der UNO
verbirgt.”

Eine Antwort auf diese Frage lautet, daß
UNO-Friedenstruppen bei der Durchset-
zung ihrer Vorhaben immer nur so stark
sind, wie es diejenigen zulassen, die sie schik-
ken. Das heißt, daß immer auch wirtschaft-
liche und politische Interessen der Staaten
eine Rolle spielen, die in der UNO das
Sagen haben. Und diese sahen während der
vergangenen sechzehn Jahre des Krieges in
der Westsahara ihre Interessen stets besser
durch die Besatzungsmacht Marokko ver-
treten.

Alle fünf ständigen Mitglieder des Welt-
sicherheitsrates, die USA, die frühere Sow-
jetunion, Großbritannien, Frankreich und
selbst die Volksrepublik China lieferten
Marokko nach 1975 Waffen für seinen Krieg
in der Westsahara. Frankreich wurde gar
zum wichtigsten Rüstungslieferanten der
marokkanischen Diktatur. Aus Großbritan-
nien kamen Kanonen und Militärjeeps. Die
Sowjetunion Unterzeichnete während des
Krieges einen, Jahrhundertvertrag” mit Ma-
rokko über den Ausbau einer Phosphatmine.
Und die USA erhöhten schon 1975, im Jahr
vor der marokkanischen Invasion in der
Westsahara, ihre Militärhilfe an Marokko

um nicht weniger als das Dreißigfache. Spä-
ter schickten sie Hassans Besatzungsarmee
Panzer und Raketen, Minen und sogar völ-
kerrechtlich geächtete Splitterbomben. An
der Zusammenarbeit der genannten Staaten
mit Marokko hat sich bis heute nichts geän-
dert.

Bis heute ist die US-Administration bei
der Einschätzung geblieben, daß Hassan II.
eine formelle Unabhängigkeit der West-
sahara im eigenen Land nicht überleben
würde. Zu groß wäre der Gesichtsverlust
nach mehr als sechzehn Jahren Krieg. Doch
einen Sturz von Hassans Regierung wollen
die USA, die NATO und die EG verhin-
dern, nicht zuletzt mit Hilfe der UNO.

Laut einem NATO-Report von 1986 geht
es darum, in Marokko „das Überleben eines
moderaten, prowestlichen Regimes” am
„südlichen Rand des Bündnisgebietes” zu
sichern. Immerhin liegt hier der von euro-
päischen Militärstrategen als „überlebens-
wichtig” eingeschätzte Zugang zum Mittel-
meer. Außerdem stellt Marokko den USA
und damit der NATO Stützpunkte „auf
dem halben Weg zum Golf” zur Verfügung.
Im August 1990 war Hassan II. zudem der
erste arabische Herrscher, der seine Solda-
ten an der Seite der USA in die Kriegsallianz
gegen den Irak einreihte. Hassan weiß, was
er seinen Freunden und Förderern schuldig
ist. Diese revanchieren sich heute, indem sie
seine Obstruktionspolitik gegen den offizi-
ell von allen Seiten befürworteten Friedens-
prozeß in der Westsahara zulassen und dek-
ken.

Einmal mehr läßt sich die UNO hier für
die Interessen der mächtigsten Staaten im
Weltsicherheitsrat funktionalisieren. Offen-
sichtlich wollen die Auftraggeber der UNO-
Truppen nur ein Ergebnis zulassen: den
Anschluß der Westsahara an Marokko. So
enthält schon der in vielen Details aus-
getüftelte UN-Friedensplan keinerlei Be-
stimmungen für den gegenteiligen Fall, für
die Zeit nach einer möglichen Entscheidung
der Sahrauis für ihre Unabhängigkeit. Es
gibt keine Regelung, wer dann den Abzug
der marokkanischen Truppen und Polizi-
sten, die Übergabe der Verwaltung und der
von den marokkanischen Siedlerinnen be-
setzten Städte und Wohnungen an die
Sahauris überwachen soll. Nach einer kriti-
schen Durchsicht dieses UN-Friedensplanes
kam auch eine internationale Juristenkom-
mission zu dem Schluß, daß darin alles so
angelegt sei, als ginge es lediglich um die
Bestätigung der Marokkanität der West-
sahara.

Entsprechend verhalten sich auch die UN-
Verantwortlichen. So nutzte etwa Perez de

Cuellar seine letzten Tage als UN-General-
sekretär ausgerechnet dazu, eindeutig für
die Besatzungsmacht Marokko Partei zu
ergreifen. Eines seiner Hauptziele hat Ma-
rokko unter de Cuellars Amtszeit erreicht:
Das Referendum ist wieder einmal vertagt.
Und inzwischen hat Marokko selbst sogar

Sitz und Stimme in dem Gremium, das die
weitere Durchführung des Friedensplanes
in der Westsahara kontrollieren soll: Ma-
rokko rückte in den Weltsicherheitsrat nach.
Bis 1993, solange dauert dort sein Mandat,
hofft Hassan II. mit Hilfe der UNO das

„Westsaharaproblem” in seinem Sinne ge-
löst zu haben. Er hat dafür inzwischen mög-
licherweise einen noch besseren Verbünde-
ten gefunden. Ende Dezember wurde der
neue UN-Generalsekretär, Butros Ghali,
vom Weltsicherheitsrat beauftragt, in zwei
Monaten einen neuen Bericht und einen
neuen Zeitplan für das Referendum vorzu-
legen. Ghali „qualifizierte” sich für sein Amt
als UN-Generalsekretär im ägyptischen
Außenministerium. Dort machte er sich
schon um die Interessen der USA im Nahen
Osten verdient, als 1977 das Camp David-
Abkommen zwischen Israel und Ägypten
ausgehandelt wurde. Die Delegationen die-
ser Länder trafen sich damals auf Einladung
des marokkanischen Königs, mehrfach auch
in Rabat. Hassan II. gehörte schließlich zu
den wenigen Unterstützern des Camp Da-
vid-Abkommens, als dessen „Architekt”
Butros Ghali gilt. Nicht zuletzt dafür erhielt
Marokko unmittelbar nach Unterzeichnung
des Camp David-Abkommens Waffen aus
Israel wie aus Ägypten für seinen Krieg in
der Westsahara.

Vor diesem Hintergrund überrascht der
Inhalt des von Ghali Ende Februar vorge-
legten Berichtes zum Stand des UN-Frie-
densplanes für die Westsahara nicht mehr.
Statt den marokkanischen Sabotageversu-
chen energisch entgegenzutreten, fordert
Ghali in seinem Bericht die Frente Polisario
nur einmal mehr dazu auf, Kompromisse
mit Marokko zu suchen. Er setzte dafür eine
Frist von drei Monaten, bis Ende Mai. An-
sonsten - so Ghali - müsse das Westsahara-
Problem völlig neu erörtert werden. Seine
Stellungnahme enthält damit auch die Dro-
hung, daß sich die bislang so erfolglosen
UNO-Friedenstruppen auch wieder ganz
aus der Westsahara zurückziehen könnten.
Nach einem Jahr und den Ausgaben von
rund 60 Millionen US-Dollar ist der UNO-
Friedensprozeß in der Westsahara damit
heute mehr gefährdet als noch im April
1991.

Karl Rössel

Nachdruck aus  Züricher Wochenzeitung,  Nr. 13,
27. März 1992

Zur Geschichte des Westsahara-Krieges vgl.:
Rössel, Karl: Wind, Sand und (Mercedes-) Sterne, Bad
Honnef 1991



„Frauen sind die Neger aller Völker"
Überlegungen zu Feminismus, Sexismus und Rassismus

B ereits 1967 hat Karin Schrader-Klebertin ihrem Aufsatz  Die kulturelle Revolu-
tion der Frau  (Kursbuch 17) provokativ
formuliert: „Frauen sind die Neger aller
Völker und der kollektiven Geschichte”.
Was „Klassikerinnen” des Feminismus vor
und nach ihr weniger deutlich aussprachen,
bringt dieser Satz auf den Punkt: die Selbst-
gewißheit der eigenen Unterdrückung läßt
die Unterschiede zwischen den Frauen ver-
gessen. Der Satz enthält überdies - indem er
schwarze Frauen unsichtbar macht - die
unausgesprochene Prämisse, nach der alle
Frauen „weiß” sind.

Die Diskussionen der neuen Frauenbe-
wegung in der BRD über die „Stellung der
Frau in der Gesellschaft”, zu den Ursachen
und Mechanismen der Frauenunterdrük-

kung waren in den siebziger und achtziger
Jahren geprägt von der Vorstellung eines
weltumspannenden homogenen Patriar-
chats, das alle Frauen gleichermaßen treffe
und zu universellen Opfern der Männerge-
walt mache. Das Phänomen Rassismus war
unter diesen Voraussetzungen des eurozen-
tristischen Feminismus kaum zu themati-
sieren; es wurde nicht einmal - im Theorie-
Jargon der siebziger Jahre gesprochen - als
„Nebenwiderspruch” sexistischer Unter-
drückungsverhältnisse wahrgenommen.

Die Kritik und der Widerstand der rassi-

stisch ausgegrenzten und verfolgten Frauen
hatte in den USA - im Zusammenhang der
Bürgerrechtsbewegung und der antirassisti-
schen Kämpfe der black communities - be-
reits zu Beginn der siebziger Jahre, später
auch in England, Frankreich und in den
Niederlanden heftige Auseinandersetzun-
gen über den impliziten Rassismus des „wei-
ßen bürgerlichen Feminismus” ausgelöst.
In der Bundesrepublik dagegen konnten sich
Feministinnen lange in selbstzufriedener
Weise von vornherein auf der „richtigen
Seite” im antirassistischen Kampf wähnen.
Die offene Formierung des Rassismus in
Europa seit Mitte der achtziger Jahre hat
nun auch sie verunsichert und ihre theoreti-

schen Ansätze ins Wanken gebracht. Die
Angriffe auf Flüchtlingswohnheime und die
Übergriffe auf „Nicht-Deutsche” wie die
Wahrnehmung des institutioneilen Rassis-
mus in der Asylpolitik, der Abschiebepraxis
und in der rechtlich kodifizierten Form der

Ausländergesetzgebung haben zu der Ein-
sicht geführt, daß rassistische Praktiken nicht
nur im Kontext des Nationalsozialismus,
Kolonialismus oder der Apartheid-Politik
in Südafrika zu verorten sind, sondern einen
wesentlichen Bestandteil der bundesrepu-

blikanischen Gesellschaftsformation darstel-
len

Spätestens seit Migrantinnen, Flüchtlinge
und „afro-deutsche Frauen” die Möglich-
keit einer Zusammenarbeit mit den „weißen
Feministinnen” in Frage gestellt haben - so
etwa im Herbst 1991 während des „Inter-
kulturellen Sommerseminars für Schwarze
Frauen” in Frankfurt - hat der Rassismus-
vorwurf auch den bundesrepublikanischen
Feminismus erreicht. Die vermeintlich
gleichartigen Erfahrungen aller Frauen, von
Männern sexuell ausgebeutet und bedroht
zu sein, erweisen sich als kaum noch vermit-
telbar oder verallgemeinerbar. Die These
eines  Geteilten Feminismus  (so der Titel der
beitrage zur feministischen theorie und
praxis  zum Thema Rassismus im Frühjahr
1990) markiert folglich den Beginn der Aus-
einandersetzung um eine Revision der bis-
herigen Ansätze feministischer Theorie und
Praxis auch in der Bundesrepublik.

Rassismus und die feministische
Theorie

Im Zentrum feministischer Theoriebildung
steht die Konstitution gesellschaftlicher Ver-
hältnisse, die mit den Stichwörtern „Fami-
lie”, „Hausarbeit” und „Reproduktion” be-
zeichnet sind. Der Terminus „Reprodukti-
on” meint dabei sowohl die in einem sehr
engen Sinne generative Reproduktion der
Gattung als auch die tägliche Reproduktion
der Menschen und ihrer Arbeitskraft. Bei-
des stellt sich in diesem theoretischen Kon-
text als universelle Bedingung jeder Form
von Gesellschaft dar. Die Binsenweisheit,
daß Menschen geboren werden und sich
täglich reproduzieren müssen, wird - unter
Hinweis auf die Gebär- und Säugefähigkeit
- geschlechtlich definiert und erläutert, wo-
mit die „Mutter” zum Ursprung und zur
Basis aller Gesellschaftlichkeit erklärt ist

Die „Mutter” und von ihr abgeleitet die
„Frau” wird so zu einem jeder Gesellschaft
vorgängigen Naturwesen und ist mithin im
Verhältnis zum Mann immer schon als das
„andere Geschlecht” bestimmt. Das Postu-
lat der „Zweigeschlechtlichkeit als biologi-
sche” (Ursula Beer) oder der „biologischen
Differenz” (Ingrid Strobl) gilt in der fe-
ministischen Theoriebildung als materiali-
stische Begründung der Kategorie „Ge-
schlecht”; sie besitzt schon bei Shulamith
Firestone  {Frauenbefreiung und sexuelle
Revolution , 1972) einen zentralen Stellen-
wert in der Kritik der Freudschen Psycho-
analyse und liegt ihrer Vorstellung der „bio-

logischen Familie” wie ihrer Annahme, Frau-
en seien „ihrer Biologie” ausgeliefert, zu-
grunde; auch in den Schriften von Maria
Mies, Veronika Bennholdt-Thomsen und
Claudia Werlhof ( Frauen ,  die letzte Kolo-
nie)  fundiert der biologistische Materialis-
mus die These eines „weiblichen Gegen-
standsbezugs zur Natur”. Selbst im histo-
risch-materialistischen Feminismus bei Mi-
chele Barrett  {Das unterstellte Geschlecht ),
die biologistische Erklärungsmuster aus-
drücklich ablehnt, sollen die „biologischen
Geschlechtsunterschiede” als „Bestandteil
des Rohstoffes” betrachtet werden, „auf dem
die gesellschaftlichen Verhältnisse aufbau-
en”. Das unterstellte Naturverhältnis, die
„natürliche Zweigeschlechtlichkeit” er-
scheint in all diesen theoretischen Konstel-

lationen als Ausgangspunkt oder gar als
Ursache der sozialen Ungleichheit zwischen
den Geschlechtern. Dem steht jedoch ent-
gegen, daß weder die abstrakte Zuordnung
von Gebärfähigkeit noch jene von sexisti-
scher Ausbeutbarkeit das Phänomen „Frau”
produziert, vielmehr ist es „Produkt einer
sozialen Aneignungsbeziehung” (Donna
Haraway), die in ihren historischen wie in
ihren strukturellen Bedingungen ein un-
gleichmäßiges und ungleichzeitiges Macht-
verhältnis zwischen den Geschlechtern eta-
bliert. Sie definiert die männlichen und weib-
lichen Subjekte und konstituiert die Gesell-
schaft als heterosexuelle Gemeinschaft der
Geschlechter, in der Plomosexualität, Bise-
xualität und Transsexualität tendenziell aus-
gegrenzt und verfolgt sind. Das anthropolo-
gische (eigentlich zoologische) Verständnis
von Reproduktion reißt die generative wie
tägliche Reproduktion aus ihrem sozialen
Zusammenhang, perpetuiert die heterose-
xuelle Gemeinschaft und führt zu einer ahi-
storischen Verallgemeinerung der Katego-
rie „Frau”.

Ähnliche Reduktionen lassen sich auch in
den feministischen Analysen zu Familie und
Hausarbeit feststellen. Das Modell der bür-

gerlichen Kleinfamilie, wie es sich als domi-
nantes Muster für den Lebenszusammen-
hang von Frauen in den kapitalistischen
Metropolen durchgesetzt hat, wird zeitlich
und räumlich ausgedehnt. Elemente, die die-
ses Modell charakterisieren, wie die absurde
Einheit von Verwandtschaftsgrad und Zu-
sammenleben, die Trennung von „Heim”
und „Arbeitsplatz”, die „geschlechtsspezi-
fische Arbeitsteilung”, die primäre Rollen-
zuweisung des Mannes als des „Haushalts-
vorstandes” und „Ernährers” einerseits und
der Frau als einer in ökonomischer und



emotionaler Abhängigkeit und Isolation le-
benden „Hausfrau” und „Mutter” anderer-
seits, werden so explizit oder implizit zur
Erklärung der Unterdrückung aller Frauen
herangezogen. Michele Barrett verweist hin-
gegen darauf, daß bereits die Einführung
und Verwendung des Begriffs „Familie” die
Konsequenz hat, von vornherein „die Exi-
stenz einer Institution anzuerkennen, die in
jedem wie auch immer gearteten histori-
schen Zusammenhang grundlegend und na-
türlich” erscheint. Der Bezug auf „Familie”
als unabhängig von ihren historischen Trans-
formationen letztlich „urspüngliche Ge-
meinschaft” oder biologisch determinierte
Basis des Zusammenlebens der Individuen
führt zu einer theoretischen Analogisierung
der historisch und gegenwärtig unterschied-
lichen Haushaltsorganisationen mit den so-
zialen Mustern der bürgerlichen Kleinfami-
lie. Von der Forderung nach Lohn für Haus-
arbeit und der feministischen Kritik an der
marxistischen Arbeitswerttheorie über die
Auseinandersetzung um eine geschlechts-
spezifische Vergesellschaftung der Arbeits-
kraft bis hin zur Diskussion über ein spezi-
fisches weibliches Arbeitsvermögen haben
sich reduktionistische Konzepte von „Fa-
milie” und „Hausarbeit” als Erklärungsan-
sätze für Frauenunterdrückung durchgehal-
ten.

In dieser Perspektive bleibt zum einen
notwendig ausgeklammert, daß selbst die
Verallgemeinerung des bürgerlichen Fami-

lienmodells in den kapitalistischen Metro-
polen Ergebnis sozialer Kämpfe (auch von
Frauen) ist, wie die Kämpfe um geregelte
Arbeitszeiten, Mutterschutz, Verbot der
Kinderarbeit, Verbesserung des Lohnniveaus
zeigen. Zum anderen werden etwa weitge-
hend marktexterne, auf Subsistenzproduk-
tion beruhende Haushaltsorganisationen
den Paradigmen „Familie” und „Hausar-
beit” subsumiert und ihre spezifischen Struk-
turen als sekundäre, zu vernachlässigende
Erscheinungen nivelliert. Nicht zuletzt die
These der „Hausfrauisierung der Arbeit”,
wie sie im Kontext der Untersuchungen zur
Ausbeutung der Frauenarbeit in der „Drit-
ten Welt” entwickelt wurde, geht über die
unterschiedlichen Formen der „Haushalts-
organisationen”, wie der von Frauen gelei-
steten Arbeit in den kapitalistischen Zen-
tren und Peripherien leichtfertig hinweg.

Demgegenüber deuten beispielsweise die
Analysen Immanuel Wallersteins zur For-
mierung der Weltarbeitskraft darauf hin,
daß die verschiedenen Haushaltsorganisa-
tionen unmittelbar mit rassistischen Spal-
tungen verknüpft sind. Auf der Grundlage
des von ihm entwickelten Modells des kapi-
talistischen Weltsystems stellt sich der Ras-
sismus als konstitutives Moment dar, indem
sich die Hierarchisierung, Segmentierung
und Kontrolle der Weltarbeitskraft in Form
der „Ethnisierung” herstellt und reprodu-
ziert. Den unterschiedlichen „Haushalts-
strukturen” schreibt Wallerstein somit eine

Schlüsselrolle zu. Einerseits bilden sie die
Voraussetzung dafür, daß sich die Menschen
unter den verschiedenen (ungleichen) Be-
dingungen der Weltarbeitsteilung reprodu-
zieren können. Andererseits liefern die ver-
schieden strukturierten Haushalte, das heißt
die spezifischen Formen der Alltagspraxis,
in denen sie die tägliche Reproduktion be-
werkstelligen, das Material rassischer oder
ethnischer Stigmata, die die Segmentierung
der Weltarbeitskraft ideologisch legitimie-
ren und zementieren.

Anknüpfend an Wallersteins Überlegun-
gen lassen sich die Unterschiede zwischen
dem Modell der bürgerlichen Kleinfamilie
und den verschiedenen Formen der Haus-
haltsorganisation von Migrantinnen und
Migranten sowohl in Bezug auf die je spezi-
fische Rolle von Frauen in deren Reproduk-
tion als auch in Bezug auf deren Funktion
für den segmentierten Arbeitsmarkt als ras-
sische Trennungen in den Zentren selbst
thematisieren. Insbesondere im Zusammen-
hang der Familienpolitik wird die rassische
Spaltung vorangetrieben, wenn etwa in der
Bundesrepublik auf der einen Seite für Mi-
grantinnen und Migranten die Möglichkeit
zum „Nachzug” von Familienangehörigen
scharfen Restriktionen unterworfen ist, auf
der anderen Seite aber durch entsprechende
steuerpolitische Maßnahmen (Ehegatten-
splitting, unsoziale Kinderfreibetragsrege-
lungen usw.) die bürgerliche Kleinfamilie
gegenüber anderen Lebensformen präferiert
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und stabilisiert werden soll. Im Rahmen der
Bevölkerungspolitik wird nach dem glei-
chen Muster verfahren: einerseits trachtet
etwa die  Deutsche Gesellschaft für Techni-
sche Zusammenarbeit  unter dem Stichwort
„Überbevölkerung in der Dritten Welt”
danach, die entwicklungspolitische Famili-
enplanung und die antinatalistische Bevöl-
kerungspolitik zu modernisieren, interna-
tionale Organisationen wie die  United Na-
tions Fund of Population Activities  oder die
International Planned Parenthood Federa-
tion  propagieren ihre bevölkerungspoliti-
schen Initiativen gar unter den Schlagwor-
ten „Vorrang für Frauen” und „Investieren
in Frauen”, um eine Senkung der Geburten-
zahlen in Afrika, Asien und Lateinamerika
zu erreichen; andererseits soll in den kapita-
listischen Metropolen durch die Verschär-
fung der Abtreibungsgesetzgebung, durch
die ideelle und materielle Aufwertung des
„Mutterstatus” und durch ähnliche Maß-
nahmen die Steigerung der Geburtenrate in
der „eigenen” Bevölkerung stimuliert wer-
den. Unverhohlen wird diese Familien- und
Bevölkerungspolitik als Zeichen einer „Fe-
minisierung” der Entwicklung und der Ge-
sellschaft ausgegeben. Sie folgt der doppel-
ten eurozentristischen Prämisse einer Uni-
versalisierung der kleinfamiliären Haushalts-
struktur und der Aufrechterhaltung einer
partikularistischen Abschottung und Tren-
nung der Zentren.

Um diesem Eurozentrismus zu begeg-
nen, erweist es sich für die feministische
Theorie als erforderlich, diejenigen Be-
schränkungen, die bisher eine Ausblendung
rassistischer Spaltungen erlaubten und be-
günstigten, zu überwinden. Gegenwärtig
deuten sich in der bundesrepublikanischen
feministischen Diskussion zwei Richtun-
gen an, die Unterschiede und Ungleichhei-
ten, die zwischen Frauen bestehen, zum
Gegenstand zu machen. Die erste Richtung
sucht, das Phänomen Rassismus mit Hilfe
des „Differenzbegriffs” zu bestimmen. Da-
bei werden entweder in Anlehnung an post-
strukturalistische Theorien „Rasse” wie
„Geschlecht” und „Klasse” lediglich als
„Orte der Differenz”, als formalistische
Differenzierungen behandelt, oder die Un-
terdrückung durch Rassismus wird - ähn-
lich wie die Diskriminierung von Homose-
xualität, Behinderung oder Alter - als „hete-
rogene Erfahrung” der Subjekte dargestellt.
In politischer Hinsicht läuft die erste Spiel-
art dieser Richtung darauf hinaus, Unter-
drückung, Gewalt und Ausbeutung tenden-
ziell unsichtbar zu machen, während die
zweite in einen Relativismus zu verfallen
droht, der sich in der Betonung von Plurali-
tät, etwa „weiblicher”, „kultureller” Ver-
schiedenheit bereits erschöpft.

Die zweite Richtung versucht dagegen,
die beobachteten Differenzen, Trennungen
und Spaltungen zwischen Frauen als Resul-
tat und Ausdruck einer dreifachen Unter-
drückung durch Kapitalismus, Sexismus und
Rassismus zu erklären. Die These der „triple
oppression” zielt so zwar auf die Unter-
schiede zwischen Frauen und benennt sie als
unterschiedliche soziale Verhältnisse und
Machtbeziehungen zwischen und in den
Zentren und den Peripherien, doch der Be-
griff suggeriert zugleich eine Addition von
Unterdrückungsformen. Damit wird dem
in der feministischen Theorie entwickelten
Ansatz der doppelten Ausbeutung der Frau-
en (Kapitalismus und Patriarchat) lediglich
ein weiteres Ausbeutungsverhältnis hinzu-
gefügt, ohne daß die Verknüpfungen der
sozialen Machtverhältnisse bestimmt wer-
den könnten. Die Konzeption der „triple
oppression” ist folglich auch offen für die
Hierarchisierung dieser Ausbeutungsver-
hältnisse, die der Vorstellung eines univer-
sellen Patriarchats als primäres und alle an-
deren Formen der Unterordnung überstei-
gendes Unterdrückungsverhältnis verhaftet
bleibt

Sexismus und die Rassismus-
Debatte

Nicht nur innerhalb des Feminismus ist das
Verhältnis von Sexismus und Rassismus
virulent geworden. Auch in der derzeitigen
Diskussion über Rassismus zeigt sich eine
Tendenz, das Phänomen Sexismus mit dem
Phänomen Rassismus zu verbinden. Zu-
meist werden hier Rassismus und Sexismus

in einem Atemzug genannt und Analogien,
Überlappungen oder Verzahnungen behaup-
tet. Beide Phänomene werden als Formen
der Ausgrenzung und Hierarchisierung, als
Formen der Naturalisierung sozialer Ver-
hältnisse verstanden, in denen soziale Un-
gleichheit als unüberwindbar artikuliert ist,
indem sie auf einen „natürlichen Ursprung”,
auf unveränderbare biologische oder kultu-
relle Differenzen zurückgeführt wird. Über-
dies wird auf Übereinstimmungen verwie-
sen, die sich zwischen sexistischen und ras-
sistischen Vorstellungen und Werturteilen
zeigen. Vor allem das Auftreten sexualisie-
render Metaphern zur körperlichen und
kulturellen Stigmatisierung der „Anderen”
und deren Verschiebung beziehungsweise
deren Verortung im Kontext von „Natur”
und „Animalischem” bilden Elemente und
Muster, in denen sich sexistische und rassi-
stische Artikulationen überschneiden. Die
Analogien von Sexismus und Rassismus auf
dieser Ebene legen zumindest nahe, daß es
sich in Struktur und Funktionsweise um
gleichartige Phänomene handelt.

Von einer solchen Gleichartigkeit ist mei-
nes Erachtens jedoch nur auf einer bestimm-
ten Abstraktionsstufe auszugehen. Die Vor-
stellungen von „Rasse” und „Geschlecht”
werden in einem Prozeß der Bedeutungs-
konstitution erst hergestellt, indem die ver-
schiedenen Artikulationen des Rassismus
und Sexismus sie als evidente, immer schon
vorhandene „Kategorien” etablieren, das
heißt, bei beiden „Kategorien” handelt es
sich um ideologische Konstruktionen. In
der feministischen Theorie aber ist „Ge-
schlecht” bisher kaum als „imaginäre For-
mation” begriffen worden, welche eine
„Wirklichkeit produziert, einschließlich die
der Körper, die in der Wahrnehmung vor
aller Konstruktion zu liegen scheinen” (Ha-
raway). Ausgehend von dieser These läßt
sich der Begriff der „Naturalisierung”, so-
fern er für die Diskussion über Sexismus
und Rassismus tauglich sein soll, präzisie-
ren: Wenn „Naturalisierung” bedeutet, so-
ziale Verhältnisse auf natürliche zurückzu-
führen, dann setzt ein solches Verständnis
das Naturverhältnis bereits als gegebenes
voraus. Der ideologietheoretische Ansatz
läßt demgegenüber „Naturalisierung” als
Projektion sozialer Verhältnisse in den ima-
ginären Raum „Natur” begreifen. Das Na-
turverhältnis selbst erweist sich damit als
ein Effekt dieser Projektion; es geht den
sozialen Verhältnissen nicht voraus, son-
dern ist sozial konstituiert. Beide Aspekte -
die soziale Konstitution des Naturverhält-
nisses und die ideologische Konstruktion
von „Rasse” und „Geschlecht” - in den
Mittelpunkt der Diskussionen um Rassis-
mus und Sexismus zu rücken, bedeutet, die
rassistischen und sexistischen Prämissen zu
vermeiden, und ermöglicht, der Substanti-
alisierung kulturalistischer beziehungswei-
se biologistischer Zuschreibungen zu ent-
gehen, wie sie etwa in den Vorstellungen
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einer „weiblichen” Naturverbundenheit,
Gefühlsbetontheit, Sinnlichkeit und eines
assoziativ-bildhaften Denkens der Frauen
kultiviert werden.

Darüber hinaus laufen Analogisierungen,
die sich auf das „Funktionieren” von Sexis-
mus und Rassismus beziehen, Gefahr, die
Unterschiede zwischen den beiden Phäno-
menen zu verwischen. Wenn etwa Etienne
Balibar in seinen Beträgen zur Rassismus-
Debatte von der „polymorphen Struktur”
des Rassismus spricht, in die alle denkbaren
Formen der Ausgrenzung, der Minorisie-
rung, der Hierarchisierung und Flerrschaft
eingelassen sind, so gilt dies sicher auch für
den Sexismus. Sexismus wie Rassimus sind
eingelassen in die familiäre Ideologie und
die alltägliche Praxis der Reproduktion, sie
sind in dem Bildungssystem, den Medien
und den Kulturinstitutionen präsent und
artikulieren sich in den nationalen Ritualen
und sprachlichen Praxisformen. Obgleich
jeder Versuch, Sexismus und Rassismus ein-
fach zu definieren, an dieser Komplexität,
an den unterschiedlichen Konfigurationen,
den verschiedenen Artikulationen, „Funk-
tionen” und Wirkungsweisen dieser beiden
Phänomene scheitern muß, läßt sich in die-
sen polymorphen Strukturen dennoch ein
jeweils dominantes Prinzip ausmachen, das
Sexismus und Rassismus voneinander un-
terscheidet.

Der Rassismus ist zunächst abstrakt als
ein Ein- und Ausschlußmodus zu bestim-
men, der in einer variablen Kombination
von äußerer Ausschließung, Assimilation
und innerer Ausgrenzung (Minorisierung)
bis hin zur Eliminierung die „eigene” Grup-
pe von den „Fremden” spaltet und gegen sie
abschottet. Die Ausgrenzung ist folglich
das dominante Prinzip des Rassismus, auch
wenn er Elemente der unterordnenden Ein-

schließung (Assimilation) beinhalten kann.
Auch der Sexismus ist auf abstrakter Ebene
als ein Ein- und Ausschlußmodus zu fassen,
der die Unterwerfung der Frauen aufrecht-
erhält. Die Trennung des „eigenen” von dem
„anderen” Geschlecht ist jedoch selbstbe-
züglich, das heißt, die Frau ist das „andere
Geschlecht”  für  den Mann, und hypero-
nym, das heißt, die Trennung hat die Form
der einschließenden Unterordung des be-
sonderen (weiblichen) unter das allgemeine
(männliche) Geschlecht. Vom Frauenraub
und Frauenhandel bis hin zu den verschie-
denen Formen der Patrilokalität und Patri-
linearität ist die Unterordnung der Frau
nicht die Geschichte ihrer Ausschließung,
sondern vor allem die ihrer Einschließung.
Formen des Ausschlusses von Frauen, die
sich zum Beispiel im nationalstaatlichen
Rahmen historisch in zivil- und strafrechtli-
chen Bestimmungen wie dem Ausschluß
vom Wahlrecht, dem Verbot der Mitglied-
schaft in politischen Organisationen, dem
Ausschluß vom Hochschulstudium nieder-

schlugen und sich heute etwa in der sozio-
strukturellen Benachteiligung der Frauen

auf dem Arbeitsmarkt, ihrer geringeren Prä-
senz in den Führungspositionen der staatli-
chen Institutionen ausdrücken, sind Effekt
ihrer Unterordnung im Einschluß, das heißt
ihrer Unterwerfung  innerhalb  der „rassi-
schen Gemeinschaften”. Trotz der Analogi-
en in der polymorphen Struktur von Rassis-
mus und Sexismus ist die Verschiedenheit
hinsichtlich ihrer sozialen Konfigurationen
und Wirkungsweisen im Auge zu behalten;
nur dann kann das Zusammenwirken und
die wechselseitige Verstärkung von Rassis-
mus und Sexismus thematisiert werden.

Den Ausgangspunkt für weitere Überle-
gungen zum Verhältnis von Sexismus und
Rassismus kann folglich die Feststellung
bilden, daß sich die generative und tägliche
Reproduktion gesellschaftlich koexistieren-
der Individuen in Formen „der Schöpfung
und fortwährenden Neuschöpfung” (Wal-
lerstein) rassisch und national gekennzeich-
neter „Gemeinschaften” vollzieht. Hier ver-
bindet sich die Problematik der Reproduk-
tion, der aus feministischer Perspektive ent-
scheidende Bedeutung für das Geschlech-
terverhältnis zukommt, mit der Problema-
tik der über Rassismus und Nationalismus

organisierten Ausgrenzung und Hierarchi-
sierung gesellschaftlich koexistierender
Gruppen. Im Hinblick auf den Einschluß
von Frauen wirft dies die Frage auf, wie sich
die Unterordnung der Frauen und ihre je-
weilige Stellung im Reproduktionszusam-
menhang mit den rassistischen Spaltungen
verbindet, ob letztere gar konstitutiv für
erstere sind. Zumindest hinsichtlich der Spal-
tung in Zentren und Peripherien läßt sich
eine solche Annahme kaum zurückweisen.
Sie bestätigt sich sowohl in der national und
international gegenläufigen Zielrichtung der
Bevölkerungspolitik als auch in den rassi-
stisch motivierten Sexismen der national-
staatlichen Ausgrenzungspolitik wie der
Nicht-Anerkennungsexistischer Verfolgung
als Asylgrund, den Restriktionen zur Erlan-
gung einer vom Ehemann unabhängigen
Aufenthaltserlaubnis fürMigrantinnen oder
der im Ausländergesetz verankerten Aus-
weisungsandrohung gegen Prostituierte.

Der Rassismusvorwurf von seiten der
Migrantinnen hat auch die feministische
Praxis in Frage gestellt und eine Auseinan-
dersetzung in Gang gebracht, in der die
Grenzen des eurozentristischen „bürgerli-
chen” Feminismus deutlich zutage treten.
Anti-rassistische Aktivitäten und die Zu-
sammenarbeit mit Migrantinnen sind ge-
genwärtig in der Bundesrepublik nur ver-
einzelt und meist auf lokale Frauengruppen
beschränkt. Die Schwierigkeiten einer anti-
rassistischen feministischen Politik können
dabei vor dem Hintergrund der Erfahrun-
gen in den Niederlanden, in England und
den USA diskutiert werden. So hat die nie-
derländische Feministin Anja Meulenbelt
beispielsweise das Lavieren zwischen „ei-
nem extremen Ethnozentrismus” und ei-
nem „radikalen Kulturrelativismus” als zen-

trales Problem erkannt, das die Verbindung
von Feminismus und Anti-Rassismus er-
schwert, wenn nicht verhindert. Klar ist
demnach, daß sowohl die missionarische
Vorstellung des eurozentristischen Femi-
nismus, die Frauen in der „Dritten Welt”
und die Migrantinnen seien auf das „Eman-
zipationsniveau” von Frauen aus den Me-
tropolen zu heben, als auch der relativisti-
sche Standpunkt, europäische Feministin-
nen hätten sich j eglicher politischer Beurtei-
lung der Situation von Frauen aus den drei
Kontinenten Afrika, Asien und Lateiname-
rika oder einfach von Frauen, die anderen
ökonomischen, sozialen und kulturellen
Lebensbedingungen (Haushaltsstrukturen)
unterworfen sind, zu enthalten, den Raum
für eine Auseinandersetzung über unter-
schiedliche politische Zielsetzungen ver-
schließt. Noch unter einem weiteren Aspekt
erweist sich derzeit der Zugang zu einer
anti-rassistischen feministischen Politik al-
lerdings versperrt: Frauenpolitik in der BRD
heute ist nicht nur institutionell verankert,
sondern auch institutionell befangen. Sie
spielt sich in Frauenministerien und in
Gleichstellungsstellen ab, ist von sozialka-
ritativen Maßnahmen und Einrichtungen
begleitet, gar angeleitet, und kapriziert sich
auf die Ebene von Eingliederungsprogram-
men, Anti-Diskriminierungsgesetzen, Quo-
tierungsforderungen und Frauenförderplä-
nen. Ein solcher staatlich fixierter Feminis-
mus bewegt sich im Rahmen der „nationa-
len”, das heißt der „ethnisch-sprachlichen
Gemeinschaft” (Balibar). Die „Gleichstel-
lung der Frau” unter dieser Voraussetzung
wird - willentlich oder unwillkürlich - na-
tional identifiziert und schließt alle Frauen,
die nicht der staatlich sanktionierten „rassi-
schen Gemeinschaft” zugeordnet werden,
von vornherein aus. Ohne eine feministi-
sche Praxis, die jene „rassische Gemein-
schaft mit den Männern” konterkariert,
werden selbst die Minimalforderungen ei-
ner anti-rassistischen und anti-sexistischen
Politik - wie die nach Anerkennung sexisti-
scher Verfolgung als Asylgrund und einer
vom Ehemann unabhängigen Aufenthalts-
erlaubnis - letztlich nicht durchzusetzen sein.

Cornelia Eichhorn
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„Ihrem Antrag wird nicht stattgegeben"
Frauen und die Asylgesetzgebung in der BRD

Eine kritische Auseinandersetzung
mit dem institutioneilen Rassismus
und der Situation von Flüchtlin-
gen in der BRD kann Frauenun-
terdrückung nicht nur als einen
zusätzlichen Punkt der allgemei-
nen Problematik begreifen und
ansonsten geschlechtsspezifische
Unterschiede ignorieren. Ist von
„Menschen”, „Flüchtlingen” und
„Familien” die Rede, wird dabei
unausgesprochen von der Biogra-
phie eines männlichen Flüchtlings
ausgegangen, zu der dann erst in
mühsamer Kleinarbeit „spezielle”
Punkte zusammengetragen wer-
den müssen für den Fall, daß ER
eine Frau ist. Es gibt nicht den
„Flüchtling” schlechthin, Frauen
haben andere Fluchtgründe und
-bedingungen als Männer, ihre
asylrechtliche Situation ist eine
andere und ebenso die Gewalt, der
sie hier ausgesetzt sind.

Frauen auf der Flucht

V on all den Flüchtenden, die in einen der21 Mitgliedstaaten des Europarates ge-
langen, sind lediglich 25 Prozent Frauen.
Nur ein Bruchteil der flüchtenden Frauen
erreicht das ursprüngliche Ziel ihrer Flucht;
die Mehrheit verbleibt in Flüchtlingslagern
der Nachbarstaaten ihrer Herkunftsländer
Dieses Ungleichgewicht zwischen Frauen
und Männern existiert, obwohl laut Anga-
ben des Flüchtlingshochkommissars der UN
(UNHCR) weltweit neunzig Prozent aller
Flüchtenden Frauen und Kinder sind. Frau-
en und Kinder werden in der Statistik des
UNHCR gemeinsam aufgeführt , was je-
doch nicht darüber aufklärt, daß es in der
Regel auch die Frauen sind, die ihre Kinder
mitnehmen, beziehungsweise die Männer,
die ihre Familien zurücklassen (müssen). So
reicht unter Umständen das Vermögen ei-
ner Familie nur für die Finanzierung der
Flucht einer Person - nämlich des Mannes -
aus, was teilweise mit der Hoffnung ver-
bunden wird, die restliche Familie später
folgen zu lassen.

Da in einigen Staaten nur Familienpässe
ausgestellt werden, die sich in den Händen

des männlichen Familienoberhauptes be-
finden, ist für zahlreiche Frauen eine vom
Ehemann unabhängige Flucht unmöglich.
Oft sind verheiratete Frauen aufgrund ma-
terieller Abhängigkeitsverhältnisse gezwun-
gen, die Entscheidung ihres Ehemannes zur
Flucht auch gegen ihren Willen mitzutragen.
Durch die an den Ehemann gebundenen
Reisepässe, aber auch aufgrund des in eini-
gen Staaten für Frauen bestehenden Verbo-
tes, allein zu reisen, sind die Fluchtbe-
dingungen für alleinstehende Frauen er-
schwert. Daher sind die meisten Frauen, die
in der BRD um Asyl ersuchen, in Begleitung
von Männern gekommen. Auf der Flucht
selbst sind Frauen oft Vergewaltigungen,
Entführungen und Nötigungen ausgesetzt
oder müssen sich, um an die nötigen Papiere
oder Hilfsgüter zu gelangen, auf die eine
oder andere Art prostituieren.

Sexistische Verfolgung - kein
Asylgrund

Nach bundesrepublikanischem Recht wird
Asyl nur denjenigen gewährt, die nachwei-
sen können, daß sie Opfer staatlicher politi-
scher Verfolgung sind. Dabei wird zur Be-



Stimmung dessen, was als Verfolgung gilt,
die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951
herangezogen, die einen Flüchtling als eine
Person definiert, die „aus begründeter Furcht
vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion,
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer
politischen Überzeugung sich außerhalb des
Landes befindet, dessen Staatsangehörig-
keit sie besitzt, und den Schutz dieses Lan-
des nicht in Anspruch nehmen kann, oder
(...) will.”

Kommt in der Anerkennungspraxis der
BRD schon diese Definition nur sehr einge-
schränkt zur Anwendung, so ist sexistische
Verfolgung als möglicher Asylgrund erst
gar nicht vorgesehen. Zwar gäbe es die Mög-
lichkeit, Frauen unter dem Begriff „bestimm-
te soziale Gruppe” zu fassen, wie die Vor-
schläge und Resolutionen des Hochkom-
missars für Flüchtlinge der UN (1985 und
'87) und des Europaparlaments (1984 und
' 88) nahelegen. Dem wurde aber bisher in
keinem westeuropäischen Staat stattgegeben.

Um auch weiterhin sexistische Gewalt als
möglichen Asylgrund ignorieren zu kön-
nen, kommen verschiedene juristische Argu-
mentationsstrategien zum Einsatz. So wird
zwar von den Gerichten nicht bestritten,
daß Kriege mit sexueller Gewalt gegen Frau-
en verbunden sind, doch gerade weil etwa
Vergewaltigungen als allgemeine Folgen von
Bürgerkriegen eingeschätzt werden, kön-
nen sie individuell für eine Anerkennung
nicht geltend gemacht werden. Die betrof-
fenen Frauen können, wie auch andere
Flüchtlinge aus Kriegsgebieten, im günstig-
sten Fall ihren Aufenthalt in der BRD zeit-
lich begrenzt über Abschiebungsstopps si-
chern.

Auf der anderen Seite werden Vergewalti-
gungen politischer Aktivistinnen oder An-
gehöriger politisch Verfolgter durch Militär
und Polizei als „Einzelakte” bagatellisiert
und erscheinen bestenfalls als „gewöhnli-
che” Straftat, die nicht asylrechtlich rele-
vant sei und im übrigen auch der Zuständig-
keit bundesdeutscher Gerichte nicht unter-
liege. Ein aktuelles Beispiel hierfür ist die
Auseinandersetzung um die Abschiebung
der Roma in Nordrhein-Westfalen im Som-
mer ’91. Die Berichte von Roma-Frauen
über Vergewaltigungen von seiten der Poli-
zei in der CSFR und in Jugoslawien spielten
in der Debatte um ihre Abschiebung keine
Rolle (vgl. Dokumentation der Union Roma
Baden-Württemberg, 12/90). Daß sexuelle
Gewalt auch gezielt zu Folterungen einge-
setzt wird, bleibt ebenso unberücksichtigt
(siehe dazu auch  FR  vom 5.2.92: „Frauen in
Haft werden häufig vergewaltigt”).

Darüber hinaus werden die Gefahren für
Frauen, die mit den herrschenden Sitten in
ihren Herkunftsländern in Konflikt geraten
sind bzw. mit ihnen nicht leben wollen, als
„private Bedrohung” abgetan oder mit dem
Hinweis auf die „andere Kultur” zynisch
verleugnet. Solche Fälle sind vor allem im

Zusammenhang mit Frauen aus dem Iran
publik gemacht worden. Obwohl die Em-
pörung über die „islamische Kultur” Kon-
junktur hat, wurden im Asylverfahren wie-
derholt Frauen, denen wegen Verletzung
der islamischen Kleiderordnung im Iran
Verfolgung drohte, damit abgewiesen, daß
sie um die dortigen Bestimmungen gewußt
und gegen sie verstoßen hätten (vgl.  Infor-
mationsbrief Ausländerrecht,  1986/Heft 11/
12 ).

Auch der Nachweis, daß sie aus politi-
schen Gründen in ihren Herkunftsländern
bedroht sind, ist für Frauen schwer zu er-
bringen. So wird in Anhörungsverfahren
häufig die geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung affirmiert, wie etwa im Fall einer
Frau, die in derselben politischen Gruppe
wie ihr Mann arbeitete und auch für deren
Mitglieder kochte - worauf man ihr zu ver-
stehen gab, dies sei keine politische Arbeit
und somit auch kein Anerkennungsgrund.
Auch die Arbeit in feministischen Zusam-
menhängen wird oft nicht als politische be-
trachtet

Diejenigen, die darüber entscheiden, ob
Frauen in ihren Herkunftsländern bedroht
sind oder nicht, sind fast immer Männer.
Nach Angaben der Bundesregierung sind
70% der anhörenden Beamtinnen und 80%
der Dolmetscherinnen Männer. So steht
nicht einmal für jede Sprache eine Dolmet-
scherin zur Verfügung. Die Ankündigung
der Bundesregierung, entsprechende Beam-
tinnen zur Verfügung zu stellen und
frauenspezifischen Fluchtgründen im Asyl-
verfahren mehr Aufmerksamkeit zu schen-
ken, wurde bisher nicht erfüllt. In den Nie-
derlanden sind für Ehepartnerinnen längst
getrennte Verfahren üblich und es ist mög-
lich, mit Hilfe Dritter (z.B. Sozialarbei-
terinnen) nachträglich die eigenen Schilde-
rungen zu vervollständigen. In der BRD
dagegen stellt das gemeinsame Anerken-
nungsverfahren der Ehepartnerinnen für die
Frauen unter Umständen ein weiteres Hin-
dernis dar, z.B. von Vergewaltigungen zu
berichten. Entscheiden sich Frauen noch
nachträglich, von Mißhandlungen zu be-
richten, kann dies als „gesteigertes Vorbrin-
gen” interpretiert werden, d.h. die Glaub-
würdigkeit ihrer vorherigen Aussagen min-
dern. So tragen die Anerkennungsverfahren
mit dazu bei, daß verschiedene Formen se-
xistischer Verfolgung unsichtbar bleiben.

Bleiberecht

Selbst wenn Frauen politischer Verfolgung
im herkömmlichen Sinn ausgesetzt sind, ist
nicht garantiert, daß ihnen das ein eigen-
ständiges Aufenthaltsrecht verschafft, wenn
sie mit ihrem Ehemann geflohen sind. Nach
bundesrepublikanischer Asylpraxis wird bei
Ehepartnerinnen ein gemeinsames Anerken-
nungsverfahren durchgeführt. Dabei wird
üblicherweise die Schilderung des Mannes
zu Protokoll genommen, wohingegen die

Aussagen der Frau nur als Ergänzung no-
tiert werden. Infolgedessen werden Ehe-
frauen in der BRD nicht aufgrund eines
eigenen Asylantrages anerkannt, sondern
erhalten ein vom Ehemann „abgeleitetes
Bleiberecht”. Das bedeutet, daß eine Frau,
die mit ihrem Ehemann hierher geflohen ist,
innerhalb von vier Jahren keine Scheidung
riskieren darf, wenn sie ihr Aufenthaltsrecht
nicht verlieren will.

Die Frage des Bleiberechts ist auch für die
über Frauenhändler eingeschleusten auslän-
dischen Frauen relevant, die hier als Prosti-
tuierte, Ehefrauen oder „Hausmädchen”
arbeiten. Der Aufenthalt illegaler ausländi-
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scher Prostituierter ist bekannt und wird
geduldet, was auch den Interessen der Zu-
hälter entgegenkommt, die bereitwillig zu-
geben, daß die ständige Fluktuation durch
Duldung und Abschiebung die Nachfrage
erhöht. Zugleich richtet sich die Strafver-

folgung bei Frauenhandel gegen die Frauen
selbst. Zwar ist nach dem neuen Ausländer-

gesetz Prostitution kein zwingender Aus-
weisungsgrund mehr, die illegale Einreise
kann jedoch nachträglich nicht mehr legali-
siert werden - außer durch Heirat. Dadurch
ist der Aufenthaltsstatus der betroffenen
Frauen von ihren Zuhältern und anderen
Ehemännern abhängig, und sie sind deren
Willkür und Arbeitsbedingungen unterwor-
fen. Nach dem neuen Ausländergesetz kön-
nen illegal eingereiste Frauen nicht einmal
mehr eine vorläufige Legalisierung durch
Ersuchen um eine Aufenthaltserlaubnis er-

wirken, z.B. wenn sie gegen einen Frauen-
händler aussagen wollen.

Die gegen ausländische Prostituierte ge-
richteten Razzien zeigen, wie die Solidarität,
die Gewalt gegen Frauen in Männerorga-
nisationen wie der Polizei und Justiz er-
fährt, eine Verurteilung von Frauenhändlern
immer wieder erschwert. So wurden bei
einer Großrazzia in Frankfurt am 9.12.1991
unter äußerst brutalem Vorgehen der Poli-
zei in Bordellen der Breiten Gasse sowie der
Elbe- und Moselstraße 125 ausländische

Prostituierte festgenommen. Uber 50 Ko-
lumbianerinnen ohne gültige Aufenthalts-
genehmigung wurden am nächsten Tag in
ihr Herkunftsland abgeschoben, mit der
offiziellen Begründung, Frauen, die gegen
das Ausländergesetz verstoßen, zu verfol-
gen und die Förderung der Prostitution zu
verhindern (vgl.  FR  und  FAZ  vom 11.12.91).
Allerdings zogen die verantwortlichen Her-
ren nicht Zuhälter und Freier zur Rechen-
schaft, sondern schoben die betroffenen
Frauen und Zeuginnen ab.

Die Unterbringung in der
Sammelunterkunft

In den Flüchtlingslagern müssen sich Frau-
en Schlafräume und sanitäre Einrichtungen
mit vielen Männern teilen und erfahren bei

Beschwerden über diese Unterbringungs-
bedingungen kaum Verständnis von seiten
der Verantwortlichen („Wie lebt ihr denn
bei Euch zuhause? Ist es nicht üblich, daß
bei Euch 100 Leute in einem Zimmer schla-

fen?” vgl. Dokumentation des 1. gemeinsa-
men Kongresses ausländischer und deut-
scher Frauen 1984). Bei Übergriffen gewährt
die Lagerleitung den Frauen keine Unter-
stützung, geschweige denn, daß es Anlauf-
stellen innerhalb des Lagers gäbe. Was die
Anlaufstellen außerhalb der Lager betrifft,
sind die Betroffenen in der Regel auf die
Hilfe von Unterstützerinnen angewiesen,
um diese aufsuchen zu können

Unter rassistischen Übergriffen wird ge-
mein-hin eine bestimmte Form von Gewalt

gegen ausländische Männer verstanden, der
rassistische Sexismus gegen ausländische
Frauen findet jedoch in den Medien wenig
Beachtung. So erfährt man nur im Gespräch
mit Flüchtlingen (in diesem Fall Bewohner-
innen der Schwalbacher Unterkunft), wenn

deutsche Männer in der Absicht, dort
„schwarze Frauen zu ficken”, ein Lager
überfallen.

Auch wenn sie ihre Lage in der BRD für
besser als in ihrem Fluchtland erachten, sind
ausländische Frauen hier sexistischer und

rassistischer Gewalt ausgesetzt. Aufgrund
ihrer schlechten Rechtslage und weil sie aus
ihren gewohnten Zusammenhängen her-
ausgerissen sind, haben sie wenig Möglich-
keiten, sich dagegen zu wehren.

All diese Punkte bleiben in Diskussionen,
öffentlichen Stellungnahmen und Flugblät-
tern von antirassistischen Gruppen meist
unerwähnt. Ohne Berücksichtigung der ver-
schiedenen Erscheinungsformen von Se-
xismus und Rassismus, der Problematisie-
rung des Geschlechterverhältnisses, führt
eine antirassistische Praxis den institutio-
neilen Rassismus fort.

Hilal Sezgin
Judith Rosner
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Die Legende vom Einzeltäter
Der Umgang der Justiz mit dem Rechtsextremismus

Weit über 2.000 rassistisch moti-
vierte Straftaten wurden 1991
begangen. Die Zahl der Übergriffe
auf Ausländerinnen und Flücht-
linge stieg damit gegenüber dem
Vorjahr um das Zehnfache. Was ist
passiert in Deutschland?

„Die Welle der Gewalt ist kein Anzeichen
für eine Wiedergeburt rassistischer oder
nationalistischer Ideologien, sondern eine
Krise der menschlichen Verständigung.”
(Bundespräsident Weizsäcker)

„Die Aufnahme von hunderttausenden
Einwanderern führt naturgemäß zu deutli-
chen Streßreaktionen bei denjenigen, die in
der Nähe großer Gruppen von Einwande-
rern wohnen. Diese Streßreaktionen als
Ausländerhaß zu bezeichnen, bedeutet, die
Realität nicht wahrzunehmen.” (Reinhard
Tausch, Psychologieprofessor, Hamburg)

„Wer mit den jugendlichen Rechtsradi-
kalen spricht, stößt häufig auf orientierungs-
lose Menschen, deren politisches Weltbild
nur aufgesetzt ist, die provozieren möchten
auf Teufel-komm-raus, die auf ihre man-
gelnden Zukunftsperspektiven aufmerksam
machen möchten.”  (Nationale Offensive)

„Der fremdenfeindliche Skinhead stammt
im Regelfall aus kaputten Familien. Er ist
ohne Perspektive und ohne Anerkennung
durch die Gesellschaft. Er hat viel Lange-
weile im Alltag.” (Bundesamt für Verfas-
sungsschutz)

„Die Anschläge haben mit Rechtsterroris-
mus nichts zu tun. Der Rechtsterrorismus
ist keine aktuelle Gefährdung. Die Anschlä-
ge sind spontane Aktionen von aufgeputsch-
ten, fehlgeleiteten Jugendlichen mit rechts-
radikalem Hintergrund, werden aber nicht
von Organisationen verübt.” (Generalbun-
desanwalt v. Stahl)

Z usammengefaßt ergeben diese Zitate einBild vieler spontan handelnder, verein-
zelter Ausländerfeinde, die von den Ein-
wanderern so gestreßt sind, daß sie gar nicht
anders können, als aus Langeweile und man-
gels anderer Verständigungsmöglichkeiten
Ausländerinnen halbtot zu schlagen oder
Flüchtlingsheime abzufackeln. Die Taten
selbst haben keinerlei politischen, geschwei-
ge denn einen organisatorischen Hinter-
grund. Der spontane Einzeltäter feiert wie-
der fröhliche Urstände; ein seit Jahrzehnten
durchaus gängiges Erklärungsschema von
Politik, Polizei und auch Justiz, wenn es um
Straftaten oder Attentate von Rechtsex-
tremisten geht.

Gerade der U mgang der Justiz mit Rechts-
extremisten spielt eine entscheidende Rolle,
was den Spielraum und die Möglichkeiten
rechtsextremistischer Aktion und Agitati-
on betrifft. Dabei beeinflussen sich Justiz,
Ermittlungsbehörde und Polizei gegenseitig.
Es ist platt aber wahr: die deutsche Justiz ist

Ein „Pimpf" der Wiking-Jugend lernt für den theoretischen Teil der „Pimpfenprobe". Erst nach bestandener Probe darf der „Pimpf" ein Fahrtenmesser tragen



auf dem rechten Auge blind und versucht,
diese Blindheit durch ein Vergrößerungs-
glas auf dem linken Auge auszugleichen.
Um Kontinuitäten nachweisen zu können,
bedarf es eines kleinen Ausflugs in die Ge-
schichte

Von der Weimarer Republik zur
NS-Zeit

Es ist November 1918. Der Kaiser dankt ab,
die Richter aber bleiben. Die Kernfrage der
jungen deutschen Republik lautet: Über-
nahme des Verwaltungsapparats und der
Justiz aus der Kaiserzeit oder Aufbau einer
neuen Gesellschaft mit erneuertem Staats-
apparat. Während Rosa Luxemburg eine
umfassende Umbesetzung in Verwaltung
und Justiz fordert, plädieren die Mehrheits-
sozialisten und Ebert für Kontinuität - und
setzen sich durch. Struktur und personelle
Besetzung der Gerichte und der Justiz-
verwaltung bleiben und damit auch die au-
toritäre, monarchistische und antiparlamen-
tarische Gesinnung der Richterschaft.

Die Weimarer Republik unterstellte da-
mit die monarchisch geprägte Richterschaft
einer monarchisch geprägten Justizverwal-
tung. Man ging davon aus, mit Hilfe der
Gesetzgebung durch das Parlament eine loy-
ale Haltung der Justiz gegenüber der Repu-
blik sicherstellen zu können - eine Erwar-
tung, die enttäuscht werden sollte. Die Rich-
ter wurden vor die Wahl gestellt, einen Eid
auf die republikanische Verfassung zu lei-
sten oder in Pension zu gehen. 99,85 %
wählten den Eid, ohne deshalb auch Repu-
blikaner zu sein. Ein herausragendes Bei-
spiel für die Kontinuität in der Justizver-
waltung bietet der zutiefst monarchisch ge-
prägte Dr. Curt Joel. Er blieb als Staatssek-
retär im Reichsjustizministerium unter 16
Regierungen der Weimarer Republik (1920
- 1931) im Amt und wurde zur bestimmen-
den Person in der Reichsjustizverwaltung,
insbesondere deren Personalpolitik.

Die Richter verachteten die Weimarer
Republik, den Staat, der ihrer Meinung nach
aus „Rechtsbruch” und „Hochverrat” her-
vorgegangen war. Ihr Denken zielte auf die
Wiederherstellung der alten monarchischen
Autorität. Daß nur 300 von 10.000 Richtern
sich im Republikanischen Richterbund or-
ganisierten, beweist den geringen Grad an
Loyalität der Richter gegenüber der Repu-
blik. Der Republikanische Richterbund ver-
suchte, das überkommene Leitbild des un-
politischen Richters als Fiktion zu entlarven
und setzte dagegen, daß politische Vorstel-
lungen, von dem was Recht sei, sehr wohl
einen entscheidenden Einfluß auf die Ur-
teilssprüche hätten.

Die politische Justiz spielte angesichts der
Hetze gegen die Republik, angesichts von
Putschversuchen und einer Vielzahl von
politisch motivierten Morden eine große
Rolle in der Weimarer Republik. Die Urtei-
le in derartigen Verfahren sprechen eine ein-

deutige Sprache: Wer das Deutsche Reich
als „deutsche Schieber- und Judenrepublik”
bezeichnet hatte, mußte 100 Mark Geld-
strafe bezahlen. Wer aber in einer politi-
schen Versammlung einen Heerführer
„Schlächtermeister” und Hindenburg
„Oberschlachtermeister” genannt hatte, kam
sechs Wochen ins Gefängnis.

Das gleiche Bild ergibt sich bei den poli-
tisch motivierten Morden. Vonl919bisl 922
gab es 20 von links, und 354 von rechts
begangene politische Morde. Betrug die
Gesamtstrafe bei den von links begangenen
Morden 10 Erschießungen, 248 Jahre und 9
Monate Haft, dreimal lebenslänglich Zucht-
haus, betrug sie bei den von rechts begange-
nen nur 90 Jahre und 2 Monate Haft, 730
Mark Geldstrafe und einmal lebenslänglich.
Blieben von 20 von links begangenen Mor-
den nur vier ungesühnt, waren es bei den 354
von rechts begangenen 326.

Dasselbe gilt für das im Juli 1922 verab-
schiedete Gesetz zum Schutz der Republik.
Demnach konnte mit bis zu fünf Jahren
Gefängnis bestraft werden, wer die Farben
der Republik (schwarz-rot-gold) schändete
bzw. Mitglieder der republikanischen Re-
gierung beschimpfte. Der Ausspruch „Wir
brauchen keine Judenrepublik” wurde vom
Landgericht Gleiwitz nicht geahndet. Es
begründete den Freispruch damit, daß die
Äußerung lediglich ein Ausfluß des Antise-
mitismus sei, lediglich „der Jude” Gegen-
stand des Angriffs. Auch das Oberlandes-
gericht Breslau sah den Tatbestand als nicht
erfüllt an, da keine Beschimpfung vorläge.
Die Bezeichnung der Republikfahne als
„Judenfahne” blieb ebenfalls ohne Folgen,
da die Juden Staatsbürger seien, die die Re-
publik besonders verehrten.

Auch beim Tatbestand des Hochverrats
wurde gleich verfahren, d.h. beim juristi-
schen Umgang mit dem rechten Kapp-Put-
sch im Frühjahr 1920 und der linken Mün-
chener Räterepublik im Frühjahr 1919. So
betrug die Gesamtstrafe der Mitglieder der
Kapp-Regierung nur fünf Jahre für den da-
maligen Innenminister Jagow, alle anderen
blieben in Freiheit und im Amt. Dagegen
kam kein einziger von 52 angeklagten Mit-
gliedern der bayerischen Räteregierung un-
geschoren davon. Sie wurden zu einer Ge-
samtstrafe von 135 Jahren und 2 Monaten
verurteilt. Alle 60 angeklagten Militärs der
Kapp-Regierung blieben in Freiheit, zwei
davon flüchteten ins Ausland. Von den 72
angeklagten Militärs der Räterepublik wur-
den zwei erschossen, der Rest zu insgesamt
276 Jahren und 2 Monaten Haft verurteilt.

Bestätigte im Frühjahr 1923 der Staats-
gerichtshof noch das Verbot der NSDAP,
sah es nach dem Putschversuch von Hitler
und Ludendorff im November 1923 ganz
anders aus. Hitler wurde zwar am 1. April
1924 zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt,
das Gericht gestand ihm aber „vaterlän-
dischen Geist und edelsten Willen” zu und
verzichtete auf die Anwendung des Repu-

blikschutzgesetzes. „Auf einen Mann, der
so deutsch denkt und fühlt wie Hitler, kann
nach Auffassung des Gerichts die Vorschrift
des Republikschutzgesetzes keine Anwen-
dung finden.” Schon Mitte Dezember 1924
wurde Hitler entlassen

Der Grund für die ungleiche Behandlung
rechts- und linksgerichteter Taten liegt auf
der Hand. Angriffe gegen die Republik von
rechts entsprachen der nationalen Linie, ziel-
ten ab auf eine Beseitigung der Republik
und eine Wiederherstellung der Monarchie
und der autoritären Staatsordnung, d.h. sie
trafen sich mit dem autoritären, monarchisch
geprägten Denken der Mehrheit der Richter-
schaft. Angriffe von links dagegen wurden
als drohende Bolschewisierung betrachtet,
die die Nation in Gefahr brächte. Die Justiz
verstand sich hier als Bollwerk gegen die
drohende Gefahr. Diese Gesinnungs- und
Wertegleichheit war der entscheidende Fak-
tor für solche Urteile, nicht die zunächst
noch sehr seltene Mitgliedschaft der Richter
in der NSDAP.

Die Situation kurz nach Hitlers Macht-
ergreifung war dann gekennzeichnet von
Amnestien für nationale Straftäter, der An-
wendung des Strafrechts als politisches
Kampfinstrument, der Gewährung rechts-
freier Räume für SA und SS und von Erge-
benheitsadressen der Richtervereine an die
Nationalsozialisten. Bis zum Zusammen-
bruch arbeitete die Justiz „pflichtgemäß”.
Noch im Frühjahr 1945 wurden Zweifel am
Endsieg von Sondergerichten geahndet. Als
letzter Akt wurden belastende Akten ver-
nichtet

Im Westen nichts Neues

Im Westen gab es nach der Befreiung vom
Nationalsozialismus nur einen einzigen ge-
richtlichen Versuch, die Justiz des Dritten
Reiches als Ganzes strafrechtlich aufzu-
arbeiten: die Nürnberger Juristenprozesse
gegen 14 Justizjuristen, drei ehemalige Staats-
sekretäre und Richter. Am 3. und 4. Dezem-
ber 1947 wurden die Urteile gefällt: viermal
lebenslänglich, vier mal 10 Jahre, einmal 7
und einmal 5 Jahre. Bereits 1950 kamen aber
die meisten Verurteilten wieder frei, der
letzte wurde 1956 entlassen. Zum ersten
und zum letzten Mal sprach ein Gericht von
der aktiven Mitschuld der Justiz und der
Beteiligung an den Verbrechen des NS-
Regimes. In der Urteilsbegründung heißt
es: „Der Dolch des Mörders war unter der
Robe des Juristen verborgen.”

Darüber hinaus gab es keine Aufarbeitung
der Geschichte der Justiz im Dritten Reich,
im Falle des berüchtigten Volksgerichtshofes
ist kein einziger Fall einer rechtskräftigen
Verurteilung bekannt. Mit dem sogenann-
ten „G 131" vom Mai 1951, der den ehema-
ligen Beamten einen Rechtsanspruch auf
Wiedereinstellung zubilligte, war der
Schlußstein zum Wiederaufbau der bundes-
deutschen Justiz gesetzt. Die personelle



Kontinuität, die die Entnazifizierung eigent-
lich hatte verhindern wollen, fand damit
ihre rechtliche Absicherung.

40 Jahre Verdrängen und Vergessen haben
schließlich eine Amnestie für Justizver-
brecher auf krummen Wegen bewirkt. Die
Frage nach der Verantwortung für die schnel-
le und nahezu widerstandslos erfolgte Per-
vertierung des Rechts nach 1933 wurde bei-
seite geschoben. Nach dem Schema „Gesetz
ist Gesetz” und „Was damals Recht war,
kann heute nicht Unrecht sein” wurden die
Richter entlastet. Den Rest erledigte der
starke Korpsgeist unter der Richterschaft.
Selbst Bundesjustizminister Engelhardt hielt
in einem Geleitwort für einen Ausstel-
lungskatalog zum Thema ,Justiz und Na-
tionalsozialismus” 1989 diese Flucht vor
der Vergangenheit „für die Fehlleistung der
bundesdeutschen Justiz”.

Nach 1945 war die Rechtsprechung in
Westdeutschland geprägt vom Kalten Krieg;
einem Kalten Krieg nicht in den Kasernen,
sondern im Gerichtssaal. Westdeutschland
war Frontstaat gegen den Kommunismus,
Widerstandskämpfer gegen die Hitler-Dik-
tatur (und nicht nur Kommunisten) wurden
erneut verfolgt. Sie mußten sich oft vor dem
selben Richter verantworten, der vorher
noch das Hakenkreuz an seiner Robe getra-
gen hatte. Ehemalige Opfer wurden wieder
Opfer, einstige Täter erneut Täter. Bei der
rigiden Kommunistenverfolgung trat anstel-
le des Nachweises einer individuellen Schuld
die Kontaktschuld. Nach dem KPD-Verbot
1956 wurden KPD-Mandats träger rückwir-
kend angeklagt; die bloße Mitgliedschaft
wurde als Verbrechen geahndet. Erst 1961
bereitete das Bundesverfassungsgericht die-
ser Praxis ein Ende.

Hervorragendes Beispiel für den Umgang
der Justiz mit Rechtsextremisten in der Bun-
desrepublik ist die Praxis des § 129 bzw.
§ 129a, die Bildung, Mitgliedschaft und Un-
terstützung einer kriminellen bzw. terroris-
tischen Vereinigung. Weder die Wehrsport-
gruppe Hoffmann, noch das „Kommando
Omega”, auch nicht Kühnens „Aktionsfront
Nationaler Sozialisten/Nationale Aktivis-
ten "oder andere Gruppen wurden als terror-
istische Vereinigung strafrechtlich belangt.
Bis auf die einzige Ausnahme des Manfred
Roeder und der Mitglieder seiner „Deut-
schen Aktionsfront”, die 1982 wegen An-
schlägen auf Flüchtlingsheime nach § 129a
verurteilt worden waren, ist der § 129a kein
Paragraph für Rechtsextremisten.

So bemüht die handverlesenen Richter
bundesdeutscher Oberlandesgerichte sind,
linke Gruppen aller Art zu terroristischen
Vereinigungen hochzustilisieren, so phan-
tasievoll argumentierten sie, um den § 129a
nicht auf Attentäter aus neonazistischen
Organisationen und militante Rechtsex-
tremisten anwenden zu müssen. Das hat
Tradition. Unter den zwölf 1950 als ver-
fassungsfeindlich eingestuften und verbote-
nen Organisationen befanden sich neun

kommunistische und drei faschistische. Im
Gegensatz zu den kommunistischen Orga-
nisationen wurden die drei faschistischen,
die „Sozialistische Reichspartei”, die
„Schwarze Front” und die „Nationale
Front”, nicht als kriminelle Vereinigung nach
§129 verfolgt.

Mit der Praxis de §§ 129 und 129a wird
auf der juristischen Seite unterstrichen, was
aus eindeutigem politischen Interesse von
offizieller Seite immer wieder betont wird:
rechte Attentate werden von Einzeltätern
verübt, es gibt keine national und interna-
tional vernetzten rechtsextremen militan-
ten Strukturen. Ist dies gar nicht mehr zu
leugnen, wird plötzlich festgestellt, daß die
terroristische Vereinigung ihren Sitz im
Ausland habe und somit nicht mehr unter
die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts
falle. Ein Umfeld haben diese Gruppen so-
wieso nicht. Begriffe wie „Sympathisant”
oder „Unterstützer” finden bei Rechts-
extremisten keine Anwendung. Finanzstarke
Hintermänner oder Herkunft der Waffen
interessieren Richter und Ermittler ebenso-
wenig, wie sie politische Bekenntnisse als
Indizien werten. Schließlich handele es sich
ja um „keine politischen Prozesse”.

Der Bundesgerichtshof selbst stellte mit
seinem höchstrichterlichen Spruch vom
5.1.81 den rechtsterroristischen Gruppen
einen Freibrief aus. Der Haftbefehl gegen
den Wehrsportgruppen(WSG)-Chef Karl-
Heinz Hoffmann aus Nürnberg wegen
§ 129a wurde damit außer Kraft gesetzt.
Die Begründung: die WSG-Ausland im Li-
banon verfüge über keine Teilorganisation
in der BRD, daher dürfe der § 129a nicht
angewendet werden. Daß aber alle Opera-
tionen der WSG-Ausland von Hoffmanns
Sitz in Ermreuth bei Erlangen aus gesteuert,
alle Libanon-Kämpfer in der BRD rekru-
tiert worden waren und alle Planungen auf
Anschläge in der BRD (Befreiung von Ru-
dolf Heß, Anschläge auf die Öl-Raffinerie
in Ingolstadt, Ermordung von bundesdeut-
schen Staatsanwälten) abgezielt hatten, juck-
te den Bundesgerichtshof (BGH) nicht. Er
fand „keine ausreichenden Anhaltspunkte
für eine Teilorganisation in der BRD”.

Für Hoffmann hatte dieses Urteil positive
Folgen. Die kollektive Haftungskonstrukt-
ion des § 129a, wonach jedes Gruppen-
mitglied automatisch für die Taten anderer
Mitglieder verantwortlich ist, entfiel. Der
individuelle Tatnachweis wurde erforder-
lich. Da Hoffmann aber nie selbst mit Hand
angelegt hatte, konnte ihm das Gericht in
den gravierenden Fällen wie z.B. dem Mord
an dem Erlanger Verleger Shlomo Levin
und dessen Lebensgefährtin Frieda Poeschke
in Erlangen im Dezember 1990 oder dem
Oktoberfestattentat im September 1990
nichts nachweisen. So wurde Hoffmann
wegen kleinerer Delikte wie Körperver-
letzung, Freiheitsberaubung, Geldfälschung
oder Waffenbesitz zu neuneinhalb Jahren
verurteilt.

Auch das 1981 in Paris von deutschen
Neonazis gegründete terroristische „Kom-
mando Omega” hat dem BGH zu danken.
Im engsten Umkreis des Chefs der „Volks-
sozialistischen Bewegung Deutschlands”,
Friedhelm Busse, gegründet, hortete das
Kommando jede Menge Sprengstoff und
beabsichtigte, Anschläge auf deutsche staat-
liche Stellen, Richter und Staatsanwälte zu
verüben und Verräter aus den eigenen Rei-
hen zu liquidieren. Durch Zufall kam die
Polizei ihnen auf die Spur. Bei einer Schieße-
rei in München starben zwei Neonazis im
Kugelhagel der Polizei. Busse wurde festge-
nommen und u.a. wegen Gründung bzw.
Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver-
einigung angeklagt. In ihren Plädoyers erin-
nerten sich die Bundesanwälte aber des
BGH-Urteils und ließen den Vorwurf des
§ 129a fallen. Busse wurde wegen Hehlerei,
Waffen- und Sprengstoffbesitz zu drei Jah-
ren und neun Monaten verurteilt. Seine viel-
fältigen Kontakte im In- und Ausland, ins-
besondere nach Belgien und Frankreich,
interessiert die Richter nicht. Als straf-
mildernd wertete es das Oberlandesgericht
München, daß Busse aus „falsch verstande-
ner kameradschaftlicher Gesinnung” die
Gruppenmitglieder bei sich habe wohnen
und den Sprengstoff in seiner Garage habe
lagern lassen. Heute ist der Mann mit der
richterlich attestierten „kameradschaftlichen
Gesinnung” der Vorsitzende der militanten
„Freiheitlich Deutschen Arbeiterpartei”
(FAP).

Besonders abstrus wird die juristische
Praxis des § 129a bei Rechtsextremisten im
Falle der Gruppe Hepp/Kexel. Odfried
Hepp und Walter Kexel verübten mit weite-
ren Gesinnungsfreunden Sprengstoffan-
schläge auf US-Soldaten und Army-Ein-
richtungen im Rhein-Main-Gebiet. Wäh-
rend alle anderen Gruppenmitglieder fest-
genommen wurden, gelangt Hepp zunächst
die Flucht über Ostberlin nach Paris. Die
Gruppe ohne Hepp wurde zwar wegen
§ 129a angeklagt, das Frankfurter Land-
gericht sah aber im März 1985 diesen Tat-
vorwurf nicht als erwiesen an. Nach seiner
Festnahme wurde Hepp im Oktober 1987
dann wegen Mitgliedschaft in einer terror-
istischen Vereinigung verurteilt, deren po-
tentielle Mitglieder allesamt im Verfahren
zwei Jahre zuvor von diesem Vorwurf frei-
gesprochen worden waren. Hepp wurde
damit zum exklusiven Mitglied seiner
„Gruppe”.

Den Begriff des Sympathisanten gibt es in
Zusammenhang mit militanten Neofaschi-
sten anscheinend nicht. Prädestiniert dafür
wäre die „Hilfsorganisation für nationale
politische Gefangene und deren Angehöri-
ge” (HNG), vom Bundesamt für Verfas-
sungsschutz zeitweilig als größte rechts-
extremistische Gruppierung in der BRD
eingestuft. Ihr Ziel ist eindeutig: sie will die
„Kampfmoral inhaftierter Kameraden er-
halten und stärken”. Die HNG verfügt über



sehr gute Kontakte nach Frankreich, Belgi-
en und in die USA. Sie ermöglichte z.B.
Kühnen die Flucht nach Paris. Kein HNG-
Mitglied wurde jemals wegen Werbens für
oder Unterstützung einer terroristischen
Vereinigung belangt.

Das Paradebeispiel: der
Einzeltäter

Die stete Leugnung nationaler und interna-
tionaler Verflechtungen neonazistischer
Gruppen zieht in letzter Konsequenz die
beliebte Einzeltätertheorie nach sich, den
meist psychopathischen, von jeglichen
Gruppenzusammenhängen losgelösten Ein-
zeltäter. So favorisierte das bayerische Lan-
deskriminalamt im Falle des Oktoberfest-
attentats vom ersten Tag an die Einzel-
täterversion. Vielfältige Hinweise auf Hin-
tergründe und eventuelle Mittäter wurden
ausgeblendet. Das WSG-Mitglied Gundolf
Köhler soll die Bombe demnach allein ge-
legt haben. Offizielles Motiv: Probleme mit
der Freundin und im Studium. Auch das
WSG-Mitglied Uwe-Behrendt soll im De-
zember allein und aus undurchsichtigen
Motiven heraus den Doppelmord von Er-
langen begangen haben. Schließlich soll
Forstwirtschaftsmeister Heinz Lembke in
Niedersachsen 31 Waffendepots ganz allein
aus Spaß an der Freude angelegt haben.
Während das LK A von einer sechsköpfigen
Gruppe sprach, änderte sich mit der Über-
nahme das Falles durch die Bundesanwalt-
schaft schlagartig alles. Eine Nachrichten-
sperre wurde verhängt, drei erst kurz zuvor
verhaftete Neonazis wieder entlassen, alle

Verfahren eingestellt, nur
Lembke blieb in Haft. Er er-

hängt sich wenig später in
Untersuchungshaft.

Auch bei Josef Sailer, ei-
nem 19jährigen Lehrling, den
es in einer Dezembernacht
1988 „überkam”, ein über-
wiegend von türkischen Fa-
milien bewohntes Haus in
der Schwandorf er Innenstadt
anzuzünden, war es nicht
anders. Die polizeiliche
Desinformation begann be-
reits kurz nachdem die Glut
erloschen war. D rei türkische
Staatsangehörige und ein
Deutscher kamen in den
Flammen um. Die
Schwandorf er Polizei schloß
zwar Brandstiftung nicht aus,
dementierte jedoch sofort
Meldungen, wonach ein po-
litisch motivierter
Brandanschlag verübt wor-
den sei. Einen Tag nach dem
Brand fanden Ermittler den
Aufkleber „Türken raus” an
einem benachbarten Haus.
Die Spur führte sie zu dem

stadtbekannten Rechtsextremisten Josef
Sailer. Am 5.Januar 1989 legte der Lehrling
ein umfassendes und detailliertes Geständ-
nis ab. Sein Motiv: er habe Ausländer ärgern
wollen.

Durch das Geständnis des Rechtsextre-
misten war die Polizei gezwungen, eine neue
Version des Tathergangs zu verbreiten. Fest
stehe demnach, so die Polizei in einer Presse-
mitteilung kurz nach dem Geständnis, daß
„an dem Verbrechen kein zweiter Täter be-
teiligt war, auch keine rechtsradikale Grup-
pierung im Hintergrund mitwisserisch oder
anstifterisch tätig war”. Noch bevor eine
Hausdurchsuchung bei Sailer umfangrei-
ches Adressenmaterial und Propaganda-
schriften der militanten „Nationalistischen
Front” (NF) und der FAP zu Tage gefördert
hatte, noch bevor Sailers aktive Mitglied-
schaft in gehobener Position bei der NF
bekannt geworden war und lange bevor
Kontaktpersonen aus dem rechten Spektrum
überhaupt vernommen worden waren, setzte
die Kripo die Version vom Einzeltäter in die
Welt. Eine Version, die sie bis zum Ende der
Ermittlungen konsequent durchhielt und
die schließlich auch vom Amberger Land-
gericht übernommen wurde.

Systematisch wurden Hinweise ausge-
blendet, die auf Salier als organisierten Neo-
faschisten hingedeutet hatten. Bei Sailer ge-
fundene Briefumschläge wanderten z.B.
ungeöffnet in die Asservatenkammer. Erst
auf Drängen der Nebenkläger öffnete man
sie und fand revisionistisches Propaganda-
material eines der führenden österreichi-
schen Neofaschisten. Bundesbahnfahrkar-
ten, die darauf hindeuteten, daß Salier un-

mittelbar vor der Tat zum 4. Bundesparteitag
der NF nach Bielefeld gefahren war, fanden
keinen Eingang in die Gerichtsakten. Die
Führer von NF und FAP wurden niemals zu
ihrem „Kameraden Josef”, wie sie ihn nach-
her in ihren Publikationen bezeichnten, be-
fragt. Kontakte zu örtlichen „Republika-
nern” fielen unter den Tisch, entsprechende
Kontaktpersonen wurden nicht einmal ver-
nommen

Die Nähe zwischen der hetzerischen
rassistischen Propaganda der NF zu Sailers
todbringender Aktion hat weder die Kripo
noch die Staatsanwaltschaft oder das Ge-
richt interessiert. Sailer wurde als Einzeltäter,
der sich „vom Einzelgänger zum Einzel-
kämpfer entwickelt” habe, nicht wegen
Mordes, sondern wegen schwerer Brand-
stiftung schließlich zu 12 Jahren und sechs
Monaten Haft verurteilt. Seitdem findet sich
sein Name auf der Liste der „Nationalen
Gefangenen” in der Zeitschrift „NS-Kampf-
ruf” der illegalen „NSDAP-AO”. In Inter-
views mit offen faschistischen Skinhead-
Magazinen wie „Querschläger” oder „Fron-
tal” meldet sich Salier aus der Zelle zu Wort

Sein „größter politischer Wunsch” ist dem-
nach ein „Besatzer- und ausländerfreies
Deutschland in germanisch-preußischer Tra-
dition in den Grenzen von 1938, ein Europa
ohne Neger, Rote und Hakennasen” und
„vor allem, daß sich der Nationalsozialis-
mus wieder durchsetzt”. Salier gibt seine
Bewunderung für den ehemaligen SS-Ober-
gruppenführer und Chef des Sicherheits-
dienstes Reinhard Heydrich kund.: „Das
war genau ein Nationalsozialist nach mei-
nem Geschmack. Ein SS-Führer mit Stil,
Eleganz und Durchsetzungs vermögen. ” Der
„Einzelkämpfer” Sailer pflegt auch eindeu-
tige Kontakte aus seiner Zelle heraus. Er
gibt in dem Interview zu, daß Kontakte zur
„HNG, Kurt Müller (Neonazi aus Mainz,
B.S.) und zu anderen Kameraden der FAP”
bestünden

Auch im Osten nicht viel Neues

Auch im realexistierenden Sozialismus Mar-
ke DDR gab es mannigfaltige Kontinui-
tätslinien von der Zeit des Nationalsozialis-
mus bis zur Gegenwart. Der Verfassungs-
grundsatz, daß dort „Faschismus mit Stumpf
und Stiel” ausgerottet wäre, grenzt an Selbst-
betrug. Es ist zwar unbestritten, daß es in
der DDR insbesondere unter Führung der
sowjetischen Besatzungsmacht gelungen ist,
die ökonomische Basis des Faschismus zu

zerstören. Es gab eine gewaltige Boden-
reform, eine schonungslose Enteignung der
Großindustriellen und auch eine Entnazi-
fizierung, die mit 520.000 entlassenen Ver-
waltungsangestellten und mit 13.000 Urtei-
len gegen Nazi-Verbrecher die halbherzigen
Versuche in den Westzonen erheblich in den
Schatten gestellt hat. Trotzdem ist es nicht
gelungen, im Bewußtsein der Bevölkerung
entscheidende Veränderungen zu bewirken
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und damit die Möglichkeiten zum Überle-
ben einer faschistischen Geisteshaltung zu
verhindern. D.h. das Problem der DDR war
nicht in dem Maße die personelle Kontinui-
tät (die es aber auch gegeben hat), sondern
das politische Klima, das rechtsextremen
Ideologien nicht nur ein Überleben sondern
auch Reproduktionsmöglichkeiten gesichert
hat.

Hier muß die Art der Entnazifizierung
der „kleinen Nazis” erwähnt werden. Schon
1947 wurden einfache NSDAP-Mitglieder
pauschal entlastet. 1948 wurde das Ende der
Entnazifizierung offiziell beschlossen,
selbstverständlich geschuldet der geänder-
ten politischen Konstellation (Anfänge des
„Kalten Krieges ”) und dem Sachzwang, nach
dem Zusammenbruch eine funktionierende

Verwaltung wieder aufzubauen. Schon im
Mai 1948 erhielten die alten NSDAP-Mit-
glieder und Wehrmachts-Angehörigen mit
der Gründung der „Nationaldemokra-
tischen Partei Deutschlands” (NDPD) eine
Plattform zur politischen Betätigung. Die
NDPD war eine ganz normale, anerkannte
Blockpartei und besaß 52 Abgeordnete in
der DDR-Volkskammer. In ihrem Partei-

programm 1951 fordert sie unmißverständ-
lich „Deutschland den Deutschen” und
„Deutschland muß leben”. Der 3. SED-
Parteitag beschloß schließlich 1950, daß die
„Wurzeln des Faschismus ausgerottet” sei-
en.ImMail964 wähnte sich Walter Ulbricht
„auf der historisch erprobten Straße des
sicheren Siegers” und im Mai 1975, anläß-
lich des 30.Jahrestags der Befreiung, sah
Erich Honnecker sich „und uns alle bei den
Siegern der Geschichte”.

Diese „Sieger der Geschichte” hatten es
nicht mehr nötig, sich mit ihrer Vergangen-
heit auseinanderzusetzen. Die rein ökonomi-
stische Faschismus-Definition nach Dimi-
troff, wonach die Faschisten ausschließlich
als Handlanger des Finanzkapitals verstan-
den wurden, machte es nicht mehr nötig, der
Frage nachzugehen, warum denn 13 Millio-
nen Deutsche die NSDAP gewählt hatten.
Das deutsche Volk wurde in der offiziellen
DDR-Geschichtsschreibung als „betrogen,
irregeführt, belogen und verführt” darge-
stellt. Die Faszination, die der Faschismus
auch gerade unter den Arbeitern ausgelöst
hatte, blieb unberücksichtigt, die Arbeiter-
schaft wurde per Definition für antifaschis-
tisch erklärt. Es war immer nur vom Fa-
schismus die Rede, das Wort „Nationalsozi-
alismus” und damit die spezifische Qualität
des deutschen Faschismus mit der systema-
tischen Vernichtung der Juden kam in der
offiziellen DDR-Geschichtsschreibung
nicht vor. Die mangelhaft auf gearbeitete Ver-
gangenheit, der ritualisierte, inhaltsleere und
verordnete Antifaschismus schufen zusam-
men mit der kleinbürgerlichen, auf Aus-
und Abgrenzung abzielenden Sozialisation
in der DDR ein Klima, indem rechtsextreme
Ideologie gedeihen konnte.

Darüber hinaus gab es jedoch auch per-

sonelle Kontinuitäten. 1968 ging Simon
Wiesenthal mit einer Liste der Namen von

39 hochrangigen Vertretern der DDR-Me-
dien (bis hinauf zum stellvertretenden Chef-
redakteur des „Neuen Deutschlands”) an
die internationale Öffentlichkeit. Die Be-

schuldigten trugen nicht nur hohe Orden
der DDR, sondern wiesen auch eine bedeut-
same Karriere in der NS-Zeit, insbesondere
in den dortigen Propagandastellen auf.
Wiesenthal begründete die antisemitische
und antizionistische Hetze gegen Israel in
den DDR-Medien mit dieser Kontinuität.
General Arno von Lenski ist ein Parade-
beispiel für Kontinuität. Er war Volks-
kammerabgeordneter für die NDPD und
Träger der Medaille für „Kämpfer gegen
Faschismus von 1933 bis 1945". Dieser
„Kämpfer gegen Faschismus” saß aber als
Beisitzer im berüchtigten Volksgerichtshof
unter Roland Freisler und setzte nachweis-
lich seine Unterschrift unter 20 Todesurtei-
le.

Angesichts des allgemeinen Klimas und
solcher Kontinuitäten ist es auch kein Wun-

der, daß es in der DDR schon lange vor der
Wende rechtsextremistische Gruppierungen
und auch Aktivitäten gegeben hat. Die nach
der Wende durch Hausbesetzungen in der
Ostberliner Weitlingstraße bekannt gewor-
dene „Nationale Alternative” geht z.B. zu-
rück auf die 1986 gegründete „Lichtenberger
Front”, die sich dann zwei Jahre später in
„Bewegung 30.Januar” umbenannte. Chef
dieser Gruppierungen war Andre Riechert,
bezeichnenderweise Sohn eines für Rechts-
extremismus zuständigen Leutnants des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit.

Neonazistische Aktivitäten in der DDR
wurden im Westen zum ersten Mal mit ei-

nem Prozeß gegen die Skinheads bekannt,
die im Oktober 1987 zusammen mit West-
berliner Skins ein Punkkonzert in der Zions-
kirche überfallen hatten. Es war dies das
erste Mal, daß auch die Medien in der DDR
über ein Gerichtsverfahren gegen Rechts-
extreme berichteten. Wegen „Rowdytum”
und „Asozialität” wurden die Skins damals
zu Strafen bis zu drei Jahren und neun Mo-
naten verurteilt. Die Tat wurde nicht als
politische Tat gehandelt, Straftatbestände
wie z.B. verbotene westliche Verbindungs-
aufnahme oder Besitz von faschistischer
Literatur ließ man unter den Tisch fallen.

Kurz darauf sorgte ein weiterer Prozeß
gegen jugendliche Skinheads für Aufsehen.
Diese hatten zwischen November 1987 und
März 1988 den Jüdischen Friedhof in der
Schönhauser Allee in Ostberlin insgesamt
fünfmal geschändet. 222 Grabsteine wur-
den bis zurUnkenntlichkeit zerstört. Pikan-
terweise gehen alle Fenster der Rückfront
derVolkspolizei-InspektionPrenzlauerBerg
genau auf diesen Friedhof hinaus. Nach
Aussage eines Tatbeteiligten hatten die Skins
sich einen Wettbewerb daraus gemacht, wer
es „unter Abspielen lauter Musik” schafft,
in kürzester Zeit die meisten Grabsteine mit

Hämmern zu zerstören. In der Anklage-
schrift steht, die Jugendlichen hätten „unter
Alkoholeinfluß sich gegenseitig bestärkend
faschistische und antisemitische Parolen”
gegrölt. In der VoPo-Inspektion wollte aber
niemand etwas davon gehört haben, die Täter
wurden erst Wochen später verhaftet und
dann zu drakonischen Strafen verurteilt
(sechseinhalb Jahre für einen 16jährigen).
Dieses Strafmaß war jedoch weniger dem
antifaschistischen Selbstverständnis der
DDR geschuldet, sondern eher tagespo-
litischen Erwägungen. Zu dieser Zeit ver-
handelte die DDR-Staatsführung mit dem
Jewish Claims Comitee über eine symboli-
sche Wiedergutmachungszahlung an Israel,
um so den Weg für US-amerikanische
Wirtschaftshilfe freizumachen. Da mußte
man, um ein günstiges Verhandlungsklima
zu schaffen, ein hartes Durchgreifen Vor-
spielen.

Diese beiden Vorkommnisse sind keine
Einzelfälle. Die VoPo registrierte 1988 185
Straftaten mit rechtsextremistischem Hin-
tergrund, ein Jahr später bereits 300. 1.000
Skinheads waren amtlich bekannt. Man kann
rassistische Überfälle in der DDR bis in die

60er Jahre zurückverfolgen. 1974 wurde eine
Reihe von jüdischen Friedhöfen in der DDR
geschändet. Schon damals kritisierte der
„Verband jüdischer Gemeinden in der
DDR”, daß die antisemitischen Vorfälle nicht
dadurch ungeschehen gemacht werden
könnten, indem „man ihre Spuren mög-
lichst schnell beseitigt, beziehungsweise Ver-
handlungen gegen gefaßte Täter unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit” führt. In den
80er Jahren bildeten sich in der DDR dann
die Subkulturen der Punks, Skins, Grufties
und Müslies heraus. Insbesondere nach den

harten Urteilen 1987 gründeten sich soge-
nannte „Fascho-Skin”-Gruppierungen, die
ihr martialisches Outfit ablegten und als
anerkannte Mitglieder der DDR-Gesell-
schaft am Arbeitsplatz oder in gesellschaft-
lichen Institutionen agierten. Eine VoPo-
Studie kommt denn auch zu dem Ergebnis,
daß diese Fascho-Skins in der Regel „unauf-
fällige, angepaßte, ordentliche und diszi-
plinierte Bürger” wären, die „aus gutem,
stabilem Elternhaus” stammen würden.

Das ist der Knackpunkt für den Umgang
der DDR-Justiz mit Rechtsextremisten.
Skins waren gerade nicht die am meisten
repressiv unterdrückte Systemopposition in
der DDR, wie sie sich nach der Wende in den
Medien so gern darstellten. So fand sich in
den Prozessen gegen rechtsextreme Skins
zwischen 1986 und 1989 kein einziges für
das Strafmaß ausschlaggebendes negatives
Gutachten eines sogenannten „Kollektiv-
vertreters” (d.h. aus dem Arbeitskollektiv).
Die Werte der Rechtsextremisten wie Diszi-
plin, Fleiß, Ordnung und Sauberkeit waren
auch die Werte des DDR-Sozialismus. Kein

Wunder, daß selbst neofaschistische Grup-
pen im Westen wie z.B. die „Nationalisti-
sche Front” dem Untergang der DDR mehr



als nur eine Träne nachweint. In der Okto-
ber-Ausgabe 1990 ihrer internen Zeitschrift
Aufbruch  nahm die „Organisationsleitung”
der NF Stellung zur Wiedervereinigung
unter der Überschrift: „Die DDR existiert
nicht mehr. Grund zur Freude? Sicher nicht! ”
Jetzt, so beklagte die NF, kämen die „west-
lichen Werte mit voller Breitseite” in die
DDR. Die BRD habe „von Anfang an auch
Geist, Seele und Kultur unseres Volkes zer-
stört”. 40 Jahre realer Sozialismus waren für
die NF vom Ergebnis her eine „Atempause
für völkische Substanz, Kultur und Sitte
unseres Volkes ”. Sie loben den Mauerbau als
„Bollwerk gegen die zersetzenden Einflüsse
des Westens”, womit sie Materialismus und
Liberalismus meinen. „Die sogenannte
‘Wiedervereinigung’ ist der Sieg der geisti-
gen und kulturellen Entartung über einen
weiteren Teil unseres Volkes.”

Angesichts dieser Wertegleichheit ver-
wundert es nicht mehr, wie hart staatliche
Stellen gegen Linke und Punks, wie lasch
aber gegen Skins und Rechte vorgegangen
sind. So hatte zwar die DDR ein explizit
politisches Strafrecht - insbesondere den
§ 220 des DDR-Strafgesetzbuches („Öf-
fentliche Herabwürdigung”). Demnach
wurde bestraft, „wer in der Öffentlichkeit
Äußerungen faschistischen, rassistischen,
militaristischen oder revanchistischen Cha-
rakters kundtut oder Symbole dieses Cha-
rakters verwendet, verbreitet oder anbringt”.
Rechtsextreme wurden aber, wenn über-
haupt, nur wegen Rowdytum oder Aso-
zialität verurteilt. Auch das Ministerium für
Staatssicherheit hatte eher die spärlichen
antifaschistischen Gruppierung im Visier als
die rechtsextremen Gruppen. Antifaschisten
wurden mit deutscher Gründlichkeit ausge-
kundschaftet, beschattet und verfolgt,
Rechtsextremisten konnten dagegen teilwei-
se unter dem Auge der Stasi ihre Aktivitäten
weiterverfolgen. In sogenannten staatstra-
genden Organisationen wie der paramilitä-
rischen „Gesellschaft für Sport und Tech-
nik” (GST) oder den FDJ-Ordnungsgrup-
pen fühlten sich die Rechtsextremisten wohl.
Von 84 zwischen 1986 und 1989 angeklag-
ten Rechtsextremisten waren 17 in der FDJ-
Ordnergruppe, davon zehn im Rang eines
Gruppen- oder Hundertschaftführer, und
22 waren Funktionäre der GST. Gemäß dem
„Handbuch der gesellschaftlichen Organi-
sationen der DDR” bestand die Funktion
der FDJ-Ordnungsgruppen darin, überall
dort für eine „saubere Atmosphäre, für Ord-
nung und Disziplin” einzutreten, „wo die
Jugend ihre Freizeit verbringt oder sich zu
jugendpolitischen Höhepunkten versam-
melt”.

Mit welcher Akribie Punks verfolgt wur-
den, zeigt ein Fall im August 1989. Dort
wurde ein junger Mann vom Kreisgericht
Magdeburg mit einer Ordnungsstrafe von
100 Mark belegt, nur weil er als Punk geklei-
det vor Gericht erschienen war. Die Staats-
anwältin argumentierte in ihrem Plädoyer
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gegen Punks, die auf einem Rummelplatz in
eine Schlägerei verwickelt worden waren,
völlig linientreu: „Es gibt für solche jungen
Leute in der DDR keinen Raum.” So etwas
werde nicht akzeptiert, weil sich „die äußere
Haltung mit den inneren Wertmaßstäben
verbindet und weil sich diese äußere Auf-
machung und innere Haltung mit Fleiß und
Anstand nicht verbinden”. Es sei vorbei,
daß „sich bei uns jeder so geben und kleiden
kann, wie er will”. Im Umkehrschluß lagen
Kleidung und innere Haltung bei rechts-
extremen Skins exakt auf der staatlichen
Linie

Phantasievolle Strafmilderung
für Rechtsextremisten in
Gesamtdeutschland

Nach dem Pogrom von Hoyerswerda, nach-
dem also eine gewisse Sensibilisierung der
Öffentlichkeit für rassistische Überfälle ein-

getreten ist, halten gesamtdeutsche Gerich-
te nicht viel davon, hart gegen die Täter
durchzugreifen. Die Richter wollen bewei-
sen, daß es gerade nicht um politische Pro-
zesse gehe, und bemühen ihre Phantasie, um
strafmildernde Gründe für die Täter zu be-

nennen. Das Pogrom in Hoyerswerda selbst
hatte bislang nur zwei Prozesse zur Folge.
Anfang Dezember wurde ein 19-jähriger
Marktverkäufer wegen schwerem Land-
friedensbruch und Volksverhetzung zu fünf-
zehn Monaten Jugendhaft verurteilt. Nach
sechs Monaten wird über seine Bewährung
entschieden. Im zweiten Prozeß gegen drei
Initiatoren der Ausschreitungen (drei Skins
zwischen 22 und 28 Jahren) beschränkte
sich das Gericht auf eine Strafe von 18 Mo-
naten mit Bewährung. Strafmildernd nahm
das Gericht die Unzurechnungsfähigkeit der
Angeklagten zur Tatzeit „wegen Alkohol-
konsums” an. „Wir haben die politische
Dimension des Verfahrens nicht zu beurtei-
len”, bekräftigte der Richter mehrmals. Ganz
nebenei ergab die Beweisaufnahme, daß die
drei Rädelsführer während der gesamten
Ausschreitungen von einem Polizeifahrzeug
begleitet wurden. Die Polizisten griffen nicht
ein

Der erste Prozeß gegen rechtsextreme
Gewalttäter in den fünf neuen Ländern über-
haupt fand im November vor dem Jugend-
schöffengericht in Zittau statt. Vor Gericht
standen acht Angeklagte im Alter zwischen
18 und 34 Jahren, darunter der Kreisvor-
sitzende der örtlichen „Republikaner”. Sie
mußten sich wegen schwerem Landfrie-
densbruch, Körperverletzung und Volks-
verhetzung vor Gericht verantworten. Am
Himmelfahrtstag hatten sie ein Kinderheim
überfallen, in dem Kinder aus Tschernobyl
untergebracht waren und dabei den sowj eti-
schen Betreuer verletzt. Während die Ver-
teidigung den Vorfall als „entartete Männer-
tagsfeier” bezeichnete, lieferte auch das
Gericht Grund zur Freude für die im Ge-
richtssaal anwesenden zahlreichen Gesin-

nungsfreunde der Angeklagten. Ein Jahr für
den REP-Vorsitzenden, zweimal 15 Mona-
te ohne Bewährung und vier Bewährungs-
strafen lauteten die milden Urteile. Der Rich-
ter dazu: „Das ist schließlich kein politi-
scher Prozeß.”

Im Dezember 1991 stand mit dem in Ka-
nada lebenden Deutschen Ernst Zündel ei-
ner der Hauptprotagonisten der „Ausch-
witz-Lüge” in München vor Gericht. Selbst
das Bundesinnenministerium hält inzwi-
schen den Revisionismus für eine ernsthafte
Gefahr und verweist darauf, welche Klam-
merfunktion er für die rechtsextreme Szene

hat. Zündel wurde wegen Volksverhetzung,
Aufstachelung zum Rassenhaß und Verun-
glimpfung des Andenkens Verstorbener zu
einer Geldstrafe in Höhe von 12.600 DM
verurteilt. Strafmildernd wertete es das Ge-
richt, daß die „Deutschen in ihrer überwäl-
tigenden Mehrheit so gefestigt sind, daß
vom Angeklagten und seinen Mitstreitern
keine ernste Gefahr ausgehen”.

Am 12.Februar kam ein 19-jähriger Skin-
head, der in Friedrichshafen einen Angolaner
erstochen hat, mit einer Jugendstrafe von 5
Jahren davon. Das Gericht verurteilte ihn
nur wegen Totschlags mit bedingtem Vor-
satz, da man davon ausgehen müsse, „daß
die Hautfarbe des Opfers wesentlich zu der
Tat beigetragen” hatte. Zwei Wochen später
mußte sich das Landgericht Koblenz eben-
falls mit einem rassistisch motivierten Mord
befassen. Ein 18jähriger Skinhead hatte am
28.12.1990 in einer rheinland-pfälzischen
Kleinstadt einen 17jährigen Kurden mit dem
Messer von hinten erstochen. Er wurde
wegen Totschlags mit bedingtem Vorsatz zu
sechs Jahren Jugendstrafe verurteilt. Der
Skinhead hatte sich bei der Polizei als Rädels-
führer der „Taunusfront” bezeichnet und
war dem Verfassungsschutz bei überregio-
nalen Aufmärschen und Skinhead-Treffen
aufgefallen. Trotzdem wertete die Staats-
anwaltschaft die Tat als Ergebnis von „Span-
nungen zwischen den Dorf jugendlichen und
den Kurden” bzw. von „Reibereien in der
Schule”. Der 18jährige Skin sei zwar in der
„Taunusfront” gewesen, sein Lebensinhalt
aber habe „in der Zeit vor dem Mord aus
Saufen und Rumhängen” bestanden. Das
Gericht übernahm diese Version. Man kon-
statierte zwar einen „gewissen ausländer-
feindlichenund rassistischen, möglicherwei-
se auch rechtsradikalen Hintergrund”, aber
das Mordmerkmal der niederen Beweggrün-
de sei nicht erfüllt, weil dem Angeklagten
nicht zweifelsfrei nachgewiesen werden kön-
ne, daß er „zum Zeitpunkt des Messerstichs
rassistische Motive verinnerlicht” hätte.

Die Beispiele ließen sich beliebig fortset-
zen. Es geht nicht darum, zu glauben, das
Problem Rechtsextremismus ließe sich mit-
tels des Strafrechts in den Griff bekommen.

Es geht darum, daß die Justiz mit ihren
Urteilen das nachvollzieht bzw. mit dem

korrespondiert, wie Rechtsextremisten in
der offiziellen Politik und Wissenschaft ge-

handelt werden - als Spontantäter, ohne
politischen Hintergrund, gefestigte Ideolo-
gie und Organisation, als Modernisierungs-
verlierer, als entwurzelte Jugendliche, als
Arbeitslose, als Opfer hoher Scheidungs-
raten, als Perspektiv- und Orientierungslose,
als Opfer zu geringer Freizeitmöglichkeiten.
Das heißt, nicht als Täter, sondern als Opfer.

Die Opfer dieser Täter interessieren ge-
nausowenig, wie Tatsachen, die dieser offi-
ziellen Betrachtungsweise widersprechen.
Zum Beispiel, daß Führungsmitglieder des
Ku-Klux-Klans durch Deutschland fahren
und Wehrsportübungen mit Neonazis ab-
halten, daß internationale Netzwerke von
ehemaligen SS-Kämpfern Jungnazis unter-
stützen, daß Skinheads international vernetzt
sind und über festgefügte Strukturen verfü-
gen. Da paßt es dann ins Bild, daß ein Doku-
mentarfilm über gerade diese internationa-
len Verbindungen der Neonazis dem deut-
schen Fernsehpublikum vorenthalten wird.
Der Fernsehj ournalist Michael Schmidt hatte
zweieinhalb Jahre lang bundesdeutsche und
internationale Neonazi-Größen begleitet,
interviewt und zu geheimen Treffen beglei-
tet. Er widerlegt in einem 60-minütigen Film
detailliert die Legende vom Einzel- und
Spontantäter. Während die Dokumentation
mit großer Resonanz in zehn europäischen
Ländern, den USA und Israel im Fernsehen
ausgestrahlt wurde, bleiben ausgerechnet in
den Ländern, die es am meisten betrifft, in
Österreich und in Deutschland, die Bild-
schirme schwarz.

Bernd Siegler

Dieser Beitrag geht auf einen Vortrag zurück, den Bernd
Siegler im Februar '92 an der Frankfurter Uni hielt.
Siegler sprach auf Einladung der „Schöne Neue Welt/
Pupille e.V.” in der Veranstaltungsreihe „Escape to life”.
Der Vortrag wurde für den Druck geringfügig überar-
beitet und wird auch in einer Broschüre der Veran-
stalterinnen, denen wir für die freundliche Zusammen-
arbeit danken, veröffentlicht (Bezug über den AStA).



Ypsilon
Wir werden jetzt einen kleinen Detektivroman erleben, Herr

Pingold. Es gilt, Ypsilon wiederzufinden.
Zeit ist nicht zu verlieren; die Spuren müssen frisch sein. Den-

noch: ruhige Überlegung; nichts überstürzen. Zumal ich ein wenig
aus der Übung gekommen bin.

Ich lasse mich in einen bequemen Clubsessel fallen, zünde mir
eine Zigarette an, schließe die Augen und mache den Eindruck eines
völlig entspannten Wesens. Aber hinter meiner Stirn blitzen die
Gedanken in unbarmherziger Folgerichtigkeit.

Ypsilon schreit nach Sonne und Mücken. Er will also ins Freie.
Auf's Land. Und zwar für mehrere Tage, wenn nicht Wochen. Er
hätte sonst die Koffer nicht gebraucht. Mit schnellem Griff erwische
ich eine Generalstabskarte und einen Zirkel. Es zeigt sich, daß es in
einem Umkreise von fünf Kilometern keine Möglichkeit gibt, unter-
zukommen. Das ist sehr interessant und wertvoll: Ypsilon und die
beiden Frauen werden ihre Koffer nicht über fünf Kilometer tragen.
Folglich wird Ypsilon nicht gehen. Er wird fahren.

Ich zünde die unvermeidliche Schägpfeife an und folgere weiter.
Vier Beförderungsmittel kommen in Betracht: Eisenbahn, Straßen-
bahn, Auto, Milchwagen. Rosa Feurig ist auf Auto gestimmt. Ypsi-
lon würde auf den Milchwagen verfallen. Angelika ist in diesem
Punkte neutral. Aber sie hält zu Ypsilon. Rosa wird überstimmt: Das
Auto scheidet aus.

Es liegen nur noch drei Dinge im Bereich des Wahrscheinlichen.
Die Milchmänner fahren erst am Nachmittag in ihre Dörfer zurück:
ein Mann wie Ypsilon stürzt aber nicht im Morgengrauen mit dem
Schrei nach Sonne und Mücken aus der Wohnung, um bis zum
Nachmittage in einer dumpfigen Ausspannwirtschaft auf die Ab-
fahrt eines Milchwagens zu warten. Also: Straßenbahn oder Eisen-
bahn. Der Ring schiebt sich immer enger zusammen. Jetzt ist volle
Konzentration erforderlich. Ich brenne mir eine ganz schwere
Brasilzigarre an und sinke in meinen bequemen Klubsessel zurück.
Bald schon zuckt es fast unmerklich über meine Stirn. Ein äußerst
wichtiger Anhaltspunkt: Ypsilons Schrei nach den Mücken. Wo ist
das Eldorado der Mücken? Ich weiß nun bestimmt, daß Ypsilon in
die Heide gefahren ist. Straßembahn oder Eisenbahn? In die Heide
führt nur eine Straßenbahnlinie. Wie die Dinge liegen, kommt
lediglich die Endstation in Betracht, jetzt heißt es handeln.

Ich greife nach einer Zigarette und zünde die unvermeidliche
Schägpfeife an. Die schwere Brasilzigarre brennt noch. Das Jagdfieber
hat mich gepackt. Aber ich bewahre eine eiserne Ruhe. Niemand
würde mir anmerken, unter welcher Hochspannung mein Gehirn
arbeitet. Nur wer mit meinen Gewohnheiten näher vertraut ist,
würde aus dem gesteigerten Tabakkonsum schließen können, daß
ich an der Schwelle einer wichtigen Entscheidung stehe.

Der erste Wagen fährt 6.30 Uhr. Ypsilon mußte ihn bequem
erreichen. Ankunft 8 Uhr. Es ist jetzt sieben. Telefonruf an den mir
bekannten Gemeindevorsteher: um 8 Uhr kommen zwei Damen
und ein Herr dort an; letzterer auf den Namen Ypsilon hörend; je ein
Handkoffer. Schicken Sie intelligente Boten an die Bahn. Soll Ypsi-
lon in meinem Namen fragen, wo er das Problem deponiert hat.
Sofort telefonisch bescheid, auch wenn die Herrschaften nicht
angekommen sein sollten. Schluß! -

Herr Pingold, ich hielt mit der einen Hand den Hörer, mit der
anderen den Bleistift für etwaige Notizen. Glauben Sie mir: es ist
sehr anstrengend, in dieser Situation mit drei brennenden Rauch-
utensilien im Munde ein Ferngespräch zu führen. Aber ich verspürte
keine Müdigkeit.

Nun habe ich noch fast eine Stunde Zeit bis zum Anruf. Ich will
sie benutzen, um meine Kombinationsgabe zu üben.

Als ich aus der Haustür trete, geht ein Herr vorüber, dessen

rechter Daumen mir auffällt
Ich begrüße den Herrn wie einen alten Bekannten: „Hallo! Wie

siehts im Blumenviertel aus? Wie geht das Geschäft? Viel Ärger mit
den Mietern? Müssen Sie denn auch alles in Devisen zahlen? Und
sagen Sie mal: wie lange ist Ihr seeliger Vater eigentlich schon tot?”

„Sie scheinen”, sagt der Herr, „mich und meine Verhältnisse zu
kennen. Ich wohne allerdings im Blumenviertel, ich habe ein Ge-
schäft, ich bin Hausbesitzer, ich zahle in Devisen, und mein Vater ist
seit zehn Jahren tot. Aber offen gestanden, - ich entsinne mich nicht,
Sie je zuvor gesehen zu haben.”

„Ja, sind Sie denn nicht Herr Pingold aus der Tulpenstraße?”
(Sie verzeihen Herr Pingold, daß ich Ihren Namen nannte; mir

viel gerad kein anderer ein.)
„Nein”, sagte der Herr, „mein Name ist Semmelbrot, aus der

Lilienstraße.”
Ich war von dem Resultat außerordentlich befriedigt und löste

mich mit einigen verbindlichen Worten von meinem Opfer. Dann
brannte ich mir eine Zigarette an.

Nun passen Sie auf, Herr Pingold! Als ich den Mann sah, wußte
ich, daß er im Blumenviertel wohnt. Darauf baute ich auf. Sie
müssen wissen, Herr Pingold, daß das sogenannte Blumenviertel ein
ganz abscheulicher Stadtteil ist und nur so genannt wird, weil es dort
eine Tulpen-, Nelken-, Astern-, Rosen-, Lilien-, Stiefmütterchen-
und Jelängerjelieber-Straße gibt.

Als besserer Mensch wohnt man dort nur, wenn man dort wohnen
muß; wenn man etwa ein Geschäft dort hat. Also: dieser bessere
Herr hatte ein Geschäft im Blumenviertel. Man sah ihm die zweite
Generation an. Die erste sieht dort ganz anders aus; also - folgerte
ich - wird dieser Herr das Geschäft von seinem Vater übernammen
haben. Das ließ mich vermuten, ihm gehöre das Haus, in dem er sein
Geschäft betreibt. Handwerker war der Mann nicht; dann also
Kaufmann. Das zu erkennen ist nicht schwer. Er sah auch nicht wie
ein kleiner Krämer aus. Er hatte etwas vom Blumenviertelgrand-
seigneur. Daraus schloß ich, daß er in Devisen spekuliert. Ich
drückte mich natürlich vorsichtiger aus. Er war annähernd 50 Jahre
alt; daraus schloß ich, daß sein Vater nicht mehr lebt.

Richtig, Herr Pingold, das Blumenviertel. Das schloß ich - bitte
lächeln Sie nicht! - aus der Form seines Daumens. Das Blumen-
viertel ist nämlich die einzige Gegend der Stadt, in dem die
Wasserspülungen nicht eine Ziehvorrichtung, sondern einen Drück-
knopf haben (rechts vom Schauspieler). Infolgedessen haben Leute,
die lange dort wohnen oder gar schon dort geboren sind, eine stark
zurückgebogene Daumenspitze.

Sie sehen, Herr Pingold, es ergibt sich eins aus dem anderen, wenn
man nur logisch folgert.

Als ich nach Hause zurückkam, setzte ich die unvermeidliche
Schägpfeife in Brand.

Bald darauf meldete sich der Ortsvorsteher: Ypsilon ist angekom-
men und läßt sagen, er sei im Begriff nach Mesopotamien auszuwan-
dern; das Problem habe er heute früh durch Pingspüngels Fenster
geworfen.

Das war eine ganz raffinierte Ausrede; für mich aber durchsichtig
genug. Ich stieß nur einen leisen Pfiff aus und wußte, was ich zu tun
hatte

Den Text entnahmen wir Christof Spengermanns „Ypsilon - Ein
grotesker Mann”, geschrieben 1924 und erstveröffentlicht 1991
im Postskriptum Verlag, Hannover.
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